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An den Herrn 
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Hiermit übersende Ich als Anlage 1 den von der Bundesregierung 
beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Notarrechts 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 148. Sitzung am 28. Oktober 1955 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf die sich aus der Anlage 2 ergebenden Änderungen vor- 
zuschlagen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Schaffer 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über Maßnahmen auf dem Gebiete des Notarrechts 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz besdalossen: 

Artikel 1 

Änderung der Reidisnotarordnung 

Die Reidisnotarordnung wird wie folgt 
geändert: 

l.Die §§ 1 bis 8 erhalten folgende Fassung: 

4 1 

Als unabhängige Träger eines öffent- 
lidien Amtes werden für Aufgaben auf 
dem Gebiet der vorsorgenden Redits- 
pflege, insbesondere für die Beurkundung 
von Reditsvorgängen, in den Ländern 
Notare bestellt. 

§ 2 

Die Notare unterstehen, soweit nichts 
anderes bestimmt ist, ausschließlich den 
Vorschriften dieses Gesetzes. Sie führen 
ein Amtssiegel. Ihr Beruf ist kein Ge- 
werbe. 

§ 3 

Zu Notaren dürfen nur Deutsche im 
Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes 
bestellt werden, welche die Fähigkeit zum 
Richteramt nach den Vorschriften des 
Gerichtsverfassungsgesetzes erlangt haben. 

5 4 

Nur solche Bewerber sind zu Notaren 
zu bestellen, die nach ihrer Persönlichkeit 
und ihren Leistungen für das Amt eines 
Notars geeignet sind. 


§ 5 

(1) Zum Notar soll in der Regel nur 
bestellt werden, wer einen dreijährigen 
Anwärterdienst als Notarassessor geleistet 
hat. 

(2) Der Notarassessor wird von der 
Lanciesjustizverwaltung nach Anhörung 
der Notarkammer ernannt. Der Präsi- 
dent der Notarkammer überweist den 
Notarassessor einem Notar. Er nimmt 
den Notarassessor bei Beginn des Anwär- 
terdienstes durch Handschlag in Pflicht. 

(3) Der Notarassessor steht während 
des Anwärterdienstes in einem Öffentlich- 
rechtlichen Dienstverhältnis zum Staat. 
Er hat dieselben allgemeinen Amtspflich- 
ten wie der Notar. Er erhält vom Zeit- 
punkt der Zuweisung ab für die Dauer 
des Anwärterdienstes von der Notar- 
kammer Bezüge, die denen eines Gerichts- 
assessors anzugleichen sind. Die Notar- 
kammer erläßt hierzu Richtlinien und be- 
stimmt allgemein oder im Einzelfall, ob 
und in welcher Höhe der Notar ihr zur 
Erstattung der Bezüge verpflichtet ist. 

(4) Der Notarassessor ist von dem 
Notar in einer dem Zweck des Anwärter- 
dienstes entsprechenden Weise zu beschäf- 
tigen. Er kann aus dem Dienst entlassen 
werden, wenn er sich zur Bestellung zum 
Notar als ungeeignet erweist. 

(5) Die näheren Bestimmungen über 
die Ausbildung des Notarassessors trifft 
die Landesregierung durch Rechtsverord- 
nung. 

§6 

Die Notare werden zur hauptberuf- 
lichen Amtsausübung auf Lebenszeit be- 
stellt. 
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§ 7 

In den Gerichtsbezirken, in denen am 

''') das Amt des Notars nur im 

Nebenberuf ausgeübt worden ist, werden 
weiterhin ausschließlich Rechtsanwälte für 
die Dauer ihrer Zulassung bei einem 
bestimmten Gericht als Notare zu 
gleichzeitiger Amtsausübung neben dem 
Beruf des Rechtsanwalts bestellt (An- 
waltsnotare). § 5 ist insoweit nicht anzu- 
wenden. 

§ 8 

(1) Es werden nur so viele Notare be- 
stellt, wie es den Erfordernissen einer 
geordneten Rechtspflege entspricht. 

(2) In den Fällen des § 7 können hier- 
über die Landesjustizverwaltungen die 
näheren Bestimmungen treffen. Sie kön- 
nen insbesondere die Bestellung vom 
Vorhandensein eines Bedürfnisses an dem 
in Aussicht genom.menen A^mtssltz oder 
vom Ablauf einer Wartezeit oder von 
beiden Voraussetzungen abhängig machen. 
Die Bestimmungen können allgemein 
oder für bestimmte Gerichtsbezirke ge- 
troffen werden.“ 

2. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Notar darf nicht zugleich In- 
haber eines besoldeten Amts sein. Aus- 
nahmen kann die Landesjustizverwaltung 
im Einzelfalle nach Anhörung der Notar- 
kammer zulassen; der Notar darf in die- 
sem Falle sein Amt nicht persönlich aus- 
üben.“ 

3. § 9 Abs. 4 wird gestrichen. 

4. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Dem Notar wird ein bestimmter 
Ort als Amtssitz zugewiesen. Der Amts- 
sitz darf nur nach Anhörung der Notar- 
kammer mit Zustimmung des Notars 
verlegt werden; dies gilt nicht für eine 
Verlegung auf Grund diszlplinargerlcht- 
lichen Urteils.“ 

5. § 13 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Notare werden von der Landes- 
justizverwaltung nach Anhörung der No- 
tarkammer durch Aushändigung einer 
Bestallungsurkunde bestellt.“ 

6. § 14 erhält folgende Fassung: 

*) Hier soll der Tag des Inkrafttretens des Gesetzes 
eingesetzt werden. 


14 

(1) Nach Aushändigung der Bestallungs- 
urkunde hat der Notar folgenden Eid zu 
leisten: 

,Ich schwöre, daß ich das Amt eines 
Notars nach Gesetz und Recht ge- 
wissenhaft und unparteiisch ausüben und 
die verfassungsmäßige Ordnung wahren 
werde, so wahr mir Gott helfe.* 

(2) Gestattet ein Gesetz den Mitglie- 
dern einer Religionsgemeinschaft, an Stelle 
der Worte ,Ich schwöre* andere Beteue- 
rungsformeln zu gebrauchen, so kann der 
Notar, der Mitglied einer solchen Reli- 
gionsgesellschaft ist, diese Beteuerungs- 
formel sprechen. Der Eid kann auch ohne 
religiöse Beteuerung geleistet werden. 

(3) Der Notar leistet den Eid vor dem 
Präsidenten des Landgerichts, in dessen 
Bezirk sich sein Amtssitz befindet. Vor 
der Eidesleistung soll er keine Amtshand- 
lung vornehm.en.“ 

7. § 15 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Notar hat sein Amt getreu 
seinem Eide zu verwalten. Er ist nicht 
Vertreter einer Partei, sondern unpar- 
teiischer Betreuer der Beteiligten.“ 

8. § 16 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

»rüber Beschwerden wegen Amtsverwei- 
gerung entscheidet auf Antrag das Land- 
gericht, in dessen Bezirk der Notar seinen 
Amtssitz hat.“ 

9. § 17 erhält folgende Fassung: 

4 17 

(1) Der Notar ist bei der Urkunds- 
tätigkeit (§§ 22 bis 24) von der Aus- 
übung seines Amts ausgeschlossen: 

1. wenn er bei der den Gegenstand des 
Amtsgeschäfts bildenden Angelegen- 
heit selbst beteiligt ist oder zu einem 
Beteiligten in dem Verhältnis eines 
Mitberechtigten oder Mitverpflichteten 
steht; 

2. wenn sein Ehegatte, früherer Ehegatte 
oder Verlobter beteiligt ist; 

3. wenn er mit einem Beteiligten in ge- 
rader Linie oder im zweiten Grade der 
Seitenlinie verwandt oder verschwägert 
ist, auch wenn die Ehe, durch welche 
die Schwägerschaft begründet ist, nicht 
mehr besteht; 
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4. wenn er gesetzlicher Vertreter oder 
Mitglied eines zur Vertretung ermäch- 
tigten Organs eines Beteiligten ist oder 
zu einem Beteiligten in einem ständigen 
Dienst- oder ähnlichen ständigen Ge- 
schäftsverhältnis oder in einem beson- 
deren Treueverhältnis steht; 

5. wenn er in der den Gegenstand des 
Amtsgeschäfts bildenden Angelegen- 
heit Bevollmächtigter eines Beteiligten 
ist, es sei denn, daß die Beteiligten die 
Beurkundung durch den Notar aus- 
drücklich wünschen. 

(2) Ein Verstoß gegen Absatz 1 be- 
rührt die Gültigkeit der Amtshandlung 
nicht, soweit sich aus den §§ 2234, 2235, 
2276 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs oder aus den §§ 170, 171 des 
Reichsgesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit nichts 
anderes ergibt. 

(3) Der Notar kann sich der Ausübung 
des Amts wegen Befangenheit enthalten. 

(4) Sind bei einer Angelegenheit meh- 
rere beteiligt und ist der Notar für einen 
von ihnen in anderer Sache als Bevoll- 
mächtigter tätig oder ist er früher in der 
den Gegenstand des Amtsgeschäfts bil- 
denden Angelegenheit als gesetzlicher 
Vertreter oder als Bevollmächtigter tätig 
gewesen, so soll er vor einer Urkunds- 
tätigkeit die anwesenden Beteiligten auf 
diesen Umstand aufmerksam madien und 
darüber belehren, daß sie seine Tätigkeit 
ablehnen können. In der Urkunde ist zu 
vermerken, daß dies geschehen ist.“ 

10. Nach § 18 wird folgender § 18 a einge- 
fügt: 

„§ 18 a 

Der Notar hat bei der Beurkundung von 
Rechtsgeschäften darauf Bedacht zu neh- 
men, daß Irrtümer und Zweifel vermie- 
den sowie unerfahrene und ungewandte 
Beteiligte nicht benaditeiligt werden. Er 
hat zu diesem Zweck den ernstlichen Wil- 
len der Beteiligten sorgfältig zu ermitteln, 
den Sachverhait möglidist vollständig auf- 
zuklären, die Beteiligten über die recht- 
liche Tragweite des Geschäfts zu beleh- 
ren und ihre Erklärungen klar und un- 
zweideutig in der Niederschrift wiederzu- 
geben.“ 

11. Die §§ 20 und 21 erhalten folgende 
Fassung: 


4 20 

(1) Die Urschrift der notariellen Ur- 
kunde bleibt, soweit sie in der Form einer 
Niederschrift verfaßt ist, in der Verwah- 
rung des Notars. 

(2) Der Notar darf die Urschrift aus- 
händigen, wenn glaubhaft gemacht wird, 
daß sie im Ausland verwendet werden 
soll und sämtliche Personen zustimmen, 
die Anspruch auf eine Ausfertigung 
haben. Er soll in diesem Falle eine Aus- 
fertigung zurückbehalten und auf Ihr ver- 
merken, an wen und weshalb die Ur- 
schrift ausgehändigt wurde. Die zurück- 
behaltene Ausfertigung tritt an die 
Stelle der Urschrift. 

(3) Haben die Beteiligten bei einem 
Erbvertrag die besondere amtliche Ver- 
wahrung ausgeschlossen, so bleibt die Ur- 
kunde in der Verwahrung des Notars. 
Nach Eintritt des Erbfalles hat er die Ur- 
kunde an das Nachlaßgericht abzuliefern, 
in dessen Verwahrung sie verbleibt. 

§ 21 

(1) Verletzt der Notar vorsätzlich oder 
fahrlässig die Ihm einem anderen gegen- 
über obliegende Amtspflicht, so hat er 
diesem den daraus entstehenden Schaden 
zu ersetzen. Fällt dem Notar nur Fahr- 
lässigkeit zur Last, so kann er nur dann 
in Anspruch genommen werden, wenn 
der Verletzte nicht auf andere Weise Er- 
satz zu erlangen vermag; das gilt jedoch 
nicht bei Amtsgeschäften der in den 
§§ 25, 26 bezelchneten Art im Verhältnis 
zwischen dem Notar und dem Auftrag- 
geber. Im übrigen sind'Mle Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die 
Schadensersatzpflicht im Falle einer von 
einem Beamten begangenen Amtspflicht- 
verletzung entsprechend anwendbar. Eine 
Haftung des Staates an Stelle des Notars 
besteht nicht. 

(2) Hat ein Notarassessor bei selbstän- 
diger Erledigung eines Geschäfts der in 
den §§ 25 und 26 bezeichneten Art eine 
Pflichtverletzung begangen, so haftet er 
in entsprechender Anwendung des Ab- 
satzes 1. Hatte ihm der Notar das Ge- 
schäft zur selbständigen Erledigung über- 
lassen, SO haftet er neben dem Assessor 
als Gesamtschuldner; im Verhältnis zwi- 
schen dem Notar und dem Assessor ist 
der Assessor allein verpflichtet. Durch das 
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Dienstverhältnis des Assessors zum Staat 
(§ 5 Abs. 3) wird eine Haftung des Staa- 
tes nicht begründet. Ist der Assessor als 
Vertreter des Notars tätig gewesen, so 
bestimmt sich die Haftung nach § 35. 

(3) Für Schadensersatzansprüche nach 
Absatz 1 und 2 sind die Landgerichte 
ohne Rücksicht auf den Wert des Streit- 
gegenstandes ausschließlich zuständig 

12. § 26 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„Soweit der Notar kraft Gesetzes er- 
mächtigt ist, im Namen der Beteiligten 
bei dem Grundbuchamt ober bei den Re- 
gisterbehörden Anträge zu stellen (insbe- 
sondere § 15 der Grundbuchordnung, 
§ 25 der Schiffsregisterordnung, § 129, 
I 147 Abs. 1, § 159, § 161 Abs. 1 des 
Reichsgesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit), ist er 
auch ermächtigt, die von ihm gestellten 
Anträge zurückzunehmen.“ 

13. § 30 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zum Vertreter darf nur bestellt 
werden, wer fähig ist, das Amt eines No- 
tars zu bekleiden. Die ständige Vertre- 
tung soll nur einem Notar, Notarassessor 
oder Notar außer Dienst übertragen wer- 
den; als ständiger Vertreter eines An- 
waltsnotars kann nach Anhörung der 
Notarkammer mit Zustimmung der Lan- 
desjustizverwaltung auch ein Rechts- 
anwalt bestellt werden. Es soll — abge- 
sehen vom Fall der vorläufigen Amts- 
enthebung (Absatz 1 Satz 2) — nur be- 
stellt werden, wer von dem Notar vorge- 
schlagen und zur Übernahme des Amtes 
bereit ist. Für den Notar kann auch ein 
nach den 1910, 1911 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bestellter Pfleger den An- 
trag stellen und den Vertreter Vor- 
schlägen." 

14. § 31 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Vertreter wird durch schrift- 
liche Verfügung bestellt. Er hat, sofern er 
nicht schon als Notar vereidigt ist, vor 
dem Beginn der Vertretung vor dem Prä- 
sidenten des Landgerichts den Amtseid 
(§ 14) zu leisten. Ist er schon einmal als 
Vertreter eines Notars nach § 14 ver- 
eidigt worden, so genügt es, wenn er auf 
den früher geleisteten Eid hingewiesen 
wird.“ 

15. Nach § 32 werden folgende Vorschriften 
eingefügt: 


„§ 32 a 

(1) Die Vergütung des Notarvertreters 
ist nur in den Grenzen des § 850 der 
Zivilprozeßordnung pfändbar. 

(2) Für vermögensrechtliche Streitigkei- 
ten zwischen dem Notar und dem Notar- 
vertreter, welche die Vergütung oder die 
Haftung für Amtspflichtverletzungen be- 
treffen, sind die Landgerichte ohne Rück- 
sicht auf den Wert des Streitgegenstandes 
ausschlielUich zustänidig. Eine erweiterte 
Zulässigkeit von Rechtsmdtteln nach den 
Vorschriften in § 511 a Abs. 4 und § 547 
Nr. 2 der Zivilprozeßordnung wird hier- 
durcli nicht begründet. 

§ 32 b 

Ein Notar, der vorläufig seines Amts 
enthoben ist, hat dem ihm von Amts 
wegen bestellten Vertreter (§ 30 Abs. 1 
Satz 2) eine angemessene Vergütung zu 
zahlen.“ 

16. § 34 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Kosten für die Erteilung 
^Ausfertigungen oder Abschriften stehen, 
wenn die Akten durch einen Notar ver- 
wahrt werden, diesem und, wenn die 
Akten durch das Amtsgericht verwahrt 
werden, der Staatskasse zu.“ 

17. Die Überschrift des 5. Abschnitts erhält 
folgende Fassung: 

„5. Abschnitt 

Erlöschen des Amts. Vorläufige Amts- 
enthebung. Notariats Verweser“. 

18. § 36 erhält folgende Fassung: 

36 

Das Amt des Notars erlischt durch 

1. Tod, 

2. Entlassung (§ 36 a), 

3. Wegfall der Zulassung als Rechtsanwalt 
im Falle des § 7, 

4. Amtsverlust infolge strafgerichtlicher 
Verurteilung (§ 37), 

5. Amtsenthebung (§ 38), 

6. Entfernung aus dem Amt durch diszi- 
plinargerichtliclies Urteil (§ 70).“ 

19. Nach § 36 wird folgender § 36 a einge- 
fügt: 
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„§ 36 a 

Der Notar kann jederzeit seine Ent- 
lassung aus dem Amt verlangen. Das Ver- 
langen muß der Landesjustizverwaltung 
schriftlich erklärt werden. Die Entlassung 
ist von der Landesjustizverwaltung für 
den beantragten Zeitpunkt auszu- 
sprechen. 

20. § 37 erhält folgende Fassung: 

4 37 

Eine strafgerlchtiiche Verurteilung hat 
für den Notar den Amtsverlust In glei- 
cher Welse zur Folge wie für einen Lan- 
desjustizbeamten. “ 

21. § 38 erhält folgende Fassung: 

4 38 

(1) Der Notar ist seines Amts zu ent- 
heben, wenn 

1. die Voraussetzungen des § 3 wegfallen 
oder sich nach der Bestellung heraus- 
stellt, daß diese Voraussetzungen zu 
Unrecht als vorhanden angenommen 
wurden; 

2. eine der Voraussetzungen vorliegt, 
unter denen die Ernennung eines Lan- 
desjustizbeamten nichtig ist, für nichtig 
erklärt oder zurückgenommen werden 
muß; 

3. er sich weigert, den in § 14 vorgeschrie- 
benen Amtseid zu leisten; 

4. er ein besoldetes Amt übernimmt und 
die Zulassung nach § 9 Abs. 1 Satz 2 
im Zeitpunkt der Entschließung der 
Landesjustizverwaltung über die Amts- 
enthebung nicht vorliegt; 

5. er durch gerichtliche Anordnung in der 
Verfügung über sein Vermögen be- 
schränkt Ist; 

6. er Infolge eines körperlichen Gebrechens 
oder wegen Schwäche seiner körper- 
lichen oder geistigen Kräfte zur ord- 
nungsmäßigen Ausübung seines Amts 
dauernd unfähig Ist; 

7. seine Verhältnisse oder die Art seiner 
Wirtschaftsführung die Interessen der 
Rechtsuchenden gefährden. 

(2) Liegt eine der Vorausetzungen vor, 
unter denen die Ernennung eines Landes- 
justizbeamten für nichtig erklärt oder zu- 
rückgenommen werden kann, so kann 
auch der Notar seines Amtes enthoben 
werden. 


(3) Die Amtsenthebung geschieht durch 
die Landesjustizverwaltung nach An- 
hörung der Notarkammer. Der Notar ist 
vorher zu hören. In den Fällen des Ab- 
satzes 1 Nr. 6 und 7 Ist die Feststellung, 
ob die Voraussetzungen für die Amtsent- 
hebung vorliegen, auf Antrag des Notars 
durch Entscheidung des Disziplinarge- 
richts zu treffen; der Antrag ist nur 
innerhalb eines Monats zulässig, nachdem 
dem Notar eröffnet ist, daß und aus wel- 
chem Grunde seine Amtsenthebung in 
Aussicht genommen sei.“ 

22. Nach § 39 Abs. 3 wird folgender neuer 
Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Wird der Amtssitz eines Notars In 
einen anderen Amtsgerichtsbezirk inner- 
halb derselben Stadtgemeinde verlegt, so 
bleiben die Akten und Bücher in seiner 
Verwahrung. Die Siegel und Stempel sind 
nicht abzuliefern.“ 

23. Der bisherige Absatz 4 des § 39 wird Ab- 
satz 5 und erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Abgabe von Notariatsakten an 
ein Staatsarchiv und die Vernichtung von 
Notariatsakten regelt die Landesjustizver- 
waltung. Sind Notariatsakten an ein 
Staatsarchiv abgegeben worden, so wer- 
den Ausfertigungen, vollstreckbare Aus- 
fertigungen und Abschriften, wenn es sich 
um Urkunden eines noch in seinem Amt 
befindlichen Notars oder um Urkunden 
handelt, die auf Grund des Absatzes 1 
Satz 2 einem anderen Notar zur Verwah- 
rung übergeben waren, vom Notar, sonst 
von dem Amtsgericht erteilt, in dessen 
Bezirk der Notar seinen Sitz hatte. Die 
Vorschriften des § 34 Abs. 4 und 5 dieses 
Gesetzes sowie des § 797 Abs. 3 der Zivil- 
prozeßordnung gelten entsprechend.'* 

24. § 40 wird gestrichen. 

25. § 41 erhält folgende Fassung: 

4 41 

(1) Ein zur hauptberuflichen Amtsa.us- 
übung bestellter Notar darf sich nach Er- 
löschen seines Amts ,Notar‘ mit dem 
Zusatz , außer Dienst' (a. D.) nennen. 
Das gleiche gilt für einen Anwaltsnotar, 
soweit ihm die Führung der Bezeichnung 
,Rechtsanwalt außer Dienst' gestattet Ist. 

(2) Die Landesjustizverwaltung kann 
die Führung der Bezeichnung ,Notar 
außer Dienst' untersagen, wenn das Amt 
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■des Notars aus den in § 36 Nr. 5 bis 7 be- 
zeidineten Gründen edosdien ist oder 
wenn Umstände vorliegen, die bei einem 
Notar das Erlöschen des Amts aus diesen 
Gründen nach sich ziehen würden. Wird 
bei einem früheren Anwaltsnotar die Er- 
laubnis, die Bezeldinung ,Reditsanwalt 
außer Dienst' zu führen, zurückgenom- 
men, so erlischt auch die Befugnis, sidi 
,Notar außer Dienst' zu nennen." 

26. Nach § 41 wird folgender § 41 a einge- 
fügt: 

„§ 41 a 

(1) Ist das Amt eines zur hauptberuf- 
lidien Amtsausübung bestellten Notars 
erloschen oder ist sein Amtssitz verlegt 
worden, so bedarf ein anderer an dem 
Amtssitz bereits ansässiger Notar der Ge- 
nehmigung des Oberlandesgerlditspräsi- 
denten, wenn er seine Geschäftsstelle In 
Räume des ausgesdiiedenen Notars ver- 
legen oder einen ln einem besonderen 
Vertrauensverhältnis stehenden Angestell- 
ten In seine Geschäftsstelle übernehmen 
will. 

(2) Die Gültigkeit der aus Anlaß der 
Übernahme oder Anstellung abgesdilosse- 
nen Rechtsgesdiäfte wird durch einen 
Verstoß gegen die Vorsdirift des Ab- 
satzes 1 nicht berührt." 

27. § 42 Abs. 3 Nr. 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„2. wenn gegen einen Notar, der zugleich 
Rechtsanwalt Ist, ein Berufs- oder Ver- 
tretungsverbot verhängt ist, für dessen 
Dauer." 

28. Nach § 43 werden folgende Vorschriften 
eingefügt: 

43 a 

(1) Ist das Amt eines zur hauptberuf- 
lichen Amtsausübung bestellten Notars er- 
loschen oder ist sein Amtssitz verlegt wor- 
den, so soll In der Regel an seiner Stelle 
bis zur Bestellung eines neuen Notars ein 
Notarassessor oder eine sonstige zum Amt 
eines Notars befähigte Person damit be- 
traut werden, das Amt des Notars vor- 
übergehend wahrzunehmen (Notariats- 
verweser). Ist ein Notar vorläufig seines 
Amts enthoben, so kann ein Notariats- 
verweser bestellt werden, wenn die Bestel- 
lung eines Notarvertreters (§ 30 Abs. 1 
Satz 2) nicht zweckmäßig ersdieint. 


(2) Ist ein Anwaltsnotar durch Er- 
löschen des Amts ausgeschieden, so kann 
an seiner Stelle zur Abwicklung der No- 
tariatsgeschäfte bis zur Dauer eines Jah- 
res ein Notariatsverweser bestellt werden, 
wenn hierfür ein Bedürfnis besteht. Neue 
Notariatsgeschäfte soll der Notariatsver- 
weser nicht vornehmen. Wird zur Abwick- 
lung der Anwaltskanzlei ein Anwaltsver- 
walter bestellt, so kann dieser auch mit 
der Abwicklung der Notariatsgeschäfte als 
Notariatsverweser betraut werden. 

(3) Notarassessoren sind verpflichtet, 
das Amt eines Notariatsvcrwesers zu über- 
nehmen. 

§ 43 b 

(1) Der Notariatsverweser untersteht, 
soweit nichts anderes bestimmt ist, den 
für die Notare geltenden Vorschriften, 

(2) Der Notariatsverweser wird von der 
Landesjustizverwaltung durch Aushändi- 
gung einer Bestallungsurkunde bestellt. Er 
hat, sofern er nicht schon als Notar ver- 
eidigt Ist, vor der Übernahme seines Amts 
vor dem Präsidenten des Landgerichts den 
Amtseid (§ 14) zu leisten. § 31 Abs. 1 
Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 43 c 

(1) Der Notariatsverweser übernimmt 
die Akten und Bücher des Notars, an des- 
sen Stelle er bestellt ist, sowie die dem 
Notar amtlich übergebenen Urkunden und 
Wertgegenstände; sind bei der Bestellung 
des Notariatsverwesers die Akten und 
Bücher bereits von dem Amtsgericht in 
Verwahrung genommen (§ 39 Abs. 1 
Satz 1), so sind sie in der Regel zurück- 
zugeben. 

(2) Der Notariatsverweser führt die von 
dem Notar begonnenen Amtsgeschäfte 
fort. Die Kostenforderungen stehen dem 
Notariatsverweser zu, soweit sie nach 
Übernahme der Geschäfte durch ihn fällig 
werden. Er muß sich jedoch im Verhältnis 
zum Kostenschuldner die vor der Über- 
nahme der Geschäfte an den Notar ge- 
zahlten Vorschüsse anrechnen lassen. 

(3) Soweit die Kostenforderungen dem 
ausgeschiedenen Notar oder dessen Rechts- 
nachfolger zustehen, erteilt der Notariats- 
verweser die vollstreckbare Ausfertigung 
der Kostenberechnung (§ 155 der Kosten- 
ordnung); lehnt er die Erteilung ab, so 
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steht dem Notar oder dessen Rechtsnach- 
folger die Beschwerde nach § 156 der 
Kostenordnung zu. Ist dem Notar ein 
anderer Amtssitz zugewiesen, so bleibt er 
neben dem Notariatsverweser zur Ertei- 
lung der vollstreckbaren Ausfertigung be- 
fugt. Der Notariatsverweser hat ihm Ein- 
sicht in die Bücher und Akten zu ge- 
währen; die dadurch entstehenden Kosten 
trägt der Notar. 

§ 43 d 

(1) Der Notariatsverweser führt sein 
Amt auf Rechnung der Notarkammer ge- 
gen eine von dieser im voraus festzu- 
setzende angemessene Vergütung. Er hat 
mit der Notarkammer, soweit nicht eine 
andere Abrede getroffen wird, monatlich 
abzurechnen. Führt er die der Notarkam- 
mer zukommenden Beträge nicht ab, so 
können diese ebenso wie Beiträge beige- 
trieben werden. 

(2) Die Bezüge des Notariatsverwesers 
sind nur in den Grenzen des § 850 der 
Zivilprozeßordnung pfändbar. 

(3) Die Notarkammer kann ein Auf- 
rechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht an 
den Bezügen des Notariatsverwesers nur 
insoweit geltend machen, als diese pfänd- 
bar sind oder als sie einen Anspruch auf 
Schadensersatz wegen vorsätzlicher un- 
erlaubter Handlung hat. 

(4) Die Notarkammer kann im Elnzel- 
falle eine von Absatz 1 Satz 1 und 2 ab- 
weichende Regelung treffen. Absatz 3 ist 
in diesem Falle nicht anwendbar. 

§ 43 e 

Die Überschüsse aus den auf Rechnung 
der Notarkammer geführten Notariats- 
verweserschaften müssen ausschließlich zu- 
gunsten der Fürsorge für die Berufsange- 
hörigen und ihre Hinterbliebenen verwen- 
det werden. 

§ 43 f 

(1) Für eine Amtspflichtverletzung des 
Notariatsverwesers haftet die Notarkam- 
mer dem Geschädigten neben dem No- 
tariatsverweser als Gesamtschuldner; Im 
Verhältnis zwischen der Notarkammer und 
dem Notariatsverweser ist dieser allein 
verpflichtet. Das gleiche gilt, soweit der 
Notariatsverweser nach § 35 oder § 21 


Abs. 2 für Amtspflichtverletzungen eines 
Vertreters oder eines Notarassessors 
haftet. 

(2) Die Notarkammer hat sich und den 
Notarverweser gegen Verluste aus der 
Haftung nach Absatz 1 durch Abschluß 
einer Haftpflichtversicherung zu sichern; 
die Ansprüche aus der Versicherung soll 
auch der Notariatsverweser im eigenen 
Namen geltend machen können. 

(3) Eine Haftung des Staates für Amts- 
pflichtverletzungen des Notariatsverwesers 
besteht nicht. 

§ 43 g 

Für vermögensrechtliche Streitigkeiten 
zwischen der Notarkammer und dem No- 
tariatsverweser, welche die Vergütung, die 
Abrechnung (§ 43 d) oder die Haftung für 
Amtspflichtverletzungen betreffen, sind 
die Landgerichte ohne Rücksicht auf den 
Wert des Streitgegenstandes ausschließlich 
zuständig. § 32 a Abs. 2 Satz 2 gilt ent- 
sprechend. 

§ 43 h 

(1) Der Notariatsverweser ist verpflich- 
tet, einem Beauftragten der Notarkammer 
Akten und Bücher sowie die in seiner Ver- 
wahrung befindlichen Urkunden zur Ein- 
sicht vorzulegen. 

(2) Die Prüfungsbefugnisse der Auf- 
sichtsbehörde bleiben unberührt. 

§ 43 i 

(1) Das Amt des Notariatsverwesers 
endigt, wenn ein neuer Notar bestellt wird 
oder der vorläufig seines Amts enthobene 
Notar sein Amt wieder übernimmt. Die 
Amtsbefugnis des Notariatsverwesers 
dauert fort, bis ihm die Beendigung des 
Amts von der Landesjustizverwaltung 
mitgeteilt ist. Die Landesjustizverwaltung 
kann die Bestellung aus wichtigem Grunde 
vorzeitig widerrufen. 

(2) Übernimmt nach der Beendigung des 
Amts des Notariatsverwesers der frühere 
Notar das Amt wieder oder wird dem neu 
bestellten Notar gemäß § 39 Abs. 1 Satz 2 
die Verwahrung der Akten und Bücher 
übertragen, so führt der Notar die von 
dem Notariatsverweser begonnenen Amts- 
geschäfte fort. Die nach Übernahme des 
Amts durch den Notar fällig werdenden 
Kostenanforderungen stehen diesem zu. Er 
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muß sich jedoch im Verhältnis zum Kosten- 
schuldner die vor der Übernahme des 
Amts an den Notariats Verweser gezahl- 
ten Vorschüsse anrechnen lassen. 

(3) Die dem Notariatsverweser zu- 
stehenden Kostenforderungen werden nach 
der Beendigung seines Amts von der 
Notarkammer im eigenen Namen einge- 
zogen. Die §§ 154 bis 157 der Kostenord- 
nung gelten entsprechend. Die Notarkam- 
mer kann den neu bestellten oder wieder 
in sein Amt eingesetzten Notar damit be- 
auftragen, die ausstehenden Forderungen 
auf ihre Kosten einzuziehen.“ 

29. Der Zweite Teil erhält folgende Über- 
schrift: 

„Notarkammern und 
Bundesnotarkammer“. 

30. An die Stelle der §§ 44 bis 64 treten fol- 
gende Vorschriften: 

„ 1 . Abschnitt 
Notarkammern 

§ 44 

(1) Die Notare, die in einem Oberlan- 
desgerichtsbezirk bestellt sind, bilden eine 
Notarkammer. Die Landesregierung kann 
ledoch durch Rechtsverordiiung bestim- 
men, daß mehrere Obcrlan desge rieht sh e- 
zirkc oder Teile von Oberlandesgerichts- 
bezirken oder ein Obcrlandcsgerichtshc- 
zdrk mit Teilen eines anderen Oherlan- 
desgcrichtsbezirks den Bezirk einer No- 
ta r k a m m c r b i 1 d c n . 

(2) Die Notarkammer hat ihren Sitz am 
Ort des Obcrlandcsgcrichts. Im Falle des 
Absatzes 1 Satz 2 bestimmt die Landes- 
regierung den Sitz der Notarkammer. 

§ 45 

(1) Die Notarkammer ist eine Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts. Die Satzung 
der Notarkammer und ihre Änderungen 
werden von der Versammlung der Kam- 
mer beschlossen; sie bedürfen der Geneh- 
migung der Landesjustizverwaltung. 

(2) Die Landesjustizverwaltung führt 
die Staatsaufsicht über die Notarkammer. 
Die Aufsicht erstreckt sich darauf, daß Ge- 
setz und Satzung beachtet, insbesondere 
die der Notarkammer übertragenen Auf- 
gaben erfüllt werden. 


(3) Am Schlüsse des Geschäftsjahrs legt 
die Notarkammer der LandesjustlzverwaL 
tung einen Bericht über ihre Tätigkeit Im 
abgelaufenen Kalenderjahr und über die 
Lage der im Bereich der Kammer tätigen 
Notare und Notarassessoren vor. 

§ 45 a 

(1) Die Notarkammer vertritt die Ge- 
samtheit der in ihr zusammengeschlossenen 
Notare. Sie hat über Ehre und Ansehen 
ihrer Mitglieder zu wachen, die Aufsichts- 
behörden bei ihrer Tätigkeit zu unter- 
stützen, die Pflege des Notariatsrechts zu 
fördern und für eine gewissenhafte und 
lautere Berufsausübung der Notare und 
Notarassessoren zu sorgen. 

(2) Außer den ihr durch Gesetz zuge- 
wiesenen Aufgaben obliegt ihr, 

1 . Fürsorgeeinrichtungen zu unterhalten; 

2. Mittel für die berufliche Fortbildung der 
Notare, ihrer Fillfskrafte und der 
Notarassessoren sovzie für sonstige ge- 
meinsame Lasten des Berufsstandes be- 
reitzustellen; 

3. an den Aufgaben cier Gesetzgebung des 
Landes und an der Gestaltung und 
Durchführung der Rechtspflege inner- 
halb des Landes gutachtlich mitzu- 
arbeiten. 

(3) Die Notarkammer hat ferner Gut- 
achten zu erstatten, die die Landesjustiz- 
verwaltung, ein Gericht oder eine Verwal- 
tungsbehörde des Landes in Angelegenhei- 
ten der Notare anfordert. 

§ 46 

Die Organe der Notarkammer sind der 
Vorstand und die Versammlung der 
Kammer. 

§ 46 a 

(1) Der Vorstand nimmt, unbeschadet 
der Vorschrift des § 47, die Befugnisse 
der Notarkammer wahr. In dringenden 
Fällen beschließt er an Stelle der Ver- 
sammlung der Kammer, deren Genehmi- 
gung nachzuholen ist. 

(2) Der Vorstand besteht aus dem Prä- 
sidenten, seinem Stellvertreter und weite- 
ren Mitgliedern. Die Mitglieder des Vor- 
stands werden von der Versammlung der 
Kammer gewählt. 
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(3) Sind In dem Bezirk einer Notar- 
kammer zur hauptberuflichen Amtsaus- 
übung bestellte Notare und Anwalts- 
notare bestellt, so müssen der Präsident 
und mindestens die Hälfte der übrigen 
Mitglieder des Vorstands zur hauptberuf- 
lichen Amtsausübung bestellte Notare 
sein. 

§ 47 

(1) Der Präsident vertritt die Kammer 
gerichtlich und außergerichtlich. 

(2) Der Präsident vermittelt den ge- 
schäftlichen Verkehr der Kammer und des 
Vorstands, 

(3) Der Präsident führt In den Sitzun- 
gen des Vorstands und In der Versamm- 
lung der Kammer den Vorsitz. 

(4) Durcli die Satzung können dem 
Präsidenten weitere Aufgaben übertragen 
werden. 

§ 47 a 

(1) Die Versammlung der Kammer 
wird durch den Präsidenten einberufen. 

(2) Der Präsident muß die Versamm- 
lung der Kammer alljährlich einmal ein- 
berufen. Er muß sie ferner einberufen, 
wenn ein Zehntel der Mitglieder es 
schriftlich beantragt und hierbei den Ge- 
genstand angibt, der in der Versammlung 
behandelt werden soll. 

(3) Die Versammlung ist mindestens 
zwei Wochen vor dem Tage, an dem sie 
stattfinden soll, schriftlich oder durch 
öffentliche Einladung In den Blättern, die 
durch die Satzung bestimmt sind, unter 
Angabe der Tagesordnung einzuberufen. 
Der Tag, an dem die Einberufung abge- 
sandt ist, und der Tag der Versammlung 
sind hierbei nicht niitzurechnen. In drin- 
genden Fällen kann der Präsident die Ver- 
sammlung mit kürzerer Frist einberufen. 

(4) Der Versammlung obliegt insbe- 
sondere, 

1. dle Höhe und die Fälligkeit der Bei- 
träge zu bestimmen; 

2. die Mittel zu bewilligen, die erforder- 
lich sind, um den Aufwand für die 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten zu 
bestreiten; 

3. die Abrechnung des Vorstands über die 
Einnahmen und Ausgaben der Kammer 


sowie über die Verwaltung des Ver- 
mögens zu prüfen und über die Ent- 
lastung zu beschließen. 

§ 48 

Die näheren Bestimmungen über die 
Organe der Notarkammer und Ihre Zu- 
ständigkeiten trifft die Satzung. 

§ 48 a 

(1) Der Vorstand kann einen besolde- 
ten Geschäftsführer bestellen, der nicht 
Notar zu sein braucht. 

(2) Die Aufgaben des Gcscliäftsführers 
werden durdi den Vorstand bestimmt. 

§ 49 

(1) Die Notarkammer erhebt von den 
Notaren Beiträge, soweit dies zur Erfül- 
lung Ihrer Aufgaben erforderlich Ist. 

(2) Rückständige Beiträge können auf 
Grund einer von dem Präsidenten der 
Notarkammer ausgestellten, mit der Be- 
scheinigung der Vollstreckbarkeit und 
dem Siegel der Kammer versehenen Zah- 
lungsaufforderung nach den Vorschriften 
über die Vollstreckung der Urteile in 
bürgerliclien Rechtsstreitigkeiten einge- 
gezogen werden. 

§ 50 

(1) Die Notarkammer ist, wenn be- 
gründeter Anlaß zu der Annahme be- 
steht, daß Notare und Notarassessoren 
die ihnen obliegenden Pflichten nicht ord- 
nungsgemäß erfüllt haben, berechtigt, Ihre 
Amtsführung nachzuprüfen. In Aus- 
übung ihrer Befugnisse kann sie von den 
Notaren und Notarassessoren Auskünfte 
und ihr persönliches Erscheinen vor den 
zuständigen Organen der Kammer ver- 
langen. 

(2) Die Notarkammer kann zur Er- 
zwingung der den Notaren oder Notar- 
assessoren nach Absatz 1 obliegenden 
Pflicht zur Auskunft und zum persön- 
lichen Erscheinen nach vorheriger schrift- 
licher Androhung Ordnungsstrafen bis 
300 Deutsche Mark festsetzen. Die Ord- 
nungsstrafen fließen zur Kasse der Notar- 
kammer; sie werden wie rückständige Bei- 
träge beigetrieben (§ 49 Abs. 2), 
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§ 51 

(1) Die Notarkammer ist befugt, No- 
taren und Notarassessoren bei Ordnungs- 
widrigkeiten leichterer Art eine Ermah- 
nung auszusprechen. 

(2) Die Ermahnung ist zu begründen. 
Sie ist der Aufsichtsbehörde mitzuteilen. 
Das Recht der Aufsichtsbehörden zu 
Maßnahmen im Aufsichtswege oder im 
Disziplinarwege bleibt unberührt. Macht 
die Aufsichtsbehörde von diesem Recht 
Gebrauch, so erlischt die Befugnis der 
Notarkammer; eine bereits ausgespro- 
chene Ermahnung wird unwirksam. 

(3) Gegen die Ermahnung steht dem 
Notar oder Notarassessor dasselbe Rechts- 
mittel zu wie gegen eine Disziplinarver- 
fügung; jedoch ist der Notar oder Notar- 
assessor nicht befugt, ein förmliches Dis- 
ziplinarverfahren gegen sich zu bean- 
tragen. 

2. Abschnitt 
Bundesnotarkammer 

§ 52 

(1) Die Notarkammern werden zu 
einer Bundesnotarkammer zusammen- 
geschlossen. 

(2) Der Sitz der Bundesnotarkammer 
wird durch ihre Satzung bestimmt. 

§ 53 

(1) Die Bundesnotarkammer ist eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

(2) Der Bundesminister der Justiz führt 
die Staatsaufsicht über die Bundesnotar- 
kammer. Die Aufsicht erstreckt sich dar- 
auf, daß Gesetz und Satzung beachtet, ins- 
besondere die der Bundesnotarkammer 
übertragenen Aufgaben erfüllt werden. 

(3) Die Satzung der Bundesnotar- 
kammer und ihre Änderungen, die von 
der Vertreterversammlung beschlossen 
werden, bedürfen der Genehmigung des 
Bundesministers der Justiz. 

§ 54 

Die Bundesnotarkammer hat die ihr 
durch Gesetz zugewiesenen Aufgaben zu 
erfüllen. Sie hat insbesondere 

1. in Fragen, welche die Gesamtheit der 

Notarkammern angehen, die Auffas- 


sung der einzelnen Notarkammern zu 
ermitteln und Im Wege gemeinschaft- 
licher Aussprache die Auffassung der 
Mehrheit festzustellen; 

2. in allen die Gesamtheit der Notarkam- 
mern berührenden Angelegenheiten die 
Auffassung der Bundesnotarkammer 
den zuständigen Gerichten und Behör- 
den gegenüber zur Geltung zu brin- 
gen; 

3. die Gesamtheit der Notarkammern ge- 
genüber Behörden und Organisationen 
zu vertreten; 

4. an den Aufgaben der Gesetzgebung des 
Bundes und an der Gestaltung und 
Durchführung der Rechtspflege inner- 
halb des Bundes gutachtlich mitzu- 
arbeiten; 

5. Gutachten zu erstatten, die eine an der 
Gesetzgebung beteiligte Behörde oder 
Körperschaft des Bundes oder ein Bun- 
desgericht in Angelegenheiten der No- 
tare anfordert; 

6. durch Beschluß der Vertreterversamm- 
lung allgemeine Richtlinien für die Be- 
rufsausübung der Notare aufzustellen. 

§ 55 

Die Organe der Bundesnotarkammer 
sind das Präsidium und die Vertreterver- 
sammlung. 

§ 56 

Das Präsidium besteht aus dem Präsi- 
denten, zwei Stellvertretern und vier wei- 
teren Mitgliedern. Der Präsident, ein 
Stellvertreter und zwei weitere Mit- 
glieder müssen zur hauptberuflichen 
Amtsausübung bestellte Notare, ein Stell- 
vertreter des Präsidenten und zwei Mit- 
glieder Anwaltsnotare sein. 

§ 57 

(1) Das Präsidium wird von der Ver- 
treterversammlung gewählt. Wählbar ist 
jedes Mitglied der Vertreterversammlung. 

(2) Die Mitglieder des Präsidiums wer- 
den auf vier Jahre gewählt. Scheidet ein 
Mitglied vorzeitig aus, so Ist in der auf 
sein Ausscheiden folgenden Vertreter- 
versammlung für den Rest seiner Wahl- 
zeit ein neues Mitglied zu wählen. 
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§ 58 

fl) Der Präsident vertritt die Bundes- 
notarkammer gerichtlich und außer- 
gerichtlich. 

(2) In den Sitzungen des Präsidiums 
führt der Präsident oder, falls er verhin- 
dert ist, sein Stellvertreter den Vorsitz. 

(3) Das Präsidium erstattet dem Bun- 
desminister der Justiz jährlich einen 
schriftlichen Bericht über die Tätigkeit 
der Bundesnotarkammer und des Präsi- 
diums. Es zeigt ihm ferner das Ergebnis 
der Wahlen zum Präsidium an. 

§ 59 

(1) Die Bundesnotarkammer faßt ihre 
Beschlüsse regelmäßig auf Vertreterver- 
sammlungen. 

(2) Die der Bundesnotarkammer in 
§ 54 Nr. 4 und 5 zugewiesenen Auf- 
gaben erledigt das Präsidium nach An- 
hörung der Vertreterversammlung. In 
dringenden Fällen kann die Anhörung 
unterbleiben; die Mitglieder sind jedoch 
unverzüglich von den getroffenen Maß- 
nahmen zu unterrichten. 

§ 60 

Die Notarkammern werden in der Ver- 
treterversammlung durch ihre Präsidenten 
oder durch ein anderes Mitglied ver- 
treten. 

§ 61 

(1) Die Vertreterversammlung wird 
durdi den Präsidenten einberufen. Er 
führt den Vorsitz in der Versammlung. 
Der Präsident muß sie einberufen, wenn 
das Präsidium oder mindestens drei No- 
tarkammern es beantragen. Der Antrag 
der Notarkammern soll schriftlich ge- 
stellt werden und den Gegenstand an- 
geben, der in der Vertreterversammlung 
behandelt werden soll. 

(2) In dringenden Fällen kann der 
Präsident die Vertreterversammlung mit 
einer kürzeren als der in der Satzung für 
die Einberufung vorgesehenen Frist ein- 
berufen. Der Gegenstand, über den Be- 
schluß gefaßt werden soll, braucht in die- 
sem Falle nicht angegeben zu werden. 

(3) Beschlüsse der Vertreterversamm- 
lung können auch schriftlich oder tele- 


grafisch gefaßt werden, wenn nicht mehr 
als drei Notarkammern widersprechen. 

§ 62 

(1) In der Vertreterversammlung hat 
jede Notarkammer eine Stimme. Im Falle 
des § 44 Abs. 1 Satz 2 hat die Notar- 
kammer so viel Stimmen, als sie Ober- 
landesgerichtsbezirke oder Teile von 
Oberlandesgerichtsbezirken umfaßt; je- 
doch bleibt hierbei ein Teil eines Ober- 
landcsgeriehtsbezirks außer Betracht, 
wenn die Zahl der in ihm zugelasseneii 
Notare geringer ist als die Zahl der 
Notare, die in einem nicht zu derselben 
Notarkammer gehörigen Teil des Ober- 
landesgcrichtsbezirks zugelassen sind. 

(2) Zu den Versammlungen können 
von jeder Notarkammer so viel Notare 
entsandt werden, wie die Notarkammer 
Stimmen hat. Zu den Versammlungen 
können darüber hinaus audi Notare zur 
gutachtlidien Äußerung zu einzelnen Fra- 
gen zugelassen werden. 

(3) Die Vertretcrversammlung faßt 
ihre Beschlüsse, soweit in diesem Gesetz 
oder in der Satzung nichts anderes be- 
stimmt ist, mit der einfadien Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmen- 
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzen- 
den den Aussdilag, bei Wahlen entschei- 
det das Los. 

(4) Die Ausführung von Beschlüssen 
unterbleibt, wenn ihr eine Mehrheit von 
mindestens drei Vierteln der Vertreter, 
die hauptberufliche Notare sind oder von 
mindestens drei Vierteln der Vertreter, 
die Anwaltsnotare sind, widerspricht. 

§ 63 

Das Präsidium hat der Vertreterver- 
sammlung über alle wichtigen Angelegen- 
heiten zu berichten oder durch den Ge- 
schäftsführer berichten zu lassen. 

§ 64 

Die Mitglieder des Präsidiums und der 
Vertreterversammlung sind ehrcnamtlidi 
tätig. 

§ 64 a 

Die näheren Bestimmungen über die 
Organe der Bundesnotarkammer und ihre 
Befugnisse trifft die Satzung. 



64 b 

Das Präsidium kann einen besoldeten 
Geschäftsführer bestellen, der nicht Notar 
zu sein braucht. Er führt die Geschäfte 
auf Weisung des Präsidiums. Die Ver- 
treterversammlung kann jederzeit die 
Abberufung des Geschäftsführers ver- 
langen. 

§ 64 c 

Die Bundesnotarkammer ist befugt, zur 
Erfüllung der ihr durch Gesetz oder 
Satzung zugewiesenen Aufgaben von den 
Notarkammern Berichte und Gutachten 
einzufordern. 

§ 64 d 

(1) Die Bundesnotarkammer erhebt 
von den Notarkammern Beiträge, die zur 
Deckung des persönlichen und sachlichen 
Bedarfs bestimmt sind. 

(2) Die Höhe der Beiträge wird von 
der Vertretervcrsammlung festgesetzt.“ 

31. § 65 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. der Landesjustizverwaltung über sämt- 
liche Notare und Notarassessoren des 
Landes.“ 

32. § 66 Abs. 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Der Notar Ist verpflichtet, den 
Aufsichtsbehörden oder den von diesen 
beauftragten Richtern Akten, Verzeich- 
nisse und Bücher sowde die in seiner Ver- 
wahrung befindlichen Urkunden zur Ein- 
sicht vorzulegen. Zur Durchsicht und 
Prüfung der Verzeichnisse und Bücher so- 
wie zur Prüfung der Kostenrechnungen 
und Abrechnungen über Gebührenab- 
gaben und dergleichen dürfen auch Be- 
amte der Justizverwaltung herangezogen 
werden; eine Aufsichtsbefugnis steht die- 
sen Beamten nicht zu.“ 

33. § 67 erhält folgende Fassung: 

.§ 67 

Die Aufsichtsbehörden sind befugt, 
Notaren und Notarassessoren bei Ord- 
nungswidrigkelten oder Pflichtverletzun- 
gen leichterer Art eine Mißbilligung aus- 
zusprechen. Für die Anfeditung gelten 
die Vorschriften über die Anfechtung von 
Disziplinarverfügungen entsprechend; je- 
doch Ist der Notar oder Notarassessor 
nicht befugt, ein förmliches Disziplinar- 
verfahren gegen sich zu beantragen.“ 


34. Die Überschrift des 2. Abschnitts des 
Dritten Teils erhält folgende Fassung: 

„Disziplinarverfahren“ 

35. An die Stelle der §§ 69 bis 74 treten die 
folgenden Vorschriften: 

4 69 

Soweit in diesem Gesetz nichts Abwei- 
chendes bestimmt ist, sind die Disziplinar- 
vorschriften entsprechend anzuwenden, 
die für Landesjustizbeamte gelten. Die in 
diesen Vorschriften den Dienstvorgesetz- 
ten zugewiesenen Aufgaben nimmt die 
Aufsichtsbehörde wahr. Die Befugnisse 
der Einleitungsbehörde, des Vertreters 
des öffentlichen Interesses oder der ihnen 
entsprechenden Dienststelle werden von 
der Landesjustizverwaltung ausgeübt. 
Zum Untersuchungsführer kann nur ein 
planmäßiger Richter der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit bestellt werden. 

§ 70 

(1) Im Disziplinarverfahren können 
folgende Strafen verhängt werden: 

Warnung, 

Verweis, 

Geldbuße, 

Entfernung aus dem Amt. 

Diese Disziplinarstrafen dürfen nicht 
nebeneinander verhängt werden. 

(2) Gegen einen zur hauptberuflichen 
Amtsausübung bestellten Notar kann als 
Disziplinarstrafe auch auf Entfernung 
vom bisherigen Amtssitz erkannt wer- 
den. In diesem Falle hat die Landesjustiz- 
verwaitung dem Notar nach Rechtskraft 
der Entsdieidung, nachdem die Notar- 
kammer gehört worden ist, unverzüglich 
einen anderen Amtssitz zuzuweisen. 
Neben der Entfernung vom bisherigen 
Amtssitz kann auch eine Geldbuße ver- 
hängt werden. Gegen einen Anwaltsnotar 
kann als Disziplinarstrafe auch auf Ent- 
fernung aus dem Amt auf bestimmte Zeit 
erkannt werden. 

(3) Geldbuße kann gegen Notare bis zu 
5000 Deutsche Mark, gegen Notarassesso- 
ren bis ZU 500 Deutsche Mark verhängt 
werden. Beruht die Handlung, wegen der 
ein Notar oder Notarassessor verurteilt 
wird, auf Streben nach Gewinn, so kann 
auf Geldbuße bis zum Doppelten des er- 
zielten Vorteils erkannt werden. 
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(4) Die Entfernung aus dem Amt (Ab- 
satz 1) hat bei einem Notar, der als 
Rechtsanwalt izugelassen ist, zugleidi die 
Ausschließung aus der Reditsanwaltschaft 
zur Folge. 

§ 71 

(1) Warnung, Verweis und Geldbuße 
können durch Disziplinarverfügung der 
Aufsichtsbehörden verhängt werden. 

(2) Geldbußen können vom Präsiden- 
ten des Landgerichts nicht verhängt 
werden. 

§ 72 

Als Disziplinarger idite für Notare sind 
im ersten Rechtszuge das Oberlandes- 
gericht und im zweiten Rcditszuge der 
Bundesgerichtshof zuständig. 

§ 73 

Sind in einem Lande mehrere Oberlan- 
dcsgerichte errichtet, so kann die Landes- 
regierung die Aufgaben, die in diesem Ge- 
setz dem Oberlandesgericht als Disziph- 
nargeridit zugewiesen sind, für die Be- 
zirke aller oder mehrerer Obcrlandesge- 
richte einem oder einigen der Oberlan- 
dcsgerlchte oder dem obersten Landes- 
gericht übertragen, wenn dies der Siche- 
rung einer einheitlichen Rechtsprechung 
dienlich ist, 

§ 74 

Das Oberlandesgericht entscheidet in 
Disziplinarsachen gegen Notare in der 
Besetzung mit dem Vorsitzenden, einem 
Beisitzer, der planmäßig angestcllter Rich- 
ter ist, und einem Beisitzer, der Notar ist. 

§ 75 

(1) Der Vorsitzende und sein Stellver- 
treter, die mindestens Senatspräsidenten 
sein müssen, sowie die erforderliche Zahl 
von Beisitzern, die planmäßig angcstellte 
Richter sein müssen, werden von dem 
Präsidium des Oberlandesgerichts aus der 
Zahl der ständigen Mitglieder des Ober- 
landesgerichts auf die Dauer von vier 
Jahren bestellt. Im übrigen gelten die 
§§ 62 bis 67 und 69 des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes entsprechend. 

(2) Die erforderliche Zahl von Bei- 
sitzern, die Notare sind, wird von der 
Landesjustizverwaltung auf gutachtlichen 


Vorschlag des Vorstandes der Notarkam- 
kammer für die Dauer von vier Jahren 
ernannt. Die Beisitzer können nadi Ab- 
lauf ihrer Amtszeit wieder berufen wer- 
den. Sie dürfen nicht gleichzeitig dem 
Vorstand der Notarkammer angehören 
oder bei der Notarkammer im Haupt- 
oder Nebenberuf tätig sein. Umfaßt ein 
Oberlandesgericlitsbezirk mehrere Be- 
zirke von Notarkammern oder Telle von 
solchen Bezirken, so verteilt die Landes- 
justizverwaltung idie Zahl der Beisitzer 
auf die Bezirke der einzelnen Notar- 
kammern. 

§ 76 

Für die Anfechtung von Entscheidun- 
gen des Oberlandesgerichts gelten die 
Vorschriften der Bundesdisziplinarord- 
nung über die Anfechtung von Entschei- 
dungen der Bundesdisziplinarkammer 
entsprechend. 

§ 77 

Der Bundesgerichtshof entscheidet in 
Disziplinarsachen gegen Notare In der 
Besetzung mit einem Riditer als Vor- 
sitzendem, zwei weiteren Richtern und 
zwei Notaren als Beisitzern. 

§ 78 

Der Vorsitzende und sein Stellvertre- 
ter, die mindestens Senatspräsidenten sein 
müssen, sowie die richterlichen Beisitzer 
und ihre Stellvertreter werden von dem 
Präsidium des Bundesgerichtshofs aus der 
Zahl der ständigen Mitglieder des Bun- 
desgerichtshofs auf die Dauer von vier 
Jahren bestellt. Im übrigen gelten die 
§§ 62 bis 67 und § 69 des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes entsprechend. 

§ 79 

(1) Die Beisitzer aus den Reihen der 
Notare werden von dem Bundesminister 
der Justiz auf die Dauer von vier Jahren 
ernannt. Sie können nach Ablauf ihrer 
Amtszeit wieder berufen werden. 

(2) Die Beisitzer werden einer Vor- 
schlagsliste entnommen, die die Bundes- 
notarkammer dem Bundesminister der 
Justiz einreicht. Der Bundesminister der 
Justiz bestimmt, weldie Zahl von Bei- 
sitzern erforderlich ist. Die Vorschlags- 
liste der Bundesnotarkammer soll die 
doppelte Anzahl von Notaren enthalten 
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und sich je zur Hälfte aus hauptberuf- 
lidien Notaren und Anwaltsnotaren zu- 
sammensetzen. 

(3) Scheidet ein Beisitzer vorzeitig aus, 
so wird ein Nachfolger ernannt. 

(4) Im übrigen sind die für die Mitglie- 
der des Bundesdisziplinarhofs geltenden 
Vorschriften entsprechend anzuwenden. 

§ 80 

Auf das Verfahren des Bundesgerichts- 
hofs in Disziplinarsachen gegen Notare 
sind die für das Verfahren des Bundes- 
disziplinarhofs geltenden Vorschriften 
entsprechend anzuwenden. Die im Ver- 
fahren vor dem Bundesdisziplinarhof dem 
B und esdisziplinaran Walt zustehenden Be- 
fugnisse werden von dem Oberbundes- 
anwalt beim Bundesgerichtshof wahrge- 
nommen. 

§ 81 

(1) Für die vorläufige Amtsenthebung 
eines Notars gelten die Vorschriften über 
die vorläufige Dienstenthebung von Lan- 
de s j US ti zbe am t en entsprechend. 

(2) Das Disziplinargericht kann einen 
Notar, der zugleich Rechtsanwalt ist, auch 
ohne Einleitung eines förmlichen Diszi- 
pliinarverfahrens vorläufig seines Amts 
entheben, wenn gegen ihn ein ehrenge- 
richtliches Verfahren nach der Bundes- 
rechtsanwaltsordnung eingeleitet worden 
ist. Die Vorschriften über die vorläufige 
Dienstenthebung nadi Einleitung eines 
förmlichen Disziplinarverfahrens gelten 
entsprechend. 

§ 82 

Ob über eine Verfehlung eines Notars, 
der zugleich als Rechtsanwalt zugdassen 
ist, im Disziplinarverfahren oder im 
ehrengerichtlichen Verfahren für Rechts- 
anwälte ZU entscheiden ist, bestimmt sich 
danach, ob die Verfehlung vorwiegend 
mit dem Amt als Notar oder der Tätig- 
keit als Rechtsanwalt im Zusammenhang 
Steht. In Zweifelsfällen bestimmt die 
Landesjustizverwaltung nach Anhörung 
der Notarkammer und der Rechts- 
anwa'ltskammer, in welchem Verfahren 
ZU entscheiden ist.“ 


36. Der Vierte Teil erhält die folgende Fas- 
sung: 

„Vierter Teil 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 83 

(1) Verwaltungsakte, die nach diesem 
Gesetz ergehen, können, soweit nichts 
anderes bestimmt ist, durch einen Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung angefochten 
werden. § 249 der Bundesrechtsanwalts- 
ordnung gilt entsprechend. Der Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung kann nur 
binnen eines Monats nach dem Zeitpunkt 
gestellt werden, in dem die Verfügung 
dem Betroffenen bekanntgemacht worden 
ist. 

(2) Zuständig für die Entscheidung ist 
im ersten Rechtszug das Oberlandes- 
gericht, im zweiten Rechtszug der Bun- 
desgeriditshof. Sie entscheiden in der in 
Disziplinarsachen gegen Notare vorge- 
schriebenen Besetzung. 

§ 84 

Die Landesjustizver /altung kann Be- 
fugnisse, die ihr naci diesem Gesetz zu- 
stehen, auf nachpeordnete Behörden 
übertragen. Das giü jedoch nicht für die 
Zuständigkeit, Nc care zu bestellen (§13 
Satz 1). 

§ 85 

1 . 

(1) Die Notarkasse in München ist eine 
Anstalt des öffentlichen Rechts des Lan- 
des Bayern. Ihr bisheriger Tätigkeits- 
bereich (Bayern und Regierungsbezirk 
Pfalz des Landes Rheinland-Pfalz) bleibt 
unverändert. 

(2) Die Notarkasse untersteht der Auf- 
sicht des Bayerischen Staatsministeriums 
der Justiz. Dieses übt die Aufsicht nach 
näherer Vereinbarung der beteiligten 
Justizverwaltungen aus. 

(3) Die Aufgaben der Notarkasse sind 

a) die erforderliche Ergänzung des Be- 
rufseinkommens der Notare; 

b) die Versorgung der ausgeschiedenen 
Notare im Alter und bei Amtsun- 
fähigkeit sowie die Versorgung ihrer 
Hinterbliebenen; 
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c) die Besoldung der Notariatsbeamten, 
ihre Versorgung im Alter und bei 
Dienstunfähigkeit und die Versorgung 
ihrer Hinterbliebenen sowie die Be- 
soldung der sonstigen in einem 
Dienstverhältnis zur Notarkasse ste- 
henden Hilfskräfte nach Maßgabe der 
Satzung; 

d) die Erfüllung der bei Übernahme des 
Vermögens des vormaligen Pensions- 
vereins der Bayerischen Notariats- 
gehilfen übernommenen Verpflich- 
tungen sowie die Gewährung von 
Unterstützungen und Unterhaltsbei- 
trägen an ehemalige Notariatsgehilfen 
und deren Hinterbliebene nach Maß- 
gabe der geltenden Grundsätze; 

e) die einheitliche Durchführung der 
Haftpflichtversicherung; 

f) die Förderung der wissenschaftlichen 
und praktischen Fortbildung der No- 
tare und Notarassessoren sowie der 
fachlichen Ausbildung des Personals 
der Notare; 

g) die Bereitstellung der Haushaltsmittel 
der im Gebiet der Notarkasse gebil- 
deten Notarkammern; 

h) die Zahlung der Bezüge der Notar- 
assessoren an Stelle der Notarkam- 
mer; 

i) die wirtschaftliche Verwaltung der 
von einem Notariatsverweser wahr- 
genommenen Notarstellen an Stelle 
der Notarkammer. 

(4) Die Organe der Notarkasse sind 
der Präsident und der Verwaltungsrat; 
bis zur anderweitigen Regelung durch die 
Satzung bleibt für die Bearbeitung der 
Personalangelegenhelten der Notariats- 
beamten das bisherige Personalamt als be- 
sondere Einrichtung der Notarkasse be- 
stehen. Der Sitz der Notarkasse ist Mün- 
chen; sie wird durch den Präsidenten ge- 
richtlich und außergerichtlich vertreten. 
Die Haushaltsrechnung wird vom Baye- 
rischen Obersten Rechnungshof geprüft. 

(5) Im übrigen bestimmen sich die Auf- 
gaben und Rechtsverhältnisse der Notar- 
kasse nach einer Satzung. Die nach diesem 
Gesetz erforderliche erste Änderung der 
Satzung beschließt der bisherige Beirat; 
sie wird mit der Bestätigung durdi die 
Aufsichtsbehörde wirksam. Bis dahin gilt 
die bisherige Satzung. Bis zur Amtsüber- 


nahme der auf Grund der neuen Satzung 
bestellten Organe bleiben die bisherigen 
im Amt. Künftige Satzungsänderungen 
beschließt der Verwaltungsrat; sie bedür- 
fen zu ihrer Wirksamkeit der Bestätigung 
durch die Aufsichtsbehörde. 

(6) Auf die nach Absatz 3 Buchstabe b 
und c gegen die Notarkasse begründeten 
Ansprüche der Notare und ihrer Hinter- 
bliebenen sowie der Notariatsbeamten 
und ihrer Hinterbliebenen finden die für 
Beamtenbezüge geltenden verfahrens- 
rechtlichen Vorsdiriften entsprechende 
Anwendung. 

(7) Die Notarkasse hat von den No- 
taren Abgaben zu erheben, soweit dies 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder- 
lich ist. Im Falle der Weigerung kann das 
Bayerische Staatsministerium der Justiz 
die Abgaben festsetzen. Rückständige Ab- 
gaben können auf Grund einer vom Prä- 
sidenten ausgestellten, mit der Bescheini- 
gung der Vollstreckbarkeit versehenen 
Zahlungsaufforderung nach den Vor- 
schriften über die Vollstreckung der Ur- 
teile in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
eingezogen werden. Die Notarkasse kann 
die Erfüllung der Abgabepflicht nach- 
prüfen; die Notare haben dem mit der 
Prüfung Beauftragten Einsicht In ihre 
Akten, Urkunden, Verzeichnisse und 
Bücher zu gestatten und die erforder- 
lichen dienstlichen Aufschlüsse zu geben. 

II. 

Für das Tätigkeitsgebiet der Notarkasse 
'gelten ferner folgende besondere Vor- 
schriften: 

■(1) Ein Notar kann seines Amts ent- 
hoben werden, wenn er das siebzigste Le- 
bensjahr vollendet hat. Diese Bestimmung 
gilt bis zum 

(2) Die Rechtsverhältnisse der Nota- 
riatsbeamten und deren Hinterbliebenen 
bleiben unberührt. Neue Notariatsbeamte 
werden nicht mehr ernannt. Die Notare 
sind verpflichtet, die ihnen zur Dienst- 
leistung zugewiesenen Notariatsbeamten 
und sonstigen in einem Dienstverhältnis 
zur Notarkasse stehenden Hilfskräfte zu 
beschäftigen. 

(3) Aufgaben der Notarkammern kön- 
nen durch die Landesjustizverwaltungen 
der Notarkasse übertragen werden. 
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§ 86 

Für den Bezirk des Oberlandesgerichts 
Stuttgart gelten folgende besondere Vor- 
schriften: 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Bezirks- 
notare nicht. Die Vorschriften über Ihre 
Dienstverhältnisse, Ihre Zuständigkeit 
und das von Ihnen bei Ihrer Amtstätigkeit 
zu beobachtende Verfahren einschließlich 
des Rechtsmittelzuges bleiben unberührt; 
dies gilt auch für Ihre Amtstätigkeit als 
öffentlicher Notar (Artikel 95 des Würt- 
temberglschen Ausführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbudi). Ihre Zuständig- 
keit als öffentliche Notare bestimmt sich 
nach diesem Gesetz. 

(2) Die Bezirksnotare sind berechtigt, 
der Notarkammer für den Oberlandes- 
gerlchtsbezlrk Stuttgart als Mitglieder 
ohne Stimmrecht beizutreten. Dem Vor- 
stand der Notarkammer gehört ein Be- 
zirksnotar an, der nicht stim.m.berechtigt 
ist. Er nimmt auch an den Vertreterver- 
sammlungen der Bundesnotarkammer 
ohne Stimmrecht teil. Dieser Bezirks- 
notar und sein Vertreter werden aus dem 
Kreise der Bezirksnotare gewählt, die der 
Notarkammer Stuttgart beigetreten sind. 

(3) Zu Notaren nach diesem Gesetz 
können auch Bezirksnotare und Anwärter 
bestellt werden, die nach den im Ober- 
landesgerichtsbezirk Stuttgart geltenden 
Bestimmungen zur Anstellung als Be- 
zirksnotar befähigt sind. 

§ 87 

Dieses Gesetz gilt im Oberlandes- 
gerichtsbezirk Karlsruhe nicht. Die Vor- 
schriften über die Dienstverhältnisse der 
nach den Vorschriften des Badischen Lan- 
desgesetzes über die freiwillige Gerichts- 
barkeit bestellten Notare, ihre Zuständig- 
keit und das bei Ihrer Amtstätigkeit zu 
beobachtende Verfahren einschließlich des 
Rechtsmittelzuges bleiben unberührt. Die 
Notare können an den Vertreterver- 
sammlungen der Bundesnotarkammer 
durch einen von ihnen gewählten Ver- 
treter ohne Stimmrecht teilnehmen. 

'§ 88 

In den Gerichtsbezirken der früher 
württembergischen und hohenzollerlschen 
Teile des Landes Baden-Württemberg so- 


wie der Freien und Fiansestadt Fiamburg 

in denen am '•') 

Rechtsanwälte zur nebenberuflichen 
Amtsausübung als Notare bestellt wer- 
den konnten, können auch weiterhin 
Anwaltsnotare bestellt werden. § 5 ist in- 
soweit nicht anzuwenden. § 8 gilt ent- 
sprechend. 

S 89 

Besteht für mehrere Länder ein ge- 
meinschaftliches Oberlandesgericht, so gilt 
folgendes: 

1. Die Landesjustizverwaltung des Landes, 
in dem das Oberlandesgericht seinen 
Sitz nicht hat, kann die nach diesem 
Gesetz dem Oberlandesgerichtspräsi- 
denten zustehenden Befugnisse auf 
einen anderen Richter übertragen. 

2. Die Notare eines jeden Landes bilden 
eine Notarkammer. § 62 Abs. 1 Satz 2 
Ist nicht anzuwenden. 

§ 90 

Für das von den Notaren bei ihren 
Amtshandlungen zu beobachtende Ver- 
fahren bleiben, soweit In diesem Gesetz 
nichts anderes bestimmt Ist, die bisherigen 
Rechtsvorschriften unberührt.“ 

Artikel 2 

Bekanntmachung der Neufassung der 
Bundesnotarordnung 

Der Bundesminister der Justiz wird er- 
mächtigt, die Reichsnotarordnung in der sich 
aus Artikel 1 ergebenden Fassung mit neuem 
Datum und neuer Paragraphenfolge als 
„Bundesnotarordnung (BNotO)“ bekannt- 
zumachen und Unstimmigkeiten des Wort- 
lauts zu beseitigen. 

Artikel 3 

Vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
bestellte Notare 

(1) Die Vorschriften der Bundesnotarord- 
nung gelten auch für die vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes nach den bisherigen 
Vorschriften bestellten Notare. 

(2) Die vor dem 1. Juli 1937 zur neben- 
beruflichen Amtsausübung als Notare be- 
stellten Rechtsanwälte gelten in jedem Falle 
als für die Dauer Ihrer Zulassung bestellt. 

’*■) Hier soll der Tag des Inkrafttretens des Gesetzes 
eingesetzt werden. 


17 



Artikel 4 

Notaranwälte 

Soweit bisher ein zur hauptberuflichen 
Amtsausübung bestellter Notar als Rechts- 
anwalt bei dem Amtsgericht zugelassen war, 
in dessen Bezirk er seinen Amtssitz hat, be- 
hält es dabei sein Bewenden. Die Zulassung 
kann bei einer wesentlichen Änderung der 
Verhältnisse zurückgenommen werden. Das 
Amt des Notars erlischt durch Ausschluß aus 
der Rechtsanwaltschaft. Neuzulassungen von 
Notaren als Rechtsanwälte finden nicht mehr 
statt. 

Artikel 5 

Anwaltsnotare im Landgerichtsbezirk 
Karlsruhe 

(1) Die durch Bekanntmachung des Land- 
gerichtspräsidenten in Karlsruhe (Military 
Government Gazette, United States Zone, 
Landeskommissarbezirk Karlsruhe, Nr. 7 
vom 30. August 1945 S. 3) zur Tätigkeit 
eines Notars gemäß den §§ 22 bis 28 der 
Reichsnotarordnung widerruflich ermäch- 
tigten Rechtsanwälte haben die Stellung von 
Anwaltsnotaren. Sie unterliegen den Vor- 
schriften der Bundesnotarordnung und ge- 
hören der Notarkammer für den Oberlan- 
desgerichtsbezirk Stuttgart an. 

(2) Die von den in Absatz 1 bezeichneten 
Rechtsanwälten vorgenommenen notariellen 
Geschäfte sind nicht deshalb unwirksam, weil 
die Rechtsanwälte nicht nach den Vorschrif- 
ten der Reichsnotarordnung zu Notaren be- 
stellt worden sind. 

Artikel 6 

Versorgungsbezüge im früheren Oberlandes- 
gerichtsbezirk Darmstadt 

Im Bezirk des früheren Oberlandes- 
gerichts Darmstadt bleiben für die vor dem 
1. Juli 1937 bestellten Notare die bisherigen 
Vorschriften über Ruhegehalt und Hinter- 
bliebenenversorgung in Kraft. Der Betrag 
des ermäßigten Ruhegehalts nach § 7 der 
Verordnung über die Ruhestands- und Hin- 
terbliebenenversorgung der Notare in Hes- 
sen vom 10. Mai 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 519) in der Fassung des § 2 Nr. 2 der Ver- 
ordnung über die Aufhebung der Gebühren- 
abgabe der Notare und über die Ruhestands- 
und Hinterbliebenenversorgung der Notare 
in Hessen vom 11. Dezember 1942 (Reichs- 


gesetzbl. I S. 701) wird nach Anhörung der 
zuständigen Notarkammer im Lande Hessen 
von dem Oberlandesgerichtspräsidenten in 
Frankfurt (Main) und im Lande Rheinland- 
Pfalz von dem Minister der Justiz festgesetzt. 


Artikel 7 

Zuständigkeit anderer Stellen 

(1) Soweit für die den Notaren zugewie- 
senen Amtsgeschäfte nach den bisherigen 
Vorschriften auch andere Stellen zuständig 
sind, bleiben diese Vorschriften unberührt. 

(2) Artikel 142 und Artikel 143 Abs. 1 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Ge- 
setzbuch werden aufgehoben. Die auf Grund 
der aufgehobenen Vorschriften erlassenen 
landesgesetzlichen Vorschriften bleiben be- 
stehen; sie können von den bisher dafür zu- 
ständigen Stellen ganz oder teilweise auf- 
gehoben werden. 

(3) Inwieweit die Notare zur Vermittlung 
von Nachlaß- und Gesamtgutsauseinander- 
setzungen — einschließlich der Erteilung von 
Zeugnissen nadi den §§ 36 und 37 der 
Grundbuchordnung — , zur Aufnahme von 
Nachlaßverzeichnissen und Nachlaßinven- 
taren sowie zur Anlegung und Abnahme von 
Siegeln im Rahmen eines Nachlaßsicherungs- 
verfahrens zuständig sind, bestimmt sich nach 
den landesrechtlichen Vorschriften. 


Artikel 8 
Rechtsnachfolger 

der ehemaligen Reichsnotarkammer 

(1) Die Bundesnotarkammer ist Rechts- 
nachfolger der früheren Reichsnotarkammer. 
Sie tritt, soweit bisher gesetzlich nichts Ab- 
weichendes bestimmt worden ist, in alle Ihre 
vermögensrechtlichen Pflichten und Rechte 
ein, haftet jedoch nur mit dem übernom- 
menen Vermögen. Die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs über eine dem Fis- 
kus als gesetzlichem Erben anfallende Erb- 
schaft sind entsprechend anzuwenden. Die 
durch die Berliner Kommission für An- 
sprüche auf Vermögenswerte laut Kontroll- 
ratsdirektive Nr. 50 auf die Rheinische 
Notarkammer übertragenen Vermögens- 
werte der früheren Reichsnotarkammer 
gehen auf die Bundesnotarkammer über. 
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(2) Aus Anlaß und in Durchführung des 
Rechtsübergangs entstehende Gerichtskosten 
werden nicht erhoben. 

Artikel 9 

Rechtsnachfolger der bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bestehenden Notarkammern 

Die Rechte und Pflichten der bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bestehenden Notar- 
kammern gehen auf die nach Artikel 1 
Nr. 30 neu gebildeten Notarkammern über. 
Stimmt der Bezirk der neu gebildeten Notar- 
kammer nicht mit dem Bezirk der bestehen- 
den Notarkammer überein, so bestimmt die 
Landesregierung durch Rechtsverordnung, in 
welcher Weise die Vermögenswerte und Ver- 
bindlichkeiten aufgeteilt werden. Die Auf- 
teilung ist so vorzunehmen, daß die An- 
sprüche der Gläubiger nicht gefährdet wer- 
den. Artikel 8 Abs. 2 gilt entsprechend. 

Artikel 10 

Einrichtung der Notarkammern 

(1) Die erste Versammlung der nach Ar- 
tikel 1 Nr. 30 neu gebildeten Notarkammer 
v/ird von dem Präsidenten (Vorsitzer) der bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden 
Notarkammer oder der die Aufgaben der 
Notarkammer wahrnehmenden Körperschaft 
einberufen. Er führt bis zur Wahl des Prä- 
sidenten der Notarkammer den Vorsitz in 
der Hauptversammlung. Bis zu diesem Zeit- 
punkt bleiben die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes bestehenden Notarkammern oder die 
die Aufgaben von Notarkammern wahrneh- 
menden Körperschaften nach den bisher gel- 
tenden VorsÄriften tätig. 

(2) Hat die Landesregierung bestimmt, daß 
mehrere Oberlandesgerichtsbezirke oder Teile 
von Oberlandesgerichtsbezirken oder ein 
Oberlandesgerichtsbczirk mit Teilen eines 
anderen Oberlandesgerichtsbezirks den Be- 
zirk einer Notarkammer bilden, so bestimmt 
sie dabei zugleich die Stelle, die die erste Ver- 
sammlung der Notarkammer einzuberufen 
hat. 

(3) Die erste Vertreterversammlung der 
Bundesnotarkammer wird durch den Vor- 
sitzer des Vorstands der Gemeinschaft des 
Deutschen Notariats einberufen. Er führt bis 
zur Wahl des Präsidenten der Bundesnotar- 
kammer den Vorsitz in der Vertreterver- 
sammlung. 


Artikel 11 

Aufhebung von Vorschriften 

Folgende Vorschriften werden aufgehoben, 
soweit sie nicht bereits außer Kraft getreten 
sind: 

1. die Verordnung zur Ausführung und Er- 
gänzung der Reichsnotarordnung vom 
26. Juni 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 663), 

2. die Zweite Verordnung zur Ausführung 
und Ergänzung der Reichsnotarordnung 
vom 27. März 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 321), 

3. die Verordnung zur Änderung der 
Reichsnotarordnung vom 16. Mai 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 918), 

4. die Verordnung über die Vertretung von 
Notaren vom 18. September 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1848), 

5. die Verordnung zur Ergänzung der 

Reichs-Rechtsanwaltsordnung und der 
Reichsnotarordnung vom 22. Januar 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 223), 

6. die Verordnung über die Zulassung von 
Rechtsanwälten und die Bestellung von 
Notaren während des Krieges vom 
26. November 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 665), 

7. die Verordnung zur Änderung und Er- 
gänzung der Reichsnotarordnung vom 
1, März 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 126), 

8. die Verordnung zur Ergänzung der 

Reichsnotarordnung vom 27. September 
1944 (Reichsgesetzbl. I S. 224), 

9. die Verordnung zur Änderung der 

Reichsnotarordnung der Oberlandes- 
gerichtspräsidenten in Braunschweig vom 
20. April 1946 (Justizblatt für den Ober- 
landesgerichtsbezirk Braunschweig Sp. 23), 
Celle vom 30. April 1946 (Hannoversche 
Rechtspflege S. 42), Düsseldorf vom 
26. April 1946 (Justizblatt für den Ober- 
landesgerichtsbezirk Düsseldorf S. 32), 
Hamburg vom 26. April 1946 (Hambur- 
gisches Verordnungsblatt S. 44), Bremen 
vom 26. April 1946 (Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen S. 55), Hamm 
vom 16. April 1946 (Justiz-Blatt für den 
Oberlandesgerichtsbezirk Hamm S. 54), 
Kiel vom 14. Mai 1946 (Schleswig-Hol- 
steinische Anzeigen S. 243), Köln vom 
29. April 1946 (Justizblatt für den Ober- 
landesgerichtsbezirk Köln S. 54), Olden- 
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bürg vom 26. April 1946 (Justizblatt für 
Aurich, Oldenburg und Osnabrück S. 67), 

10. die Verordnung des Oberlandesgerichts- 
präsidenten in Celle über das Notariat in 
Lippe und Schaumburg-Lippe vom 
30. September 1946 (Hannoversche 
Rechtspflege S. 109), 

11. die Zweite Verordnung des Präsidenten 
des Zentral-Justizamts für die Britische 
Zone zur Änderung der Reichsnotarord- 
nung vom 11. Oktober 1948 (Verord- 
nungsblatt für die Britische Zone S. 311), 

12. das Bremische Gesetz über das Dienst- 
strafverfahren gegen Notare vom 12. Mai 
1949 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt 
Bremen S. 89, 107), 

13. die Verordnung des Präsidenten des Zen- 
tral-Justizamts für die Britische Zone zur 
vorläufigen Regelung der Wahlen zu den 
Notarkammern ln den Oberlandesgerichts- 
bezirken Hamburg, Düsseldorf und Köln 
vom 23. August 1949 (Verordnungsblatt 
für die Britische Zone S. 367), 

14. die Notarordnung für Rheinland-Pfalz 
vom 3. September 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz Teil I S. 391 in der Fas- 
sung des Artikels 5 Nr. 4 des Gesetzes 
zur Wiederherstellung der Rechtseinheit 
auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung, 
der bürgerlichen Rechtspflege, des Straf- 
verfahrens und des Kostenrechts vom 
12. September 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 455), mit Ausnahme des § 22 Abs. 4 
und 5 sowie des § 78, 

15. das Berliner Gesetz über vorläufige Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Notarrechts 
vom 9. Januar 1951 (Verordnungsblatt 
für Berlin I S. 57). 


Artikel 12 

Besondere Vorschriften 
über die Fähigkeit zum Richteramt 

Unberührt bleiben die besonderen gesetz- 
lichen Vorschriften, nach denen die Fähig- 
keit zum Richteramt (§ 2 des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes) Personen verliehen werden 
kann, welche die Prüfung zur Erlangung 
einer solchen Fähigkeit nidit im Inland ab- 
gelegt haben. 

Artikel 13 

Verweisungen in andere Vorschriften 

Soweit in Gesetzen und Verordnungen auf 
Vorschriften der Reichsnotarordnung und 
die zu ihrer Ausführung und Ergänzung er- 
gangenen Verordnungen oder auf die auf- 
gehobenen Vorschriften der Notarordnung 
von Rheinland-Pfalz verwiesen ist, treten die 
entsprechenden Vorschriften der Bundes- 
notarordnung an ihre Stelle. 

Artikel 14 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

In demselben Zeitpunkt tritt im Lande 
Rheinland-Pfalz die Reichsnotarordnung in 
der Fassung dieses Gesetzes in Kraft. 

Artikel 15 
Geltung im Lande Berlin 

Dieses Gesetz und die auf Grund des Ar- 
tikels 2 dieses Gesetzes bekanntgemachte 
Bundesnotarordnung gelten nach Maßgabe 
des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die Reichsnotarordnung vom 13. Februar 
1937 (RGBl. I S. 191) beruht in ihren Grund- 
zügen im wesentlichen auf den Leitsätzen, die 
auf dem Notartag des Jahres 1925 aufgestellt 
worden sind, und auf einem von dem Ber- 
liner Rechtsanwalt und Notar Geh. Justiz- 
rat Dr. Oberneck ausgearbeiteten und auf 
dem Notartag von 1929 vorgetragenen Ent- 
wurf einer Reichsnotarordnung. Sie berück- 
sichtigte die vor ihrem Inkrafttreten von den 
Ländern auf dem Gebiete des Notariatsrechts 
gesammelten Erfahrungen und stimmte mit 
den Bestrebungen des Notarstands überein. 
Da sie ferner bewährte Rechtseinrichtungen 
der Länder übernahm, stellte sie insofern ein 
von der allgemeinen Rechtsüberzeugung ge- 
tragenes Berufsrecht der Notare dar. Das 
zeigt sich schon darin, daß sie mit ihren 
wiclitigsien Ausführungs- und Ergänzungs- 
verordnungen — abgesehen von einigen un- 
wesentlichen durcli die Kriegsverhältnisse ge- 
botenen Maßnahmen — bis zum Zusammen- 
bruch ohne bedeutsame Änderungen geblie- 
ben ist. Auch in der Zeit, in der die Gesetz- 
gebungsbefugnis auf dem Gebiete des Notar- 
rechts bei den Ländern oder bei Zonenbehör- 
den lag, wurde die Reichsnotarordnung bis 
auf die wenigen Bestimmungen, die national- 
sozialistisches Gedankengut enthielten oder 
die aus sonstigen Gründen durch den Zusam- 
menbruch unanwendbar geworden waren, 
weiterhin angewendet. Lediglich das Land 
Rheinland-Pfalz hat eine neue Notarord- 
nung geschaffen. Aber auch diese hat eine 
sehr große Zahl ihrer Bestimmungen wörtlich 
aus der Reichsnotarordnung übernommen. 
Ebenso hatten sich die vor dem Zusammen- 
treten des 1. Deutschen Bundestages im Baye- 
rischen Staatsministerium der Justiz ausge- 
arbeiteten Entwürfe eines Bayerischen No- 
tariatsgesetzes weitgehend an die Fassung der 
Reichsnot arordnung an geschlossen. 

Es kann somit davon ansgegangen werden, 
daß die Reichsnotarordnung sich bewährt hat 
und daß daher eine grunidlegende Umgestal- 
tung des Notarrechts nicht erforderlich ist. 
Der vorliegende Entwurf beschränkt sich da- 
her im wesentlichen auf die notwendigen 
Maßnahmen, die einer Bereinigung des TN^o- 
tarrcchts dienen. Dabei sind aus der Reichs- 
notarordnung alle Vorschriften zu entfernen 


oder zu ändern, die von nationalsozialisti- 
schem Geist geprägt sind. Ferner muß der 
Änderung der staatsrechtlichen Verhältnisse, 
insbesondere der Rückübertragung der Justiz- 
hoheit auf die Länder, Rechnung getragen 
werden. Soweit es sich um die Berufs ständi- 
sche Organisation der Notare handelt, muß 
die durch den Wegfall der Reichsnotarkam- 
mer nach dem Zusammenbruch entstandene 
Lücke geschlossen werden. Fland in Fland 
hiermit sollen die Fragen wieder bundesein- 
heitlich geregelt werden, bei denen nach dem 
Zusammenbruch in einzelnen Teilen der Bun- 
desrepublik abweichende Vorschriften ge- 
troffen worden sind. Weiterhin erscheint es 
zweckmäßig, idie bisher in Ausführungs- oder 
Ergänzungs Verordnungen enthaltenen Rechts- 
vorschriften in die Notarordnung selbst zu 
übernehmen. Schließlich dient der Entwurf 
auch der Klarstellung von Rechtsfragen, die 
infolge von Maßnahmen, die in den Über- 
gangszeiten nach der Kapitulation getroffen 
wurden, aufgetreten sind. Daneben spielen 
die Änderungen und Ergänzungen des Notar- 
rechts, die auf Grund der bisherigen Erfah- 
rungen bei der Anwendung der Reichsnotar- 
ordnung und der sie ergänzenden Vorschrif- 
ten als notwendig oder doch zweckmäßig er- 
kannt worden sind, nur eine geringe Rolle. 


B. Einzelbegründung 

Im einzelnen ist zu dem Entwurf folgendes 
zu bemerken: 

Zu Art. 1 

Zu Nr. 1 

a) § 1 umschreibt Wesen und Aufgabe des 
Notars im allgemeinen. Im Gegensatz zu der 
zur Zeit geltenden Fassung vermeidet er den 
Ausdruck „Rechtswahrer'b Unter Einbezie- 
hung eines Teils des jetzigen § 2 Satz 1 der 
Reidisnotarordnung (RNotO) bezeichnet er 
den Notar als unabhängigen Träger eines 
öffentlichen Amtes und kennzeichnet dadurch 
die Stellung des Notars innerhalb der Rechts- 
pflege und seine Unabhängigkeit gegenüber 
der Staatsgewalt und dem Auftraggeber. Er 
bringt dabei zugleich zum Ausdruck, daß der 
Notar nicht Vertreter einer rechtsuchenden 
Partei, sondern unparteiischer Betreuer der 
Beteiligten ist (vgl. auch § 15 Abs. 1 Satz 2 
des Entwurfs). 
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Das Aufgabengebiet des Notars wird durch 
die Worte „für Aufgaben auf dem Gebiet 
der vorsorgenden Rechtspflege, insbesondere 
für die Beurkundung von Reditsvorgängen“ 
Umrissen. 

b) § 2 Satz 1 entspricht sachlich dem § 1 
Satz 2 RNotO. Er trägt in seiner Fassung 
lediglich dem Umstand Rechnung, daß die 
Notarordnung jetzt in der Form eines Ge- 
setzes erlassen wird. Die Sätze 2 und 3 des 
§ 2 finden sich sachlich bereits in § 2 Satz 1 
und 3 RNotO. 

In § 2 RNotO waren bereits innerhalb der 
Britischen Zone und in Bremen idurch die 
ln Art. 11 Nr. 9 des Entwurfs genannten 
Vorschriften die Worte „zum Führer und‘‘ 
gestrichen worden. Auch in den Teilen der 
Bundesrepublik, in denen eine solche Strei- 
chung nicht vorgenommen worden war, 
hatten diese Worte infolge des Gesetzes Nr. 1 
des SHAEF und der Militärregierung (ABI. 
der MilReg. Deutschland, Kontrollgruppe der 
21. Armeegruppe, Nr. 3, S. 1) ihre Bedeu- 
tung verloren. 

Der Entwurf sieht davon ab, das öffentli<.h- 
rechtliche Treueverhältnis zum Staat beson- 
ders zu bestimmen (vgl. § 2 Satz 2 RNotO). 
Die Stellung des Notars zum Staat ergibt sidi 
bereits eindeutig daraus, daß die Notare Trä- 
ger eines Öffentlichen Amts sind. Darüber 
hinaus bedarf es der Erwähnung des Treue- 
verhältnisses nicht. 

c) Die Neufassung von § 3 RNotO trägt den 
veränderten staatsrechtlichen Verhältnissen 
Rechnung. 

Die Möglichkeit zur Bestellung zum Ni:)tar 
wird nidit nur deutschen Staatsangehörigen 
gegeben, sondern auch den Personen, die 
Deutsche Im Sinne des Art. 116 GG sind. 
Diese Erweiterung hat Bedeutung für Ver- 
triebene und Flüditlinge deutscher Volkszu- 
gehörigkeit, die noch nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen. 

Während § 3 RNotO in seiner bisherigen 
Fassung nur die „Fähigkeit zum Richteramj:“ 
sdilechthin verlangt, fordert die Fassung des 
Entwurfs ln Übereinstimmung mit 5 d des 
Entwurfs der Bundesrechtsanwaltsordnung die 
Fähigkeit zum Richteramt „nach den Vor- 
schriften des Gerichts Verfassungsgesetzes. 

Nach Art. 12 des Entwurfs sollen jedoch die 
besonderen gesetzlichen Vorschriften, nacli 
denen die Fähigkeit zum Richteramt Perso- 
nen verliehen werden kann, welche die Prü- 
fungen zur Erlangung einer soldien Fähigkeit 


nicht im Inland abgelegt haben, durch § 3 
nicht berührt werden (vgl. die Begründung 
zu Art, 12 des Entwurfs). 

d) § 4 des Entwurfs dient zunächst der Be- 
reinigung des Wortlauts des bisherigen § 4 
RNotO. Er verlangt, daß der Notar cliarak- 
terlich und beruflich für sein Amt geeignet 
ist. 

Dabei wird davon abgesehen, ln § 4 — wie 
im Beamtenrecht — von dem Notar zu ver- 
langen, daß er die Gewähr dafür bietet, daß 
er jederzeit für die freiheitliche demokrati- 
sche Grundordnung im Sinne des Grund- 
gesetzes eintritt. Es dürfte vielmehr als aus- 
reidiend angesehen werden können, daß der 
Notar sich bei der Eidesleistung verpflichtet, 
die verfassungsmäßige Ordnung zu wahren 
(vgl. Art. 1 Nr. 6 des Entwurfs). 

e) Die Tätigkeit des Notars setzt in beson- 
derem Maße nicht nur umfassende Rechts- 
kenntnissc, sondern auch eine Vertrautheit 
mit dem Formerfordernissen und eine große 
Erfahrung in den dem notariellen Rechtsver- 
kehr eigentümlichen Vorgängen voraus. Des- 
wegen ist es grundsätzlidi Voraussetzung, 
daß sich der künftige Notar durch Beschäf- 
tigung bei einem Notar die für seinen Beruf 
erforderlichen besonderen Kenntnisse ver- 
schafft. § 5 Abs. 1 des Entwurfs sieht daher 
in Übereinstimmung mit § 5 Abs. 1 RNotO 
vor, daß zum Notar in der Regel nur be- 
stellt werden soll, wer sich einem Anwärter- 
dienst als Notarassessor unterzogen hat. Ab- 
weichend von dem im größten Teil der Bun- 
desrepubllck geltenden Recht, das nur einen 
Anwärterdienst von 2 Jahren kennt, sieht 
der Entwurf einen Anwärterdienst von 3 
Jahren vor. § 5 Abs. 1 RNotO in seiner ur- 
sprünglidien Fassung kannte einen Probe- 
dienst von 1 Jahr und einen Anwärterdienst 
von 3 Jahren. Diese Zeiten wurden durch die 
Verordnung vom 16. Mai 1939 (RGBl. I 
S. 918) unter Wegfall des Probedienstes auf 
2 Jahre Anwärter dienst abgekürzt. Dies Kür- 
zung, die wohl vorwiegend durch den Man- 
gel an Juristen und durch wehrpolitische Er- 
wägungen bestimmt war, kann nicht mehr 
beibehalten werden, weil unser Rcchtsleben 
verwickelter geworden ist. Der Entwurf 
schlägt daher in Anlehnung an die zur Zeit 
schon im Lande Rheinland-Pfalz geltende 
Regelung einen dreijährigen Anwärterdienst 
vor. 

Zu beachten ist, daß der Entwurf, wie das 
geltende Recht, für die Bestellung eines 
Rechtsanwalts zur nebenberuflichen Amtsaus- 
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Übung als Notar einen Anwärterdienst nidit 
fordert (vgl. § 7 letzter Satz des Entwurfs). 

§ 5 Abs. 2 bis 5 entspricht im wesentlichen 
dem geltenden Recht. Der Entwurf steht da- 
von ab, den Anwärterdienst erschöpfend zu 
behandeln, sondern beschränkt sich darauf, 
die Stellung des Notarassessors bundesrecht- 
lich zu regeln, soweit das im Interesse der 
Rechtseinheit erforderlich ist. Die näheren 
Bestimmungen über die Ausbildung des No- 
tarassessors, insbesondere über die Fragen, die 
jetzt noch durch die Allgemeine Verfügung 
des Reiuisministers der Justiz vom 14. Juni 
1937 (Deutsche Justiz S. 914) — AVfNot — 
geregelt sind, sollen durch die Landesregie- 
rungen getroffen werden (§ 5 Abs. 5). Es 
handelt sidi dabei ohnehin im großem Um- 
fange um reine Verwaltungsvorschriften. 

Im einzelnen ist hervorzuheben: 

Nach Abschnitt A II 3 der obengenannten 
AVfNot nimmt der Oberlandesgerichtspräsi- 
dent den Be w^erber bei Beginn des Anwärter- 
dienstes durch Handschlag in Pflicht und 
überweist ihn einem Notar. Darüber hinaus 
nimmt der Präsident der Notarkammer den 
Bewerber nochmals „auch für die Notarkam- 
mer“ durch Handschlag in Pflicht (Abschnitt 
A II 9 Abs. 3 der AVfNot). Mit Rücksicht 
auf die Stellung der Notarkammer, die als 
Körperschaft des öffentlichen Redits Aufga- 
ben auf dem Gebiet des Rechtswesens zu er- 
füllen hat, erscheint es unbedenklich, die 
Überweisung des Notarassessors an einen 
Notar sowie die Inpflichtnahme bei Beginn 
des Anwärterdienstes dem Präsidenten der 
Notarkammer zu überlassen. 

Das geltende Recht gibt dem Notarassessor 
einen Vergütungsanspruch gegen den Notar, 
dem er überwiesen ist, w^ährend die Notar- 
kammer nur für die Zahlung der Bezüge ein- 
steht. Der Entwurf will dagegen dem Notar- 
assessor unmittelbar einen Anspruch gegen 
die Notarkammer geben. Er folgt dabei einer 
Entwicklung, die sich bereits in § 2 der Ver- 
ordnung zur Ergänzung der Relchs-Rechts- 
anwaltsordnung und der Reiclisnotarordnung 
vom 22. Januar 1940 (RGBl. I S. 223) ange- 
bahnt und in der Nachkriegszeit in der be- 
währten Praxis der Notarkasse in München 
fortgesetzt hatte. Die Heranbildung eines 
geeigneten Nachwuchses, der den Notar stand 
leistungsfähig erhält, ist eine der wichtigsten 
Aufgaben der Notarkammern. Dem entspricht 
es, wenn die Notarkammern auch unmittel- 
bar die Sorge für den Nachwuchs und damit 
die Zahlung der Bezüge an die Notarassesso- 


ren übernehmen. Diese Bezüge sind nach § 5 
Abs. 3 Satz 3 des Entwurfs denen eines Ge- 
richtsassessors „anzugleichen“. Damit wird 
zum Ausdruck gebracht, daß sie nidit die- 
selbe Höhe zu haben brauchen; es wird le- 
diglich gefordert, daß sie etwa den Bezügen 
eines Gerichtsassessors entsprechen sollen. 
Eine wirtschaftlidi nicht wesentliche Abwei- 
chung nach unten oder oben wird als zuläs- 
sig angesehen werden müssen. Es ist nach 
§ 5 Abs. 3 Satz 4 Aufgabe der Notarkammer, 
hierzu Richtlinien zu erlassen. Der Notar- 
kammer bleibt es überlassen, ob und in wel- 
cher Höhe sie den Notar auf Erstattung der 
Bezüge ln Anspruch nehmen will. Sie kann 
hierüber allgemeine Bestimmungen erlassen 
oder eine Anordnung im Einzelfall treffen 
(§ 5 Abs. 3 Satz 4). 

Diese Regelung entspricht einem ausdrückli- 
chen Vorschlag der Gemeinschaft des Deut- 
schen Notariats. 

Im übrigen weidit § 5 Abs. 2 bis 4 des Ent- 
wurfs nicht vom geltenden Redit ab. Insbe- 
sondere weist er hinsichtlich der Aufsicht 
über die Notarassessoren keine Änderungen 
auf. Er hat die Aufsicht neben den Aufsichts- 
behörden nicht auch dem Notar, dem der 
Notarassessor zugewiesen ist, übertragen. Das 
ersdiien weder mit der Stellung des Notar- 
assessors, noch mit den den Aufsichtsbehör- 
den zustehenden Befugnissen vereinbar. Der 
Notarassessor steht zwar zu dem Notar in 
einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsver- 
hältnis. Doch rechtfertigt das allein nicht die 
Übertragung von Aufsiditsbefugnissen auf 
den Notar. Entscheidend dürfte vielmehr 
sein, daß der Notarassessor in einem öffent- 
lich-rechtlichen Dienstverhältnis zum Staat 
steht. Dem entspricht es, daß die Aufsichts- 
befugnisse, die begrifflich auch 'das Recht 
zu disziplinarrechtlichen Maßnahmen um- 
fassen, nur von Staatsbehörden wahrgenom- 
men werden. Eine Übertragung von Auf- 
sichtsbefugnissen auf den Notar, ohne ihm 
zugleich auch das Recht zu Disziplinarmaß- 
nahmen zuzubilligen, erscheint aber als eine 
überflüssige Maßnahme, zumal es wohl kaum 
zweifelhaft sein kann, daß der Notarassessor 
dem ihn ausbildenden Notar zur ordnungs- 
mäßigen Dienstleistung und Befolgung von 
Anordnungen verpflichtet ist. 

Auch in der Frage, wann der Anwärterdienst 
beendet ist und welche Stellung der frühere 
Notarassessor nach Beendigung des Anwärter- 
dienstes hat, bringt der Entwurf keine Ab- 
weidiungen vom geltenden Recht. 
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Neu eingefügt ist dagegen im Interesse der 
Heranbildung eines geeigneten Notarnach- 
wuchses, daß der Notar nicht nur berechtigt, 
sondern auch verpflichtet ist, den Notar- 
assessor in einer dem Zweck des Anwärter- 
dienstes entsprechenden Weise zu beschäfti- 
gen (§ 5 Abs. 4 Satz 1). 

f) Die Reichsnotarordnung bestimmte in § 7 
als Grundsatz, daß die Notare zur hauptbe- 
ruflichen Amtsausübung auf Lebenszeit be- 
stellt werden sollten. Daneben sah § 8 Abs. 2 
RNotO vor, daß in bestimmten Gerichtsbe- 
zirken, in denen „nach der bisherigen Rechts- 
entwicklung ein Bedürfnis besteht“, vorläufig 
auch Rechtsanwälte für die Dauer ihrer Zu- 
lassung bei einem bestimmten Gericht als 
Notare zu nebenberuflicher Amtsausübung 
bestellt werden konnten. Die Reichsnotar- 
ordnung hatte danadi eindeutig für ihren ge- 
samten Geltungsbereich als Endziel die Ein- 
führung des Nurnotariats. Die Bestellung von 
Anwaltsnotaren war nur noch übergangs- 
weise zugelassen. Dementsprechend wurden 
bis zur Kapitulation in Gebieten, in denen 
früher nur das Anwaltsnotariat bestand, 
neben Anwaltsnotaren auch Nurnotare be- 
stellt. 

Der Entwurf geht von diesen Grundsätzen 
ab. Er behält zwar das Nurnotariat in seinem 
bestehenden, durch Art. 138 GG geschützten 
Umfange bei (§ 6 des Entwurfs). Daneben 
sieht er aber in § 7 in den Gerichtsbezirken, 
in denen bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
das Amt des Notars nur im Nebenberuf aus- 
geübt worden ist, ausschließlich die Bestellung 
von Anwaltsnotaren vor. Er hält also das An- 
waltsnotariat nicht nur als Obergangserschei- 
nung aufrecht, sondern erhebt es für die 
Zukunft wieder zu einer dem Nurnotariat 
gleichstehenden Gestaltungsform des Nota- 
riats. Der Entwurf nimmt dadurch nicht et- 
wa ein Wertung zugunsten des Anwaltsno- 
tariats vor, sondern er trägt nur den gegen- 
wärtigen tatsächlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnissen in den Anwaltsnotargebieten 
der Bundesrepublik Rechnung. Demgemäß 
spricht § 7 in der Legaldefinition des Begriffs 
des Anwaltsnotars nidit mehr wie § 8 Abs. 2 
RNotO davon, daß der Reditsanwalt „zu 
nebenberuflicher Amtsausübung“ als Notar 
bestellt wird, sondern der Rechtsanwalt wird 
als Notar bestellt „zu gleichzeitiger Amts- 
ausübung neben dem Beruf des Rechtsan- 
walts“. Diese Fassung berücksichtigt, daß oft 
bei Anwaltsnotaren die Tätigkeit als Notar 
die Anwaltstätigkeit nicht unerheblich über- 
steigt. 


Für Gerichtsbezirke, in denen neben Nur- 
notaren oder beamteten Notaren auch An- 
waltsnotare bestellt worden sind, sieht die 
Übergangsbestimmung des § 88 auch weiter- 
hin die Bestellung von Anwaltsnotaren vor. 

Auf der anderen Seite sieht der Entwurf da- 
von ab, das Anwaltsnotariat über die Ge- 
richtsbezirke hinaus auszudehnen, in denen 
die Bestellung von Anwaltsnotaren bei Erlaß 
dieses Gesetzes zulässig ist. Für eine solche 
Ausdehnung hat sich bisher ein sachliches Be- 
dürfnis der Rechtspflege nicht ergeben. 

Nicht aufrechterhalten will der Entwurf so- 
dann die Bestellung von sog. Notaranwälten. 
Nach § 8 Abs. 1 RNotO kann ein Nurnotar 
als Rechtsanwalt bei dem Amtsgericht, in des- 
sen Bezirk er seinen Amtssitz hat, zugelassen 
werden, wenn dies einer geordneten Rechts- 
pflege dienlich ist. Diese Vorschrift hat eine 
wesentliche praktische Bedeutung nicht er- 
langt. Nur in wenigen Fällen ist von ihr Ge- 
brauch gemacht worden. Deshalb hat bereits 
§ 8 der Notarordnung für Rheinland-Pfalz 
die Einrichtung des sog. Notaranwalts be- 
seitigt; lediglich Zulassungen, die bereits aus- 
gesprochen waren, sind aufrechterhalten ge- 
blieben. Auch in den übrigen Nurnotariats- 
gebieten ist ein Bedürfnis für die Bestellung 
von Notaranwälten angesichts der Zahl der 
bereits tätigen Anwälte und des Wegfalls des 
Numerus clausus unter Berücksichtigung der 
heutigen Verkehrsverhältnisse nicht mehr an- 
zuerkennen. Da die Zulassung eines Rechts- 
anwalts, die jederzeit widerruflich ist und sich 
auf ein einziges Amtsgericht beschränkt, über- 
dies dem System des Anwaltsrechts fremd 
ist, erscheint es gerechtfertigt, in Zukunft 
von der Neuzulassung von Notaranwälten 
abzusehen. Bereits bestehende Zulassungen 
sollen jedoch durch Art. 4 unter den bis- 
herigen Voraussetzungen aufrechterhalten 
bleiben. 

g) Nach § 6 Abs. 1 RNotO werden nur so 
viele Notare bestellt, wie den Bedürfnissen 
einer geordneten Rechtspflege entspricht. 
Dieser Grundsatz wird jedoch uneinge- 
schränkt nur bei der Bestellung von Nurno- 
taren durchgeführt. Für die Bestellung von 
Anwaltsnotaren gilt dagegen folgendes: Nach 
§ 8 Abs. 2 RNotO können, „soweit in be- 
stimmten Gerichtsbezirken nach der bisheri- 
ge Rechtsentwicklung ein Bedürfnis besteht“, 
vorläufig dort auch Rechtsanwälte für die 
Dauer ihrer Zulassung bei einem bestimm- 
ten Gericht als Notare zu nebenberuflidier 
Amtsausübung bestellt werden. Es kann 



zweifelhaft sein, ob mit dem Wortlaut des 
§ 8 Abs. 2 RNotO der Teil A III Nr. 4 der 
AVfNot noch im Einklang stand, durch den 
bestimmt wurde, daß in Gebieten, in denen 
bis zum Inkrafttreten der RNotO die Be- 
stellung von Rechtsanwälten zu Notaren 
ohne Prüfung der Bedürfnisfrage nach Ab- 
lauf einer bestimmten Wartezeit üblich war, 
für eine Übergangszeit die Bestellung auch 
weiterhin ohne Prüfung der Bedürfnisfrage 
möglich sein sollte. Nach der Kapitulation ist 
für die Britische Besatzungszone durch die 
Verordnung des Präsidenten des Zentral- 
justizamts vom 11. Oktober 1948 (VOBl. 
BZ. S. 311) der § 8 Abs. 2 RNotO dahin 
geändert worden, daß in den „Gerichtsbe- 
zirken, in denen bisher Rechtsanwälte als 
Notare zu nebenberuflicher Amtsausübung 
bestellt worden sind, auch weiterhin Rechts- 
anwälte für die Dauer ihrer Zulassung bei 
einem bestimmten Gericht als Notare zu 
nebenberuflicher Amtausübung bestellt wer- 
den können. Die näheren Bestimmungen 
haben die Landesjustizvervvaltungen zu tref- 
fen. Sie können die Bestellung vom Vorhan- 
densein eines Bedürfnisses oder vom Ablauf 
einer bestimmten Wartezeit oder auch vom 
Vorhandensein beider Voraussetzungen ab- 
hängig machen. Sie können auch im Einzel- 
fall die Bestellung von einer dieser Voraus- 
setzungen abhängig machen. Auf Grund die- 
ser Ermächtigung ist die Frage wie folgt ge- 
regelt worden: 

Schleswig-Holstein hat die Richtlinien vom 

4. April 1949 (Schlesw. -Holst. Anz. 1949 

5. 158) erlassen, die die Ernennung des An- 
walts zum Notar grundsätzlich von dem Vor- 
handensein eines nach der Zahl der Beurkun- 
dungen zu beurteilenden Bedürfnisses oder 
von einer zehnjährigen Anwaltstätigkeit (da- 
von eine einjährige Tätigkeit am künftigen 
Amtssitz des Notars) abhängig machen und 
zusätzlich verlangen, daß durch die Ernen- 
nung die Zahl der auf jeden Notar des Amts- 
gerichtsbezirks (einschließlich des Bewerbers) 
entfallenden jährlichen Urkundsnummern 
(einschließlich Beglaubigungen sowie Wechsel- 
und Scheckproteste) nicht unter 100 absinken 
würde. 

In Nordrhein-Westfalen gilt die Allgemeine 
Verfügung vom 10. Dezember 1951 (JMBl. 
NRW 1951 S. 269), die grundsätzlich eine 
15jährige Tätigkeit als Anwalt, davon min- 
destens die letzten 3 Jahre ununterbrochen 
an dem Ort, für den der Anwalt das Nota- 
riat nachsudit, oder das Vorhandensein eines 
nach Urkundsnummern zu bemessenden Be- 


dürfnisses verlangt. Auch ohne Vorliegcn der 
zeitlichen Voraussetzungen ist die Verleihung 
des Notariats möglich, wenn ein Bedürfnis 
für die Besetzung einer erledigten oder nach 
Errichtung einer neuen Notarstclle besteht. 

In Niedersachsen ist die Allgemeine Verfü- 
gung vom 10. April 1953 (Nds. Rpfl. 1953 
S. 59) maßgebend, nach der Rechtsanwälte 
zum Notar bestellt werden, wenn sie min- 
destens 10 Jahre bei einem 'deutschen Gericht 
als Anwalt zugelassen waren, mindestens 
während der letzten 3 Jahre an dem in Aus- 
sicht genommenen Amtssitz als Rechtsan- 
walt ununterbrochen tätig gewesen sind und 
ein Bedürfnis für die Bestellung vorhanden 
ist. 

Hamburg verlangt eine dreijährige Wartezeit 
und das Vorhandensein eines Bedürfnisses. 

In den übrigen Teilen der Bundesrepublik 
ist, soweit dort überhaupt die Bestellung von 
Anwaltsnotaren zulässig war, § 8 Abs. 2 
RNotO nicht ausdrücklich geändert worden. 
Die Verwaltungspraxis sah aber auch in die- 
sen Gebieten die Möglichkeit der Bestellung 
von Anwälten zu Notaren erst nach Ablauf 
bestimmter Wartezeiten oder nach Ablauf 
einer bestimmten Wartezeit und bei Vorhan- 
densein eines Bedürfnisses vor (so z. B. die 
Allgemeine Verfügung des Senators für Justiz 
in Berlin vom 19 . Oktober 1953 — ABI. 
S. 944). 

Der Entwurf stellt in § 8 Abs. 1 den sowohl 
für die Bestellung von Nurnotaren als auch 
für die Bestellung von Anwaltsnotaren gel- 
tenden Grundsatz heraus, daß nur so viele 
Notare bestellt werden, wie es den Erforder- 
nissen einer geordneten Rechtspflege ent- 
spricht. Um jedoch auch den Gebieten des 
Anwaltsnotariats das Beibehalten der bis- 
herigen Praxis zu ermöglichen, gibt ^ 8 Abs. 2 
den Ländern die Befugnis, die Bestellung von 
Anwaltsnotaren nach diesem Grundsatz durch 
nähere Bestimmungen zu regeln. Die Länder 
sollen die Möglichkeit haben, die Bestellung 
vom Vorhandensein eines Bedürfnisses an 
dem in Aussicht genommenen Amtssitz ab- 
hängig zu machen. Um sicherzustellen, daß 
nur Bewerber mit der nötigen beruflichen 
Erfahrung und Zuverlässigkeit zum Notar 
ernannt werden, läßt § 8 Abs. 2 es zu, daß 
die Länder die Bestellung zum Notar vom 
Ablauf einer gewissen Wartezeit abhängig 
machen. Damit wird es zugleich den Ländern 
überlassen, die Wartezeit nach den bisherigen 
Erfahrungen in einer den Erfordernissen 
einer geordneten Rechtspflege entsprechen- 
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den Weise festzusetzen und auf diese Weise 
die Bedürfnisfrage generell zu beantworten. 
Schließlich sollen die Lander die Bestellung 
zum Notar vom Vorhandensein eines Be- 
dürfnisses und vom Ablauf einer Wartezeit 
abhängig machen können. Um den örtlichen 
Gewohnheiten und Erfahrungen sowie den 
örtlidien Erfordernissen einer geordneten 
Rechtspflege gerecht werden zu können, wer- 
den die Länder die Bestimmungen allgemein 
für das ganze Land oder für bestimmte Ge- 
richtsbezirke treffen können. 

Zu Nr. 2 

Nach dem zur Zeit geltenden Recht darf der 
Notar nicht zugleich besoldeter Beamter 
sein. Diese Fassung hat sich nadi der Kapitu- 
lation als zu eng erwiesen. Sie erfaßt nicht 
die Fälle, in denen der Notar zwar rechtlich 
nicht besoldeter Beamter ist, in denen die 
fntercsscnlage es jedodi verlangt, ihn wie 
einen solchen zu behandeln. Als Beispiel sei 
die Stellung der Bürgermeister in einigen 
Ländern erwähnt. Nr. 2 des Entwurfs hat 
dviher an die Stelle des Verbots für den No- 
tar, zugleich besoldeter Beamter zu sein, das 
Verbot gesetzt, zuglei di Inhaber eines besol- 
deten Amts zu sein. 

§ 9 Abs. 1 Satz 2 läßt entsprechend dem gel- 
tenden Recht für den Einzclfall die Möglich- 
keit einer Ausnahme zu. Im Interesse einer 
reinlichen Scheidung der Ämter sieht jedoch 
§ 9 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 vor, daß der 
Notar in diesem Falle sein Amt nicht per- 
sönlich ausüben darf. 

Zu N r. 3 

Die Vorschrift des § 9 Ä.bs. 4 RNotO, wo- 
nach der Notar zum Betrieb eines Gewerbes 
durch seinen Ehegatten der Genehmigung be- 
darf, soll, da sie entbehrlidi erscheint, ge- 
strichen werden. 

Z u N r. 4 

§ 11 Abs. 1 des Entwurfs weicht von dem 
geltenden Recht insofern ab, als in Satz 2 
auf die in § 70 Abs. 2 des Entwurfs als Dis- 
ziplinarm aßnahme vorgesehene Möglidakeit 
einer Entfernung vom Amtssitz hingewiesen 
wird (vgl. die Begründung zu § 70). Die wei- 
terhin neu vorgesehene Anhörung der Notar- 
kammer entspricht der bisherigen Übung der 
Justizverwaltungen. 


Zu N r. 5 

Die Neufassung des § 13 Satz 1, die dem § 13 
Satz 1 der Notarordnung für Rheinland- 
Pfalz entspricht, gleicht die Fassung des § 13 
Satz 1 RNotO lediglich der durch die 
Änderung der staatsrechtlichen Verhältnisse 
gegebenen Rechtslage an. Die Anhörung der 
Notarkammer war bereits in Abschnitt A II 
12, III 3 c, 4 b Abs. 4 der AVfNot vorge- 
sehen. 

Zu N r. 6 

Die Vorschrift des § 14 RNotO über den 
Amtseid der Notare war nach Änderung der 
staatsrechtlichen Verhältnisse nicht mehr an- 
wendbar. Durch die in Art. 1 1 Nr. 9 des Ent- 
wurfs genannten Vorschriften war sie aus- 
drücklicli aufgehoben worden. Der Notareid 
ist zur Zeit nicht bundeseinheitlich geregelt. 
Die Neufassung des § 14 Abs. 1 geht davon 
aus, daß sich die Stellung des Notars, wenn 
er auch Träger eines öffentlichen Amtes ist, 
doch von der Stellung eines Beamten unter- 
scheidet. Es dürfte daher der vorgeschlagene 
Inhalt des Eides der Amtsstellung des Notars 
besser gerecht werden als die Leistung eines 
Beamtcneldes. 

Abs. 2 berücksiditigt den Art. 140 GG und 
Art. 136 Abs. 4 der Reidisverfassung vom 
11. August 1919. 

Abs. 3 entspricht dem § 14 Abs. 3 der RNotO. 
Z u N r. 7 

Nach § 15 Abs. 1 RNotO hat der Notar sein 
Amt getreu seinem Eide „zum Wohl der 
Volksgemeinschaft“ zu verwalten. Abgesehen 
davon, daß es sich bei dieser Fassung um eine 
typisch nationalsozialistische Wortprägung 
handelt, bringt sie auch das Wesen des Notar- 
amts nicht mit hinreichender Deutlichkeit zum 
Ausdruck. Es ist daher erforderlich, den § 15 
Abs. 1 RNotO durch eine zeitgemäße, das 
Wesen des Notaramts hervorhebende Neufas- 
sung zu ersetzen. 

Wenn der Notar auch Amtsträger Ist und dem 
Staat in gewissem Umfange bei Erfüllung 
seiner Aufgaben dient (z. B. bei Erhebung be- 
stimmter Verkchrsteuern), so liegt darin doch 
nicht das Wesen der notariellen Tätigkeit. Die 
dem Notar zustehenden hoheitlichen Befug- 
nisse sind ihm nicht des Staates wegen beige- 
legt worden, sondern nur zur besseren Er- 
füllung seiner öffentlichen Aufgaben. Ande- 
rerseits darf der Notar nicht nur dem einzel- 
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nen zunutze sein, der ihn in Anspruch 
nimmt. Er hat, wie es auch in der Eidesformel 
zum Ausdruck kommt (vgl. Nr. 6 des Ent- 
wurfs) dem Recht zu dienen. Er darf nicht 
Vertreter einer rechtsuchenden Partei, sondern 
er muß ein unparteiischer Betreuer der Be- 
teiligten sein. Damit dient er zugleich dem 
Wohle der Rechtsuchenden schlechthin. 

Zu N r. 8 

Nach § 16 Satz 2 RNotO und § 16 Satz 2 
der Notarordnung für Rheinland-Pfalz wird 
über Beschwerden wegen Amtsverweigerung 
im Aufsichtswege entschieden. Im Interesse 
der Einheitlichkeit erscheint es jedoch ange- 
bracht, die Fälle der Amtsverweigerung wie 
die — Verfahrens rechtliche — Entscheidung 
des Notars zu behandeln, durch die die Er- 
teilung einer Ausfertigung oder Abschrift 
oder die Einsicht In die Urschrift einer Ur- 
kunde verweigert wird. Da in diesen Fällen 
nach Landesrecht überwiegend das Land- 
gericht (Zivilkammer) entscheidet (z. B. 
Art. 51 Preuß. FGG; Art. 44 BayNotGes; 
Art. 89 Hess. FGG), soll auch künftig über 
Beschwerden wegen Amtsverweigerung das 
Landgericht entscheiden, In dessen Bezirk der 
Notar seinen Sitz hat. 

Zu N r. 9 

Die Neufassung des § 17 weicht in zwei Punk- 
ten von der geltenden Fassung des ^ 17 
RNotO ab: 

a) § 17 Abs. 1 Nr. 3 soll durch Zusatz der 
Worte „auch wenn die Ehe, durch welche die 
Schwägerschaft begründet ist, nicht mehr be- 
steht“ der Fassung des § 41 Nr. 3 ZPO und 
des § 155 Nr. I 3 GVG angeglichen werden. 

b) Nach § 17 Abs. 1 Nr. 4 RNotO ist der 
Notar bei der Urkundstätigkeit von der Aus- 
übung seines Amtes ausgeschlossen, wenn er 
gesetzlicher Vertreter oder Mitglied eines zur 
Vertretung ermächtigten Organs eines Betei- 
ligten ist oder zu einem Beteiligten in einem 
ständigen Dienst- oder ähnlichen ständigen 
Geschäfts Verhältnis steht. Diese Bestimmung 
hat zu Zweifeln dahin Anlaß gegeben, ob und 
inwieweit der beurkundende Notar, der Mit- 
glied der Gemeindevertretung ist, Beurkun- 
dungen In Gemeindeangelegenheiten vorneh- 
men darf. Die Frage hat besondere Bedeutung 
In den Ländern, In denen noch die von der bri- 
tischen Besatzungsmacht erlassene revidierte 
Deutsche Gemeindeordnung (Mil. Reg. -Ver- 
ordnung Nr. 21 — ABI. der Brlt.MilReg. 


Nr. 7 S. 127) gilt (vgl. Hornig in DNotZ 
1952, 151 ff.). Sofern die Gemeindevertretung 
als „zur Vertretung ermächtigtes Organ“ der 
Gemeinde anzusehen ist, verbietet sich die Be- 
urkundung in Gemeindeangelegenheiten für 
den Notar, der Mitglied der Gemeindevertre- 
tung ist, ohne weiteres schon nach geltendem 
Recht. Aber auch wenn man die Gemeinde- 
vertretung nicht als ein solches Organ an- 
sehen kann, erscheint es angebracht, in einem 
solchen Falle den Notar von der Beurkun- 
dung auszuschließen, um einen Interessen- 
widerstreit zu vermelden und nach außen hin 
das Vertrauen In die Objektivität des Notars 
nicht zu gefährden. Ganz allgemein erscheint 
es aus den gleichen Gründen über die hier er- 
wähnten Fälle des Gemeinderechts hinaus er- 
wünscht, dem Notar die Möglichkeit der Be- 
urkundung zu versagen, wenn er in einem be- 
sonderen Treueverhältnis zu einem Beteiligten 
steht. Deswegen ist In § 17 Abs. 1 Nr. 4 den 
dort genannten Ausschließungsgründen noch 
der Fall hinzugefügt worden, daß der Notar 
zu einem an dem Urkundsgeschäft Beteiligten 
in einem besonderen Treueverhältnis steht. 

c) Nach § 17 Abs. 1 Nr. 5 RNotO ist der 
Notar bei der Urkundstätigkeit von der Aus- 
übung seines Amts ausgeschlossen, wenn er 
In der den Gegenstand des Amtsgeschäfts bil- 
denden Angelegenheit Bevollmächtigter eines 
Beteiligten ist. Diese Vorschrift ist, wie die 
Erfahrung in den Gebieten des Anwaltsnota- 
riats gezeigt hat, nicht entbehrlich. Es dürfte 
jedoch gerechtfertigt sein, sie Insoweit aufzu- 
lockern, daß der Notar die Beurkundung vor- 
nehmen darf, wenn die Beteiligten dies aus- 
drücklich wünschen. 

d) In dem geltenden § 17 Abs. 3 RNotO sind 
das Recht des Notars, sich der Amtsausübung 
wegen Befangenheit zu enthalten, und das 
Ablehnungsrecht der Beteiligten zusammenge- 
faßt. Im Interesse der Klarheit soll künftig 
in Absatz 3 lediglich das Recht des Notars, 
sich der Amtsausübung zu enthalten, behan- 
delt werden. Deshalb sollen In Absatz 3 die 
Sätze 2 und 3, die das Ablehnungsrecht der 
Beteiligten behandeln, gestrichen werden. 

e) Das Ablehnungsrecht der Beteiligten will 
Absatz 4 regeln. Er übernimmt hierbei als zu- 
treffenden Kerngedanken des geltenden Ab- 
satzes 3 Satz 2 und 3 die Verpflichtung des 
Notars, die anwesenden Beteiligten auf die 
besonderen Umstände aufmerksam zu machen, 
die seine Unparteilichkeit oder Unabhängig- 
keit gefährden oder die Ihn auch nur in den 
Verdacht der Parteilichkeit oder Abhängigkeit 


27 



bringen könnten. Die Beteiligten erhalten so 
Gelegenheit, sich zu entscheiden, ob sie dem 
Notar das nötige Vertrauen schenken können. 
Während § 17 Abs. 3 Satz 2 RNotO einem 
Beteiligten das Recht gibt, gegen die Mitwir- 
kung des Notars „Widerspruch“ zu erheben, 
gibt Absatz 4 des Entwurfs, entsprechend dem 
schon jetzt üblichen Sprachgebrauch, das 
Recht, den Notar „abzulehnen“. Nach Ab- 
satz 3 Satz 3 ist der Widerspruch unbeacht- 
lich, wenn er nicht „unverzüglich“ erfolgt. 
Absatz 4 Satz 1 des Entwurfs knüpft das 
Recht zur Ablehnung im Interesse der Betei- 
ligten an keine zeitliche Beschränkung; die 
Ablehnung ist also noch bis zur Beendigung 
des Urkundsgeschäfts zulässig. 

Zu N r. 1 0 

Als § 18 a soll der § 30 der Dienstordnung 
für Notare (Allgemeine Verfügung des 
Reichsministers der Justiz vom 5. Juni 1937 
— Deutsche Justiz S. 874 — ), soweit er den 
Charakter einer Rechtsvorschrift hat, in die 
Notarordnung übernommen werden. 

Zu Nr. 11 

a) § 20 des Entwurfs entspricht dem § 15 
Abs. 1 und 2 Satz 1 sowie dem § 16 Abs. 2 
Satz 1 und 3 Halbsatz 1 der Dienstordnung 
für Notare. Sie sind Rechtsvorschriften (vgl. 
KG in Deutsche Justiz 1938, 1199) und ge- 
hören daher in das Gesetz. 

Der bisherige § 20 RNotO soll in das Gesetz 
nicht übernommen werden. Einer besonderen 
Ermächtigung für die Länder zum Erlaß von 
Verwaltungsvorschriften auf den in § 20 
RNotO bezeichneten Gebieten bedarf es nicht 
mehr. 

b) Die Neufassung des § 21 bedeutet sachlich 
keine Änderung. Sie trägt einmal den ver- 
änderten staatsrechtlichen Verhältnissen Rech- 
nung. Sodann beseitigt sie im Interesse der 
Übersichtlichkeit weitgehend die in § 21 
RNotO enthaltenen Bezugnahmen, indem sie 
den Inhalt der bisher in Bezug genommenen 
Vorschriften übernimmt. 

Zu Nr. 12 

Die Neufassung des § 26 Abs. 3 Satz 1 ist 
erforderlich, weil der in ihr angeführte § 100 
Abs. 2 Satz 2 RFGG durch den § 25 der 
Schiffsregisterordnung vom 25. Juni 1951 
(BGBl. I S. 360) ersetzt worden ist. 


Zu Nr. 13 

§ 30 Abs. 2 soll zur Vermeidung überflüssi- 
ger Verwaltungsarbeit gegenüber § 30 Abs. 2 
RNotO dahin erweitert werden, daß auch ein 
Notar a. D. zum ständigen Vertreter eines 
Notars bestellt werden kann. Einem prakti- 
schen Bedürfnis entspricht es ferner, als stän- 
digen Vertreter eines Anwaltsnotars nach An- 
hörung der Notarkammer mit Zustimmung 
der Landesjustizverwaltung auch einen Rechts- 
anwalt zu bestellen. Damit wird die — in 
einigen Ländern langjährige — Übung gebil- 
ligt, bei Sozietäten auch im Falle längerer 
Verhinderung des Notars einen Sozius, der 
nur Anwalt ist, als Vertreter im Amt des No- 
tars zu bestellen. 

Z u N r. 1 4 

Nach § 31 Abs. 1 Satz 1 RNotO erhält der 
Vertreter eine „Bestallungsurkunde“. Hierzu 
bestimmt Abschnitt B II 4 der AVfNot be- 
reits, daß die Bestallungsurkunde „ln der 
üblichen Form der schriftlichen Verfügung zu 
halten“ ist. § 31 Abs. 1 Satz 1 will dieser 
Anordnung nunmehr Gesetzeskraft geben. 
Mit Rücksicht darauf, daß der von dem No- 
tar nach § 14 zu leistende Eid von dem 
Diensteid des Beamten verschieden ist (vgl. 
oben zu Nr. 6), kann die Leistung des Amts- 
eids als Notar nicht entbehrt werden, wenn 
der Notarvertreter bereits als Beamter ver- 
eidigt worden Ist. § 31 Abs. 1 Satz 2 des 
Entwurfs sieht daher entgegen dem geltenden 
§31 Abs. 1 RNotO und § 31 Abs. 1 der No- 
tarordnung für Rheinland-Pfalz auch in die- 
sem Falle die Vereidigung des Notarvertreters 
vor. 

Z u N r. 1 5 

Die Vorschriften der Reichsnotarordnung über 
den Notarvertreter werden zur Zeit durch die 
§§ 12, 13 der Verordnung zur Ausführung 
und Ergänzung der Reichsnotarordnung vom 
26. Juni 1937 (RGBl. I S. 663) ergänzt. Da 
es sich hierbei um Rechtsvorschriften handelt, 
die künftig ohnehin nur durch Gesetz abge- 
ändert werden können, erscheint es, auch im 
Interesse der Übersichtlichkeit, geboten, sie In 
das Gesetz zu übernehmen. § 32 a des Ent- 
wurfs entspricht dem § 12 der Verordnung 
vom 26. Juni 1937, § 32 b dem § 13, Nicht 
übernommen ist die (bereits durch § 1 Abs. 3 
der Verordnung über die Vertretung von No- 
taren vom 18. September 1939 — RGBl. I 
S. 1848 — geänderte) Vorschrift des § 13 
Satz 2 der Verordnung vom 26. Juni 1937, 
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wonach auf Verlangen des Vertreters oder 
des Notars die Vergütung von dem Oberlan- 
desgerichtspräsidenten festgesetzt wird, wenn 
der Notar vorläufig seines Amts enthoben 
ist. Es dürfte auch in diesem Falle gerechtfer- 
tigt sein, die Vergütung grundsätzlich der Ver- 
einbarung der Beteiligten zu überlassen. 

§ 32 a Abs. 2 Satz 2 entspricht dem § 51 
Abs. 1 Satz 2 des Patentgesetzes. 

Zu Nr. 16 

In § 34 Abs. 5 soll wegen des Übergangs der 
Justizhoheit vom Reich auf die Länder ledig- 
lich das Wort „Reichskasse“ durch das Wort 
„Staatskasse“ ersetzt werden. 

Zu Nr. 17 

Der 5. Abschnitt der Reichsnotarordnung ent- 
hält nur In § 40 eine Vorschrift über die Be- 
stellung eines „Notarverwesers“. Die nähere 
Regelung über den Notarverweser ist in dem 
Abschnitt II der Verordnung zur Ausführung 
und Ergänzung der Reichsnotarordnung vom 
26. Juni 1937 (RGBl. I S. 663) getroffen 
worden. Im Interesse der Übersichtlichkeit er- 
scheint es angebracht, auch diese Rechtsvor- 
schriften (wie die zu Nr. 15 erörterten Vor- 
schriften über den Notarvertreter) in die No- 
tarordnung selbst zu übernehmen und dabei 
auch in der Überschrift des 5. Abschnitts auf 
die Regelung hinzuweisen. FFierbel ist aus 
sprachlichen Gründen allgemein die Bezeich- 
nung „Notarverweser“ durch „Notariatsver- 
weser“ ersetzt worden. 

Zu Nr. 18 

§ 36 zählt die Gründe auf, aus denen das Amt 
eines Notars erlischt. Im wesentlichen ent- 
sprechen diese Gründe den schon bisher In §36 
RNotO und in § 2 der Zweiten Verordnung 
zur Ausführung und Ergänzung der Reichs- 
notarordnung vom 27. März 1938 (RGBl. I 
S. 321) angeführten Erlöschungsgründen. Nur 
an die Stelle der freiwilligen Niederlegung 
des Amts ist die Entlassung (§ 36 a) getreten 
(vgl. hierüber zu Nr. 19). 

Da die Einrichtung des Notaranwalts nicht 
mehr aufrechterhalten werden soll (vgl. die 
Begründung zu Nr. 1), kann im § 36 der nur 
für den Notaranwalt bedeutsame Erlöschens- 
grund des Ausschlusses aus der Rechtsanwalt- 
schaft entfallen. Soweit er noch für die Über- 
gangszeit von Bedeutung ist, ist er In die 
Übergangsvorschrift des Art. 4 übernommen 
worden. 


Z u N r. 1 9 

Nach § 36 RNotO und § 36 der Notarord- 
nung für Rheinland-Pfalz erlischt das Amt 
eines Notars durch freiwillige Niederlegung, 
die mit dem Zugang der Erklärung bei dem 
Oberlandesgerichtspräsidenten wirksam wird. 
Diese Regelung wird jedoch den Besonderhei- 
ten der Stellung des Notars als eines Amts- 
trägers nicht gerecht. Ihr dürfte es besser ent- 
sprechen, wenn der Notar, der durch die Lan- 
desjustizverwaltung bestellt wird, sein Amt 
nicht formlos niederlegen kann, sondern daß 
es (in Anlehnung an die beamtenrechtlichen 
Vorschriften) einer förmlichen Entlassung 
durch die Landesjustizverwaltung bedarf. 
§ 36 a des Entwurfs sieht daher eine entspre- 
chende Bestimmung vor. Wie im Beamten- 
recht muß dem Entlassungsantrag zu dem be- 
antragten Zeitpunkt stattgegeben werden. 

Zu Nr. 2 0 

Während nach § 37 RNotO und § 37 der No- 
tarordnung für Rheinland-Pfalz eine straf- 
gerichtliche Verurteilung den Amtsverlust In 
gleicher Weise wie „bei einem Beamten“ zur 
Folge hat, stellt § 37 in der Neufassung den 
Notar nunmehr insoweit einem Landesjustiz- 
beamten gleich (vgl. auch § 69 des Entwurfs). 

Z u N r. 2 1 

§ 38 Abs. 1 dient zunächst der Wiederherstel- 
lung der Rechtseinheit, die infolge der Strei- 
chung des Absatzes 1 Nr. 3 durch die In 
Art. 9 Nr. 11 genannten Vorschriften in 
einigen Ländern verlorengegangen war. Dar- 
über hinaus enthält er noch folgende Ände- 
rung: 

Nach § 38 Abs. 1 Nr. 2 RNotO Ist der No- 
tar seines Amts zu entheben, wenn eine der 
Voraussetzungen vorliegt, unter denen die Er- 
nennung eines Beamten nichtig ist oder für 
nichtig erklärt werden muß oder kann. Ab- 
gesehen davon, daß auf die für einen Landes- 
justizbeamten geltenden Gründe der Nichtig- 
keit oder Nichtigerklärung abgestellt werden 
sollte, erscheint es nicht erforderlich, die Amts- 
enthebung des Notars zwingend auch in den 
Fällen vorzuschreiben, in denen die Ernen- 
nung eines Beamten nur für nichtig erklärt 
werden kann. Die Neufassung des § 38 Abs. 1 
Nr. 2 sieht daher die Amtsenthebung des No- 
tars zwingend nur unter den Voraussetzungen 
vor, unter denen die Ernennung eines Lan- 
desjustizbeamten nichtig Ist, für nichtig er- 
klärt oder zurückgenommen werden muß. 
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Liegen dagegen die Voraussetzungen vor, aus 
denen die Ernennung eines Landesjustizbeam- 
ten für nichtig erklärt oder zurückgenommen 
werden kann, so soll auch die Amtsenthebung 
des Notars nur ausgesprochen werden können 
(§ 38 Abs. 2 des Entwurfs). 

Neu eingefügt ist Absatz! Nr. 4. Er entspricht 
einem praktischen Bedürfnis. Es hat sich ge- 
zeigt, daß gelegentlich Notare im Widerspruch 
zu § 9 Abs. 1 Satz 1 ein besoldetes Amt über- 
nehmen, ohne ihr Notaramt niedcrzulegen 
oder ohne die nach § 9 Abs. 1 Satz 2 erfor- 
derliche Genehmigung zu beantragen. In sol- 
chen Fällen besteht zwar schon nach gelten- 
dem Recht die Möglichkeit, im Disziplinar- 
wege gegen den Notar vorzugehen. Doch es 
erscheint angebracht, ohne Rücksicht auf den 
Ausgang eines Disziplinarverfahrens dem No- 
tar die Möglichkeit zu nehmen, sein Amt wei- 
ter auszuüben und daraus Gebühren zu zie- 
hen. Der Entwurf sicht daher in § 38 Abs. 1 
Nr. 4 vor, daß der Notar seines Amts zu 
entheben ist, wenn er ein besoldetes Amt über- 
nimmt und die Ausnahmegenehmigung zur 
Übernahme des Amtes nach § 9 Abs. 1 Satz 2 
im Zeitpunkt der Entschließung der Landes- 
justizverwaltung über die Amtsenthebung 
nicht vorliegt. Dadurch, daß auf den Zeit- 
punkt der Entschließung über die Amtsent- 
hebung abgestellt wird, bleibt der Landes- 
justizverwaltung die Möglichkeit, von der 
Amtsenthebung abzusehen, wenn der Notar 
den Antrag auf Ausnahmegenehmigung noch 
rechtzeitig stellt und die Landesjustizverwal- 
tiing diesen Antrag noch, bevor sie den Notar 
seines Amts enthoben hat, genehmigt. Auch 
bei einer richterlichen Nachprüfung der 
Amtsenthebung soll für die Prüfung der 
Rechtmäßigkeit der Zeitpunkt der Entschlie- 
ßung maßgebend sein. 

§ 38 Abs, 1 Nr. 6 enthält eine Änderung in- 
sofern, als nicht die Sdiwache seiner körper- 
lichen und geistigen Kräfte den Notar zur 
ordnungsmäßigen Ausübung seines Amts 
dauernd unfähig gemacht haben muß, sondern 
die Schwäche seiner körperlichen oder geisti- 
gen Kräfte. Eine solche Auslegung des gelten- 
den § 38 Abs. 1 Nr. 6 RNotÖ dürfte bereits 
jetzt dem Willen des Gesetzgebers entspre- 
chen. Gleiches gilt für § 38 Abs. 1 Nr. 7, wo 
ebenfalls das Wort „und“ durch „oder“ er- 
setzt worden ist. 

Der Absatz 3 enthält keine sachlichen Ände- 
rungen gegenüber der Reichsnotarordnung; er 
zieht lediglich die Folgerungen daraus, daß 
die Justizhoheit jetzt den Ländern zusteht. 


Die ausdrücklich vorgesehene Anhörung der 
Notarkammer entspricht der herrschenden 
Praxis. 

Der frühere Absatz 3 des § 38 ist durch die 
in Art. 11 Nr. 9 genannten Verordnungen für 
einige Länder bereits ausdrücklich aufgehoben 
worden. Auch im übrigen ist er außer Kraft 
getreten, da er die Amtsenthebung von Nota- 
ren betraf, die nicht mehr die Gewähr dafür 
boten, jederzeit für den nationalsozialistischen 
Staat einzutreten. 

Zu Nr. 2 2, 23 

a) Der neue Absatz 4 des § 39 entspricht dem 
§ 14 der Verordnung zur Ausführung und Er- 
gänzung der Reichsnotarordnung vom 
26. Juni 1937 (RGBl. I S. 663). 

b) Nach § 39 Abs. 4 RNotO können nach 
näherer Bestimmung der Justizverwaltung 
ältere Notariatsakten an ein Staatsarchiv ab- 
gegeben oder vernichtet werden. Dabei kann 
es zweifelhaft sein, welche Notariatsakten als 
„ältere“ angesehen werden können. Auch 
kann es fraglich erscheinen, ob bei künftigem 
Fortfall des § 82 Abs. 3 RNotO im Bereich 
der Landesjustizverwaltung LFamburg die Re- 
gelung des § 16 a des Hamb.NotGcs, die es 
den Notaren gestattet, — auch nicht „ältere“ 
— eigene oder ihnen zur Verwahrung über- 
gebene Notariatsakten an das Staatsarchiv ab- 
zugeben, aufrechterhalten bleiben kann. 

Weiterhin ist es nicht unzweifelhaft, wer zur 
Erteilung vollstreckbarer Ausfertigungen zu- 
ständig ist, wenn Notariatsakten an ein 
Staatsarchiv abgegeben worden sind. Aus 
dem Wortlaut des § 797 Abs. 2 ZPO könnte 
gefolgert werden, daß das Staatsarchiv als 
die „Behörde“, in deren Verwahrung sich eine 
notarielle Urkunde befindet, die vollstreck- 
bare Ausfertigung zu erteilen hat (so Stein- 
Jonas, 12. /13. Aufl., Anm. I zu § 797). An- 
dererseits kann § 797 Abs. 2 ZPO auch dahin 
ausgelegt werden, daß verwahrende Behörden 
im Sinne dieser Bestimmung nur Behörden 
sind, welche die Urkunden in einer Weise 
übernommen haben, daß sie nunmehr an die 
Stelle des Notars treten und allgemein die 
Aufgaben durchführen — und auch durch- 
führen können — , welche dem Notar auf 
Grund des Beurkundungsgeschäfts und der 
Tatsache, daß die Urkunde zunächst von ihm 
aufbewahrt wurde, oblagen. Dazu gehört ins- 
besondere die Erteilung von Abschriften so- 
wie von einfachen und vollstreckbaren Aus- 
fertigungen. Eine solche Übernahme liegt aber 
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bei der Entgegennahme von Urkunden durch 
Sammelarchive wohl nicht vor. Die Urkunden 
werden lediglich zur Entlastung der Nota- 
riatsbüros an die Archive abgegeben. Sie sol- 
len dort nur lagern. Der Aufgabenkreis der 
staatlichen Archive dürfte sich bezüglich der 
Urkunden demgemäß darin erschöpfen, die 
Urkunden sicher und in einer Weise aufzube- 
wahren, daß sie jederzeit griffbereit sind. Es 
dürfte sich also um ein rein tatsächliches Auf- 
bewahruiigsverhältnis ohne jede Dispositiens- 
befugnis handeln, das nicht als Verwahrung 
im Sinne des § 797 Abs. 2 ZPO angespro- 
chen werden kann. Es wird auch berücksich- 
tigt werden müssen, daß es sich bei der Er- 
teilung vollstreckbarer Ausfertigungen von 
Urkunden um Aufgaben handelt, die den Ar- 
chiven wesensfremd sind und die wohl nicht 
ln jedem Palle von ihnen sachgemäß erledigt 
werden können. Als verwahrende Stelle im 
Sinne des § 797 ZPO wird somit nach der 
Abgabe einer Urkunde an ein Sammelarchiv 
wohl die Stelle angesehen werden müssen, für 
die das Archiv die Eagerung durchführt. Voll- 
streckbare Ausfertigungen notarieller Urkun- 
den, die sich in Sammelarchiven befinden, 
würden unter dieser Voraussetzung auch nach 
der Abgabe an das Archiv von dem Notar zu 
erteilen sein, in dessen Verwahrung sich die 
Urkunden vor der Abgabe befanden. Est der 
Notar verhindert oder verstorben, so wird 
die vollstreckbare Ausfertigung von seinem 
Vertreter oder der Stelle erteilt, welche un- 
abhängig von der Abgabe der Urkunde an 
das Sammelarchiv für die Erteilung der Voll- 
streckungsklausel zuständig wäre (im Ergeb- 
nis ebenso Stein- Jonas, 17. Auf!., Anm. I zu 
§ 797 unter nicht zutreffender Berufung auf 
die §§ 34, 82 RNotO). 

Es ist ferner in Elamburg streitig geworden, 
wer die Ausfertigungen von Urkunden eines 
ausgeschiedenen Notars zu erteilen hat, die 
einem anderen Notar nach § 39 Abs. 1 Satz 2 
RNotO in Verwahrung gegeben und von letz- 
terem an das Staatsarchiv abgegeben worden 
sind. Diese Zweifelsfragen sollen durch den 
neuen § 39 Abs. 5 beseitigt werden. Nach der 
vorgeschlagenen Fassung sollen Ausfertigun- 
gen, vollstreckbare Ausfertigungen und Ab- 
schriften von notariellen Urkunden eines noch 
in seinem Amt befindlichen Notars, die an 
ein Staatsarchiv abgegeben worden sind, vom 
Notar erteilt werden. Dieser Fall liegt jedoch 
nicht vor, wenn der Amtssitz des Notars In 
einen anderen Amtsgerichtsbezirk verlegt wor- 
den ist; dann befindet der Notar sich nicht 
mehr in „seinem“ Amt. Sind Notariatsakten 


auf Grund des § 39 Abs. 1 Satz 2 einem an- 
deren Notar zur Verwahrung übergeben wor- 
den und hat dieser die Akten an ein Staats- 
archiv abgegeben, so soll der Notar, dem die 
Akten vom Oberlandesgerichtspräsidenten zur 
Verwahrung übergeben waren, die Ausferti- 
gungen, vollstreckbaren Ausfertigungen und 
Abschriften erteilen. In allen übrigen Fällen 
soll das Amtsgericht zuständig sein. Für die 
Form der Ausfertigungen, vollstreckbaren 
Ausfertigungen und Abschriften sowie für die 
Kosten sollen § 34 Abs. 4 und 5 entsprechend 
gelten. Aus der entsprechenden Anv/endung 
des § 797 Abs. 3 ZPO folgt, daß für die dort 
genannten Entscheidungen das Amtsgericht 
zuständig ist, in dessen Bezirk der Notar, der 
die Urkunde In Verwahrung gegeben hat, sei- 
nen Sitz hat oder hatte. § 797 Abs. 2 Satz 2 
ZPO ist In diesem Falle auf das Staatsarchiv 
nicht anwendbar. 

Z u N r. 2 4 

§ 40, der die Bestellung eines Notariatsver- 
wesers betrifft, soll an dieser Stelle gestrichen 
werden. Es erscheint systematisch richtiger, 
eine solche Vorschrift hinter den Vorschriften 
über die vorläufige Amtsenthebung einzu- 
fügen, da die Bestellung eines Notariatsver- 
wesers sowohl für den Fall des Erlöschens des 
Amts als auch für den Fall der vorläufigen 
Amtsenthebung in Betracht kommt. 

Zu Nr. 2 5 

§41 entspricht für die zur hauptberuflichen 
Amtsausübung bestellten Notare im wesent- 
lichen dem bereits geltenden Recht. Er zieht 
in seiner neuen Fassung die Folgerung aus 
dem Übergang der Justizhoheit auf die Län- 
der. Neu ist die Angabe der Gründe, aus de- 
nen die Landesjustizverwaltung die Führung 
der Bezeichnung „Notar a. D.“ untersagen 
kann. 

Im Interesse der Anwaltsnotare, die vorwie- 
gend eine notarielle Tätigkeit ausüben, wird 
auch für sie nach Erlöschen ihres Notaramts 
die Möglichkeit vorgesehen, sich „Notar a.D.“ 
zu nennen, sofern ihnen die Führung der Be- 
zeichnung „Rechtsanwalt a. D.“ gestattet ist. 
Wird bei einem früheren Anwaltsnotar die 
Erlaubnis, sich „Rechtsanwalt a. D.“ zu nen- 
nen, zurückgenommen, so soll auch die Befug- 
nis erlöschen, sich „Notar a. D.“ zu nennen. 

Zu Nr. 2 6 

§ 41 a übernimmt den der Vermeidung unlau- 
teren Wettbewerbs dienenden und die Kon- 


31 



tinuität der Notarstcllen fördernden § 3 der 
Zweiten Verordnung zur Ausführung und Er- 
gänzung der Rcichsnotarordnung vom 
27. März 1938 (RGBl. I S. 321) mit gewissen 
Änderungen: 

§ 3 Abs. 1 der Zweiten Verordnung bezog 
sich nur auf einen „leitenden Angestellten 
(Kanzlei Vorsteher)“. Da diese Fassung sich als 
zu eng erwiesen hat, spricht § 41 a Abs. 1 
des Entwurfs von einem „in einem besonde- 
ren Vertrauensverhältnis stehenden Angestell- 
ten“. 

Ein weiterer Unterschied zu § 3 der Zweiten 
Verordnung besteht darin, daß sich § 41 a 
nur noch auf das Amt eines zur hauptberuf- 
lichen Amtsausübung bestellten Notars be- 
zieht. Die Anwendbarkeit der Vorschrift 
auch für den Anwaltsnotar beizubehalten, 
dürfte kein Bedürfnis bestehen, da der Ge- 
sichtspunkt der Kontinuität der Praxis bei 
einem Anwaltsnotar ausscheidet. 

Zu Nr. 2 7 

Die neue Fassung des § 42 Abs. 3 Nr. 2 
RNotO berücksiditigt die in dem Entwurf 
der Bundesreditsanwaltsordnung vorgesehe- 
nen Maßnahmen. 

Zu Nr. 2 8 

Die §§ 43 a bis 43 i des Entwurfs entsprechen 
dem § 40 RNotO und den §§ 1 bis 10 der 
Verordnung zur Ausführung und Ergänzung 
der Reichsnotarordnung vom 26. Juni 1937 
(RGBl. I S. 663). Aus rechtsstaatlichen Grün- 
den niclat übernommen ist die Bestimmung 
des § 6 Abs. 1 Satz 4 dieser Verordnung, wo- 
nach über Streitigkeiten, die sldi zwischen 
der Notarhammer und dem Notarlatsver- 
weser aus der Abrechnung ergeben, die Auf- 
sichtsbehörden entscheiden. Derartige Strei- 
tigkeiten werden durch § 43 g des Entwurfs 
ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegen- 
standes den Landgerichten zugewiesen. 

Neu gegenüber dem § 40 RNotO und der 
Verordnung vom 26. Juni 1937 ist Im 
wesentlichen folgendes: 

a) Während § 1 Abs. 2 der Verordnung vom 
26. Juni 1937 die Bestellung eines Notarver- 
wesers bei Erlöschen des Amts eines An- 
waltsnotars nur zuläßt, wenn ein besonderes 
Bedürfnis besteht, sieht § 43 a Abs. 2 des Ent- 
wurfs vor, daß bei Vorlicgen eines Bedürf- 
nisses ein Notariatsverweser zur Abwicklung 
der Notariatsgeschäfte bis zur Dauer eines 


Jahres bestellt werden kann, der jedoch keine 
neuen Notariatsgeschäfte vornehmen soll. 
Diese Einschränkung beruht darauf, daß 
beim Anwaltsnotar der Notariatsverweser 
nicht die Aufgabe hat, die Kanzlei für einen 
Nachfolger zu erhalten und fortzuführen. 
Wird zur Abwicklung der Anwaltskanzlei 
eines Anwaltsnotars ein Anwaltsverwalter 
bestellt, so entspricht cs einem praktischen 
Bedürfnis, daß dem Anwaltsvcrwalter auch 
die Abwicklung der Notariatsgeschäfte als 
Notariatsverweser übertragen werden kann 
(§ 43 a Abs. 2 Satz 3 des Entwurfs). 

b) § 43 b Abs. 2 weist gegenüber dem § 4 
der Verordnung vom 26. Juni 1937 lediglich 
insofern eine Änderung auf, als in seinem 
letzten Satz auf § 31 Abs. 1 Satz 3 Bezug ge- 
nommen wird. Wie beim Notarvertreter 
kann die Vereidigung des Notariatsver- 
wesers entbehrt werden, wenn er bereits 
früher als Notarvertreter oder Notariats- 
verweser vereidigt worden ist. In diesem 
Falle soll der Hinweis auf den früher ge- 
leisteten Eid genügen. 

c) Eine neue Vorschrift stellt ferner § 43 d 
Abs, 4 dar. Die Vorschriften des § 43 d 
Abs. 1 bis 3 des Entwurfs können besonders 
im Anwaltsnotariat zu Schwierigkeiten füh- 
ren. Als Notariatsverweser für einen weg- 
gefallenen Anwaltsnotar wird In der Regel 
ein bereits zugclassener Anwalt oder der An- 
waltsverwalter der anwaltlichen Praxis des 
weggefallenen Anwaltsnotars (vgl. § 67 des 
Entwurfs der Bundesrechtsanwaltsordnung) 
bestellt werden. Notariat und Anwaltschaft 
werden dann nicht nur von derselben Person 
verwaltet, sondern auch von demselben 
Büropersonal bearbeitet. Dabei ist es aber 
kaum möglich, die Unkosten des Notariats 
von denen der Anwaltschaft zu trennen. In 
soldiem Falle wird in der Praxis formell die 
Vergütung des Notariatsverwesers auf den 
sich bei der Verweserschaft ergebenden Rein- 
ertrag festgesetzt, und der Kammervorstand 
verzichtet auf die Abrechnung. Diese prak- 
tische Lösung hat zu keinerlei Schwierig- 
keiten geführt. Sie weiterhin zu ermöglichen, 
besteht ein Bedürfnis. Deswegen will § 43 d 
Abs. 4 es künftig ausdrücklidi zulassen, daß 
die Notarkammer im Einzelfalle eine von 
§ 43 d Abs. 1 Satz 1 und 2 abweichende Re- 
gelung treffen kann. 

d) § 43 e ist neu. Es erscheint angebracht und 
entspricht auch einem von Notaren geäußer- 
ten Wunsch, die Überschüsse aus den auf 
Rechnung der Notarkammer geführten Ver- 
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wescrschaften gemeinnützigen Zwecken zu- 
zuführen. Deswegen sieht § 43 e vor, daß 
solche Überschüsse ausschließlich zugunsten 
der Fürsorge für die Berufsangehörigen und 
ihre Hinterbliebenen verwendet werden 
müssen. 

Zu Nr. 2 9 

Die Reichsnotarordnung bestimmte in § 44 
den Zusammenschluß sämtlicher Notare des 
Reichs in der Reichsnotarkammer, zu deren 
wichtigsten Aufgaben es gehörte, die Ge- 
samtheit der deutschen Notare zu vertreten, 
über Ehre und Ansehen der Notare zu 
wachen, für eine gewissenhafte Berufsaus- 
übung zu sorgen und die Aufsichtsbehörden 
bei^ ihrer Tätigkeit zu unterstützen. Die 
Reichsnotarkammer war örtlich in Notar- 
kammern gegliedert, denen jedoch keine 
selbständige Bedeutung zukam. 

Mit dem Zusammenbruch des Deutschen 
Reiclis hat die Reichsnotarkammer zu be- 
stehen aufgehört. Die bisherigen örtlichen 
Notarkammern nehmen z. Z. teils selbstän- 
dig für ihr Gebiet die Aufgaben der Reichs- 
notarkammer wahr (z. B. in Köln, Düssel- 
dorf, Hamburg), teils ist die Wahrnehmung 
der den Notarkammern obliegenden Auf- 
gaben den Rechtsanwaltskammern über- 
tragen worden (so z. B. in den Gebieten des 
Anwaltsnotariats in der britischen Zone). 
Lediglich das Land Rheinland-Pfalz hat durch 
die Notarordnung für Rheinland-Pfalz neue 
Notarkammern als Körperschaften des öf- 
fentlichen Rechts errichtet. 

Ein Zusammenschluß der Notarkammern auf 
der Bundesebene fehlt zur Zeit. Es besteht 
lediglich in der Form einer losen Vereinigung 
die im Jahre 1949 gegründete Gemeinschaft 
des Deutschen Notariats, die den Baye- 
rischen Notarverein, die Notarkammern in 
Hamburg, Neustadt, Koblenz, Düsseldorf, 
Köln und die badischen und württember- 
gisclaen Notariate umfaßt. In ihr sind auch 
die Anwaltsnotare — einschließlich der An- 
waltsnotare West-Berlins — vertreten. 

Angesichts dieses uneinheitlichen Rechtszu- 
stands erscheint es dringend notwendig, die 
berufsständische Organisation der Notare ge- 
setzlich neu zu regeln. Dabei kann von der 
Zusammenfassung der Notare in Notarkam- 
mern ausgegangen werden, die sich bewährt 
hat und die die Mitwirkung der Notare bei 
der Verwaltung des Notariatswesens auch 
weiterhin am besten gewährleisten dürfte. 


Mit Rücksicht auf den Übergang der Justiz- 
hoheit auf die Länder und auf den Umstand, 
daß die Notare danach jetzt Amtsträger der 
Länder sind und der Aufsicht der Landes- 
justizverwaltung unterstehen, scheint es je- 
doch erforderlich, im Gegensatz zur bisheri- 
gen Regelung der Reichsnotarordnung den 
Schwerpunkt ihrer berufsständischen Organi- 
sation auf die regionale Gliederung zu ver- 
lagern. Demgemäß sieht der Entwurf die 
Bildung von Notarkammern vor, in denen 
die Notare (grundsätzlich eines jeden Ober- 
landesgerichtsbezirks) zusammengeschlossen 
werden. Auf der Bundesebene ist dagegen 
nicht der Zusammenschluß der Notare, son- 
dern der Zusammenschluß der einzelnen 
Notarkammern zu der Bundesnotarkammer 
vorgesehen. 

Diese Organisation, die der in dem Entwurf 
der Bundesrechtsanwaltsordnung vorgesehe- 
nen berufsständischen Gliederung der Rechts- 
anwaltsdiaft gleicht, soll bundesrechtlich aber 
nur insoweit einheitlich geregelt werden, als 
dies im Interesse der Rechtseinheit und zur 
Erfüllung der im Bundesrecht verankerten 
Aufgaben der Notarkammern unbedingt er- 
forderlich ist. Im übrigen soll, entsprecliend 
dem Charakter der Notarkammern und der 
Bundesnotarkammer als Selbstvcrwaltungs- 
körperschaften die Ausgestaltung der Organi- 
sation im einzelne!, den Kammersatzungen 
überlassen bleiben (§ 48). Hierdurch dürfte 
es möglich sein, bewährten regionalen Beson- 
derheiten Rechnung zu tragen. 

Zu Nr. 3 0 
§ 44: 

Die Organisation der Notarkammern lehnt 
sich gebietlich an die Regelung in der Reichs- 
notarordnung und der Notarordnung für 
Rheinland-Pfalz an. Grundsätzlich wird 
durch das Gesetz in jedem Oberlandcs- 
gerichtsbezirk eine Notarkammer gebildet. 
Ihr sollen alle Notare, die in dem Oberlan- 
desgerichtsbezirk bestellt sind, kraft Gesetzes 
angehören, ohne daß es einer besonderen 
Beitrittserklärung bedarf. 

Der Entwurf folgt dem geltenden Redit auch 
insofern, als er die gesetzliche Mitgliedschaft 
in den Notarkammern nicht nur für die 
hauptberuflichen Notare, sondern auch für 
die Anwaltsnotare vorschreiben will. Obwohl 
die Rechtsanwälte bereits Mitglieder der 
Rechtsanwaltskammern sind, erscheint es 
dennoch notwendig, sie auch in Notarkam- 
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mern zusammenzufassen, um der Eigenart 
der notariellen Seite ihres Doppelberufs in 
der von der Notarordnung verlangten Weise 
gerecht werden zu können. Der zur Zeit 
noch in der britischen Zone und Berlin be- 
stehende Zustand, daß die Aufgaben der 
Notarkammern von den Rcditsanwaltskam- 
mern wahrgenommen werden, kann nur als 
eine aus der Not der Verhältnisse geborene 
Übergangsregelung betrachtet werden. Er 
entspricht nicht der selbständigen Bedeutung 
des Notariats, vor allem aber auch nicht den 
Aufgaben, die den Notarkammern für die 
Förderung des Notariatswesens gestellt sind. 
Kammern, deren Mitglieder überwiegend 
Nichtnotare sind, sind kein ausreichender 
Ersatz für Notarkammern. Ohne eigene 
Notarkammern in den Anwaltsnotariats- 
gebieten wäre auch die Bildung einer das 
ganze Bundesgebiet umfassenden Bundes- 
notarkammer nicht möglich, weil die Rechts- 
anwaltskammern wohl kaum Mitglieder 
einer Bundesnotarkammer sein könnten. 

Bereits § 44 Abs. 2 Satz 3 RNotO enthält 
die Möglichkeit, die Bezirke der Notarkam- 
mern anderweitig festzusetzen. Demgemäß 
sieht auch § 44 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs 
vor, daß die Landesregierung durch Rechts- 
verordnung bestimmen kann, daß mehrere 
Oberlandesgerichtsbezirke oder Teile von 
Oberlandesgerichtsbezirkcn oder ein Ober- 
landcsgerichtsbezirk mit Teilen eines anderen 
Oberlandesgerichtsbezirks den Bezirk einer 
Notarkammer bilden. Hierdurch wird es 
möglich sein, Gebiete gleicher Rechtsentwick- 
lung zusammenzuschließen und historischen 
Gegebenheiten (z. B. im Gebiet des rhei- 
nischen Notariats) Rechnung zu tragen. Da- 
mit wird aber auch die Möglichkeit gegeben, 
mehrere kleine Bezirke zusammenzufassen 
und dadurdi zu verhindern, daß die Stan- 
desvertretung im Vergleich zu ihrer Mitglie- 
derzahl unverhältnismäßige Kosten verur- 
sacht. 

Für den Fall, daß mehrere Länder ein ge- 
meinschaftliches Oberlandesgericht haben, 
sieht § 89 Nr. 2 eine Sonderregelung vor. 

Grundsätzlich soll die Notarkammer ent- 
sprechend dem geltenden Recht ihren Sitz 
am Ort des Oberlandcsgeridits haben. Macht 
die Landesregierung von der in § 44 Abs. 1 
Satz 2 des Entwurfs vorgesehenen Befugnis 
Gebraudi, so soll sie — in der Rechtsverord- 
nung — auch den Sitz der Notarkammer 
bestimmen können. 


§ 45: 

Die mitgliedschaftlich organisierten Notar- 
kammern erfüllen öffentliche Aufgaben auf 
dem Gebiete des Rcchtswesens. Hierzu wer- 
den ihnen die notwendigen Zwangsmittel 
verliehen. Die Notarkammern weisen somit 
die Merkmale einer Körpersdiaft des öffent- 
lichen Rechts auf. Dies wird In § 45 Abs. 1 
Satz 1 ausdrücklidi festgelegt. Der Errich- 
tungsakt wird durch das Gesetz selbst voll- 
zogen. 

Wie bereits zu Nr. 29 ausgeführt ist, soll 
durch das Gesetz der Aufbau der Notar- 
kammern nur in ihren Grundzügen geregelt 
werden. In Ergänzung der gesetzlidien Vor- 
schriften sollen die Satzungen das Grund- 
gesetz für die Rechtsverhältnisse der Notar- 
kammern darstellen. Ausdrücklich geregelt 
werden soll die Frage, wer die Satzung und 
ihre Änderungen zu beschließen hat. Hier- 
für kann nadi rechtsstaatlichen demokrati- 
schen Gesichtspunkten nur die Versammlung 
der Kammer zuständig sein. 

Als Ausfluß der in § 45 Abs. 2 des Entwurfs 
festgelegten Staatsaufsicht sicht § 45 Abs. 1 
Satz 2 in Anlehnung an § 62 der Notarord- 
nung für Rheinland-Pfalz vor, daß die 
Satzung und ihre Änderungen staatlicher Ge- 
nehmigung bedürfen. Die Genehmigung 
kann auch aus anderen Gründen als wegen 
Verletzung gesetzlicher Vorschriften versaet 
werden, z. B. weil die Satzung eine nicht 
sachgemäße Organisation der Notarkammer 
vorsieht. 

Obwohl sich somit jede Notarkammer eine 
selbständige Satzung zu geben hat, soll da- 
durch doch nicht ausgeschlossen werden, daß 
die einzelnen Kammern, soweit das ohne 
Preisgabe gebletlicher Besonderheiten mög- 
lich ist, Ihre Satzungen weitgehend koordi- 
nieren. 

Eine Dlenstaufsidit über die Notarkammern 
ist nicht in Aussicht genommen. Wohl aber 
trifft der Entwurf in § 45 Abs. 2 Bestim- 
mungen über die der Körperschaft des öf- 
fentlichen Rechts wesentliche Staatsaufsldit. 
Ihrem Zweck entsprechend soll sich die 
Staatsaufsicht lediglich darauf beschränken, 
darüber zu wachen, daß Gesetz und Satzung 
beachtet, insbesondere die der Notarkam- 
mer übertragenen Aufgaben erfüllt werden. 

Mit Rücksicht auf die in Absatz 2 vor- 
gesehene Staatsaufsicht erscheint es zweck- 
mäßig, daß die Notarkammer die Landes- 
justizverwaltung jährlich über die Tätigkeit 
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der Kammer im abgelaufenen Jahr und über 
die Lage der durch die Kammer vertretenen 
Notare und Notarassessoren unterrichtet. Für 
manche bestehenden Notarkammern Ist eine 
solche Berichtspflicht schon zur Zeit auf 
Grund ihrer Satzungen begründet. Sie soll 
jetzt gesetzlidi verankert werden (§ 45 

Abs. 3). 

§ 45 a: 

In § 45 a werden Aufgaben der Notarkam- 
mern aufgezählt. Es handelt sich dabei nicht 
um einen erschöpfenden Katalog, sondern 
nur um eine Hervorhebung einiger wichtiger 
Aufgaben. Daneben hat die Notarkammer 
nodi besondere an verschiedenen Stellen des 
Gesetzes aufgeführte Aufgaben, z. B. bei der 
Bestellung der Notare und Notarassessoren 
sowie bei der Führung der Notariatsver- 
weserschaften. 

Im einzelnen ist zu den in § 45 a des Ent- 
wurfs genannten Aufgaben folgendes zu be- 
merken: 

Die Bestimmung des Absatzes 1 Satz 1, wo- 
nach die Notarkammer die Gesamtheit der 
Notare vertritt, entspricht dem § 45 Abs. 1 
der RNotO und der Notarordnung für 
Rheinland-Pfalz. Es handelt sich dabei um 
eine Vertretung nicht Im Rechtssinne, son- 
dern im berufs-, rechts- und wirtschaftspoli- 
tischen Sinne. Damit Im Zusammenhänge 
steht die in Satz 2 erwähnte Förderung des 
Notariatsrechts, die bisher schon, wenngleich 
sie gesetzlich nicht besonders hervorgehoben 
Ist, zu den Aufgaben der berufsständischen 
Vertretungen der Notare zählte. 

Auch die Aufgabe der Notarkammer, über 
Ehre und Ansehen ihrer Mitglieder zu 
wadien, die Aufsichtsbehörden bei ihrer 
Tätigkeit zu unterstützen und für eine ge- 
wissenhafte und lautere Berufsausübung der 
Notare und Notarassessoren zu sorgen (Ab- 
satz 1 Satz 2), ist aus dem geltenden Redit 
übernommen (§ 45 Abs. 2 der RNotO und 
der Notarordnung für Rheinland-Pfalz). 

Aus diesem Aufgabenkreis ergibt sich die 
nicht ausdrücklich hervorgehobene Befugnis, 
allgemeine Richtlinien für die Berufsaus- 
übung aufzustellen. Praktische Bedeutung 
wird diese Frage allerdings nur Insoweit er- 
langen können, als nicht durch Beschluß der 
Vertreterv^rsammlung der Bundesnotar- 
kammer allgemeine Richtlinien für die Be- 
ruf sausübung der Notare auf gestellt wer- 
den (vgl. § 55 Nr. 6 des Entwurfs). 


Die Unterhaltung von Fürsorgeeinrichtungen 
(§ 45 a Abs. 2 Nr. 1) war schon bisher Auf- 
gabe der Notarkammern (§ 45 Abs. 3 der 
RNotO und der Notarordnung für Rhein- 
land-Pfalz). Nicht aufgenommen ist dagegen 
in den Entwurf die in § 45 Abs. 3 der 
RNotO und der Notarordnung für Rhein- 
land-Pfalz enthaltene Ermächtigung zur 
Unterhaltung von Versorgungseinrichtungen. 
Hierbei war an eine Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung sowie an eine Versorgung 
wegen Berufsunfähigkeit gedacht. Eine der- 
artige Versorgung ließe sich nur durchfüh- 
ren, wenn alle Notare eines Kammerbezirks 
zu Beiträgen zu der Versorgungseinrichtung 
herangezogen werden würden. Es mag da- 
hingestellt bleiben, ob in dieser Richtung 
überhaupt ein Zwang auf den einzelnen 
Notar ausgeübt werden könnte. Selbst wenn 
man das bejahen wollte, so würde jedenfalls 
die bisherige Bestimmung keine ausrei- 
chende Ermächtigung für die Notarkammern 
abgeben, Versorgungseinrichtungen mdt 
Zwangsmitgliedschaft zu unterhalten. Es be- 
dürfte hierzu einer gesetzlichen Regelung, 
die mindestens im Grundsätzlichen die 
Redite und Pflichten der Mitglieder festlegte,, 
Eine solche Regelung geht aber über den 
Rahmen der Notarordnung hinaus. Ohne 
damit zu der rechtlichen Möglichkeit oder 
Zweckmäßigkeit der Versorgungseinrichtun- 
gen für Notare Stellung zu nehmen, sieht der 
Entwurf daher davon ab, die Unterhaltung 
von Versorgungseinrichtungen als Aufgabe 
der Notarkammern zu nennen. Wie bei der 
Rechtsanwaltschaft muß auch bei den No- 
taren die Regelung über Versorgungsein- 
richtungen einem besonderen Gesetz über- 
lassen bleiben, wenn die hiermit zusammen- 
hängenden grundsätzlichen Rechtsfragen, 
insbesondere durch das Bundesverfassungs- 
gericht, eindeutig geklärt sind. 

Die berufliche Fortbildung der Notare, 
Notarassessoren und der Hilfskräfte der 
Notare wird seit langem von den Notar- 
kammern oder den Notarvereinen in viel- 
fältiger Form durch Zeitschriften, Mittei- 
lungsblätter, Bibliotheken, Gutachten, Fach- 
versammlungen, Lehrgänge, Prüfungen o. ä. 
gefördert. Durch die Übernahme solcher und 
ähnlicher Ausgaben durch die in der Notar- 
kammer verkörperte Gesamtheit der Notare 
kann ein doppelter Erfolg erzielt werden: 
einmal die verstärkte Wirkung der aufgewen- 
deten Mittel und außerdem eine gerechte 
Belastung des einzelnen je nach seiner 



Leistungsfähigkeit. Deswegen führt § 45 a 
Abs. 2 Nr. 2 des Entwurfs die Bereitstellung 
der der beruflichen Fortbildung dienenden 
Mittel ausdrücklich als eine Aufgabe der 
Notarkammer auf. 

Unter den Aufgaben der Notarkammern 
wird sodann noch die gutachtliche Mitarbeit 
an den Aufgaben der Gesetzgebung des Lan- 
des und an der Gestaltung und Durchfüh- 
rung cier Rechtspflege innerhalb des Landes 
hervorgehoben (Absatz 2 Nr. 3). Im Gegen- 
satz zu Absatz 3, der nur Angelegenheiten 
der Notare betrifft, bezieht sich diese Mit- 
arbeit auf alle Rechtsgebiete. 

Die Erstattung von Gutaditen in Angelegen- 
heiten der Notare (§ 45 a Abs. 3) gehört 
sdion jetzt zu den Aufgaben der berufsstän- 
dischen Vertretungen der Notare (vgl. § 50 
Abs. 2 RNotO; § 54 Notarordnung für 
Rheinland-Pfalz). Die Verpflichtung hierzu 
soll für die Örtlichen Notarkammern jedoch 
nur gegenüber der zuständigen Landesjustiz- 
verwaltung oder gegenüber einem Gericht 
oder einer Verwaltungsbehörde des Landes 
bestehen. 

Der Entwurf hat davon abgesehen, die bis- 
her in § 53 Abs. 2 RNotO und § 52 der 
Notarordnung für Rheinland-Pfalz geregelte 
Vermittlung bei Streitigkeiten ausdrücklich 
als eine den Notarkammern obliegende Auf- 
gabe zu kennzeichnen. Die Befugnis zur Ver- 
iiiittlei tätigkeit bei Streitigkeiten dürfte sich 
bereits aus der Aufgabe der Notarkammern, 
über Ehre und Ansehen ihrer Mitglieder zu 
wachen, ergeben. Einzelheiten hierüber 
können in der Satzung der Kammer geregelt 
werden. 

§ 46: 

Als Organe der Notarkammer werden in An- 
lehnung an § 46 der Notarordnung für 
Rheinland-Pfalz und entsprechend der bis- 
herigen Praxis der Vorstand und die Ver- 
sammlung der Kammer als ausreichend an- 
gesehen. 

§ 46 a: 

a) Als das Organ, das die Befugnisse der Notar- 
kammer in der Regel wahrzunehmen hat, 
sieht der Entwurf den Vorstand vor. Die 
Aufgaben des Vorstandes gegenüber der Ver- 
sammlung der Kammer werden nur in § 47 a 
Abs. 4 des Entwurfs abgegrenzt. Im übrigen 
ist die Verteilung der Zuständigkeiten 
zwischen dem Vorstand und der Kammer- 


versammlung der Satzung überlassen (vgl. 
§ 48). Zwingend wird jedodi durch das Ge- 
setz in Anlehnung an die Regelung in § 47 
Abs. 2 der Notarordnung für Rheinland- 
Pfalz vorgeschrieben, daß in dringenden Fäl- 
len der Vorstand an Stelle der Kammerver- 
sammlung beschließen kann. Diese Befugnis, 
die einem praktischen Bedürfnis gerecht 
wird, soll durch die Satzung nicht aus- 
geschlossen werden können. 

Praktischen Bedürfnissen entspricht es auch, 
wenn die gerichtliche und außergerichtliche 
Vertretung der Notarkammer nicht dem 
unter Umstanden aus zahlreichen Personen 
bestehenden Gesamtvorstand, sondern in 
§ 47 dem Präsidenten übertragen wird. Das 
schließt jedodi nicht aus, daß die Befugnis 
des Präsidenten allgemein oder im Einzelfall 
durch Beschluß des Vorstands oder der Ver- 
sammlung der Kammer eingeschränkt wird, 
und daß der Präsident nur entsprechend den 
Beschlüssen des Vorstands oder der Ver- 
sammlung der Kammer handeln darf, 

b) Hinsichtlich der Zusammensetzung des 
Vorstands beschränkt sich der Entwurf dar- 
auf, lediglich die Mindestzahl der Vorstands- 
mitglieder festzulegen. Die nähere Regelung 
soll der Satzung überlassen bleiben (§ 48). 
Hierdurch wird es möglich sein, den örtlidi 
verschiedenen Bedürfnissen Rechnung zu tra- 
gen und den Vorstand entsprechend der Mit- 
gliederzahl der Kammer auszugestaltcn. 

Die Mitglieder des Vorstands müssen durdi 
die Versammlung der Kammer gewählt wer- 
den. Die Durchführung der Wahlen im ein- 
zelnen zu regeln, soll der Satzung überlassen 
bleiben. Lediglich für die Kammerbezirke, In 
denen Nurnotare und Anwaltsnotare tätig 
sind, bringt § 46 a Abs. 3 des Entwurfs eine 
Einschränkung. Es erscheint in diesen Bezir- 
ken gerechtfertigt, den hauptberuflich tätigen 
Notaren, die sich ausschließlidi mit Notariats- 
fragen zu befassen haben, ein gewisses Min- 
destmaß von Einfluß im Vorstand sicherzu- 
stellen. Deshalb wird in diesen Fällen vorge- 
sehen, daß der Präsident und mindestens die 
Hälfte der übrigen Mitglieder des Vorstands 
Nurnotare sein müssen. 

§ 47: 

§ 47 behandelt in den Absätzen 1 bis 3 die 
Aufgaben des Präsidenten, läßt jedoch, dem 
Grundsatz der Selbstverwaltung gemäß, durch 
Absatz 4 ausdrücklich zu, daß ihm weitere 
Aufgaben durch die Satzung übertragen wer- 
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den. Insbesondere kann er durch die Satzung 
auch die Befugnis erhalten, in dringenden 
Fällen an Stelle des Vorstands zu handeln. 

S 47 a: 

a) Demokratischen Grundsätzen entsprechend 
ist die Versammlung der Kammer das oberste 
Organ der Notarkammer. In ihr gibt die 
Gesamtheit ihrer Mitglieder ihrem Willen 
durch Beschlüsse oder Wahlen Ausdruck. 

Die Einberufung der Kammer obliegt, wie 
das schon in ^ 50 Abs. 2 der Notarordnung 
für Rheinland-Pfalz vorgesehen ist, dem Prä- 
sidenten der Notarkammer, der auch den 
Vorsitz ln der Versammlung führt (vgl. § 47 
Abs. 3). Zwingend vorgeschrieben werden 
soll lediglich eine einmalige Einberufung 
jährlich (§ 47 a Abs. 2 Satz 1) und eine Ein- 
berufung auf schriftliches Verlangen eines 
Zehntels der Mitglieder (§ 47 a Abs. 2 
Satz 2). Die Notwendigkeit der Einberufung 
der Versammlung kann sich ferner daraus 
ergeben, daß die in § 47 a Abs. 4 auf geführ- 
ten Aufgaben der Kammer zu erledigen sind. 
Im übrigen soll es grundsätzlich im pflicht- 
gemäßen Ernaessen des Präsidenten liegen, ob 
und wann er die Versammlung einberuft. 
Das schließt jedoch nicht aus, in der Satzung 
der Kammer zu bestimmen, daß die Versamm- 
lung in gewissen regelmäßigen Abständen 
einzuberufen ist; an eine solche Satzungsbe- 
stimmung Ist der Präsident gebunden. 

Für die Einberufung der Versammlung der 
Kammer wird in § 47 a Abs. 3 eine bestimm- 
te Form und Frist vorgesehen. Der Präsident 
hat die Wahl, ob er die Mitglieder einzeln 
schriftlich oder durch öffentliche Bekannt- 
machung in den durch die Satzung bestimm- 
ten Blättern einladen will. Hierdurch soll 
sichergestellt werden, daß die Mitglieder nach 
Möglldakeit Kenntnis von der Einladung er- 
halten. Die zwischen der Einberufung und 
der Versammlung liegende Frist soll gewähr- 
leisten, daß die Mitglieder sich vorbereiten 
und ihre Zeit einteilen können. In dringen- 
den Fällen, In denen die Belange der Kammer 
ein schnelles Tätigwerden der Versammlung 
erfordern, braucht die Frist nicht gewahrt 
zu werden (Absatz 3 Satz 3). 

Keine Bestimmung enthält der Entwurf über 
den Ort, an dem die Versammlung stattfin- 
den soll. Er läßt insoweit der Satzung freie 
Hand. 

b) Die Zuständigkeit der Versammlung der 
Kammer als des obersten Organs der Kam- 


mer erstreckt sich, ohne daß das ausdrücklich 
gesagt ZU werden brauchte, grundsätzlidi auf 
alle Angelegenheiten der Kammer, die ihr 
als Körperschaft des öffentlichen Rechts zu 
erledigen obliegen. Der Vorstand soll nur in- 
soweit zuständig sein, als das durch das Ge- 
setz (vgl. z. B. § 46 a) oder durch die Satzung, 
die sich im Rahmen des Gesetzes halten muß, 
ausdrücklich bestimmt wird. Als notwendige 
Aufgaben der Versammlung der Kammer, 
die durch die Satzung niclit übertragen wer- 
den können, werden in § 45 Abs. 1 der Be- 
schluß der Satzung und ihrer Änderungen, 
in § 46 a Abs. 2 Satz 1 die Wahl des Vor- 
stands und in § 47 a Abs. 4 eine Reihe be- 
sonders bedeutsamer Geschäfte aufgeführt. 

§ 48: 

In § 48 kommt der Grundsatz zum Aus- 
druck, daß das Gesetz nur Rahmenbestim- 
mungen über die Organe der Notarkammer 
und ihre Zuständigkeiten geben, es aber in 
diesem Rahmen der Satzung, die sich die Kör- 
perschaft selbst zu geben hat, überlassen will, 
Einzelheiten zu regeln. Hierdurch wird ein- 
mal dem Grundsatz der Selbstverwaltung 
weitgehend Rechnung getragen. Ferner wird 
es dadurch ermöglicht, daß Besonderheiten 
in der Verfassung der Notarkammern, die 
sich in einzelnen Gebieten historisch ent- 
wickelt und bewährt haben, boibehalten wer- 
den können. 

§ 48: 

Die Bestellung eines besoldeten Geschäftsfüh- 
rers entspricht. Insbesondere bei größeren 
Kammern, einem praktischen Bedürfnis. 
Demgemäß sehen auch § 49 Abs. 2 RNotO 
und 5 49 Abs. 1 der Notarordnung für 
Rheinland-Pfalz die Bestellung eines besolde- 
ten Geschäftsführers vor, der nicht Notar zu 
sein braucht. § 48 a entspricht somit dem 
geltenden Recht. Die Entscheidung darüber, 
ob ein Geschäftsführer zu bestellen sein wird, 
soll dem Vorstand obliegen, da er am besten 
in der Lage sein wird, nach dem Umfang der 
laufenden Gesdiäfte die sachlichen Voraus- 
setzungen für die Bestellung eines Geschäfts- 
führers zu beurteilen. 

Die Begrenzung der Befugnisse des Geschäfts- 
führers, der nicht Organ der Notarkammer 
ist, ergibt sich aus dem Kreis der ihm über- 
tragenen Aufgaben. Dies soll der Vorstand 
bestimmen, der auch den Anstellungsvcrtrag 
mit dem Geschäftsführer abzuschließen hat. 
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§ 49: 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden 
Recht; sie ist lediglich in der Fassung der 
neuen Gliederung der Notarkammern ent- 
sprechend geändert. 

§ 50: 

Da der Notar hoheitliche Befugnisse ausübt, 
ist die staatliche Aufsiclit nidit zu entbehren. 
Bei Ausübung der Aufsicht unterstützen die 
Notarkammern die Aufsichtsbehörden (vgl. 
§ 45 a Abs. 1 Satz 2). Diese Selbstüberwa- 
chung der Notare durch die eigenen Stan- 
desgenossen stärkt nach allgemeinen Erfah- 
rungen die Standes disziplin oftmals wirk- 
samer als Maßnahmen der Di ens tauf sicht. Es 
ist daher gerechtfertigt, den Notarkammern 
gegenüber ihren Mitgliedern die Befugnisse 
zu verleihen, die zur Erfüllung dieser Auf- 
gaben erforderlicli sind. Der Entwurf sieht 
daher in § 50 Abs. 1 ausdrücklich vor, daß 
die Notarkammer berechtigt ist, die Erfül- 
lung der den Notaren und Notarassessoren 
obliegenden Pflichten nachzuprüfen. Diese 
Befugnis soll jedoch nicht uneingeschränkt 
bestehen. Sie ist nur für den Fall vorgesehen, 
daß begründeter Anlaß zu der Annahme be- 
steht, daß Notare oder Notarassessoren die 
ihnen obliegenden Pfliclitcn nicht ordnungs- 
gemäß erfüllen. Tn Übereinstimmung mit 
dem gegenwärtigen Rechtszustand soll die 
Notarkammer berechtigt sein, in Ausübung 
der ihr zustehenden Befugnisse von den No- 
taren und Notarassessoren Auskünfte und 
ihr pcrsönlldies Erscheinen vor den zustän- 
digen Organen der Kammer zu verlangen. 

Soweit der Entwurf in § 50 Abs. 2 die Mög- 
lichkeit für die Notarkammer vorsieht, Ord- 
nungsstrafen festzusetzen, steht er in Über- 
einstimmung mit dem geltenden Recht. Die 
Anfechtung der nach Absatz 2 ergangenen 
Verfügungen riclitet sich nach § 83 des Ent- 
wurfs. 

§ 51: 

Nach geltendem Recht haben die Notarkam- 
mern nur die Möglichkeit, bei Verletzung 
der den Notaren obliegenden Pflichten die 
Aufsichtsbehörden zu einem Einschreiten zu 
veranlassen. Daneben haben die Notarkam- 
mern die MÖgliclikeit, bei ordnungswidrigem 
Verhalten eines Notars, das zu disziplinari- 
schen Maßnahmen noch keinen Anlaß gibt, 
den Notaren kollegiale Ermahnungen oder 
Belehrungen zu erteilen, die keinen disziplina- 
rischen Charakter haben und auch in den 


Personalakten nicht vermerkt w^erden. Der- 
artige Beanstandungen haben nur den Cha- 
rakter einer objektiven Feststellung. 

Die Erfahrungen der Praxis haben gezeigt, 
daß es zweckmäßig sein dürfte, auch den No- 
tarkammern über diese Möglichkeiten hin- 
ausgehende Befugnisse zu einem Einschreiten 
gegen Notare zu geben. Es erscheint ange- 
bracht, Verstöße leicliterer Art innerhalb der 
Standesorganisation zu erledigen. Dadurch 
kann vermieden werden, daß jedes Mal die 
Aufsichtsbehörden eingreifen müssen, auch 
wenn es sich nur um Bagatellsachen handelt. 
Der Entwurf sieht daher in § 51 vor, daß die 
Notarkammer befugt ist, Notaren und No- 
tarassessoren eine Ermahnung auszusprechen. 
Im Gegensatz zu dem das Mißbilligungsrecht 
aussprechenden § 67 der RNotO und der 
Notarordnung für Rheinland-Pfalz, der sich 
auf Ordnungswidrigkeiten und Pflichtver- 
letzungen leichterer Art bezieht, bescliränkt 
sich § 51 des Entwurfs auf Ordnungswidrig- 
keiten leichterer Art. Auch in der Bezeich- 
nung der Maßnahme als Ermahnung, die ge- 
genüber der Mißbilligung schwächer ist, 
kommt zum Ausdruck, daß von der Ermah- 
nung nur in den Fällen Gebrauch gemacht 
werden soll, in denen ein Anlaß zu einem 
Einschreiten der Aufsichtsbehörde gemäß § 67 
oder durch Disziplinarmaßnahmen nicht be- 
steht. 

Absatz 2 sieht die Begründung der Ermah- 
nung vor und will sicherstellen, daß Über- 
schneidungen zwischen der Befugnis der No- 
tarkammer, Ermahnungen auszusprechen, 
und dem Recht der Aufsichtsbehörden ver- 
mieden werden. 

Der Notar oder Notarasscssor, dem von der 
Notarkammer eine Ermahnung erteilt wor- 
den ist, soll die Möglichkeit haben, gegen die 
Ermahnung dasselbe Rechtsmittel einzulegen 
wie gegen eine Disziplinarverfügung. Jedoch 
soll er, soweit das im Landesrecht vorgesehen 
ist, nicht die Möglichkeit haben, ein förm- 
liches Disziplinarverfahren gegen sich zu be- 
antragen (§51 Abs. 3). 

§ 52: 

Wenn auch der Schwerpunkt der berufsstän- 
dischen Organisation der Notare bei den No- 
tarkammern liegt, so ist doch eine berufsstän- 
disdie Vertretung der Notare auf der Bun- 
desebene nicht zu entbehren. Sie entspricht 
auch einem Wunsche der Notare. Sie dient 
einmal der Repräsentation der Gesamtheit 
der Notare. Sie fördert sodann die fachliche 
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Zusammenarbeit sowohl der Notare unter- 
einander als auch der Notare mit den Behör- 
den des Bundes. Diese Zusammenarbeit er- 
streckt sich nicht nur auf Prägen des notari- 
ellen Berufsredits, sondern auch auf alle Fra- 
gen des Rechts, die die Tätigkeit des Notars 
auf dem Gebiete der vorsorgenden Rechts- 
pflege berühren. Das Organ zur Erfüllung 
dieser Aufgaben soll die Bundesnotarkammer 
sein. Sie entspricht der Bundesrcchtsanwalts- 
kammer, der berufsständischen Organisation 
der Redttsanwälte auf der Bundesebene. 

In Struktur und Aufgabenkreis unterscheidet 
sich die Bundesnotarkammer von der Reichs- 
notarkammer. In letzterer waren sämtliche 
Notare des Reichs zusammengefaßt (vgl. § 44 
RNotO). Die Notarkammern waren nur un- 
selbständage Örtliche Gliederungen der Reichs- 
notarkammer. Demgegenüber geht der vor- 
liegende Entwurf davon aus, daß der Schwer- 
punkt der Standesvertretung der Notare in 
der Notarkammer liegen soll (vgl. Begrün- 
dung zu Nr. 29). Der Bundesnotarkammer 
gehören demgemäß nicht die einzelnen No- 
tare als Mitglieder an, sondern die Notar- 
kammern werden zu der Bundesnotarkam- 
mer zusammengeschlossen. 

Einen bestimmten Sitz für die Bundesnotar- 
kammer sieht der Entwurf nicht vor. Seine 
Bestimmung soll der Satzung überlassen blei- 
ben. 

§ 53: 

Die Bundesnotarkammer soll als Zusammen- 
schluß von Körperschaften des öffentlichen 
Rechts selbst eine Körperschaft des öffent- 
lidien Redtts sein (Absatz 1). Nur in dieser 
Rechtsform kann sie die ihr zugewiesenen 
öffentlichen Aufgaben sachgemäß erfüllen. 

Die bei Körperschaften des öffentlidien 
Rechts notwendige Staatsaufsicht übt bei der 
Bundesnotarkammer, da sie eine bundesun- 
mittelbare Körpersdiaft ist, der Bundes- 
minister der Justiz aus. Die Aufsidit soll 
sich nadi allgemeinen Grundsätzen darauf be- 
schränken, darüber zu wachen, daß die Bun- 
desnotarkammer die ihr übertragenen Auf- 
gaben erfüllt und dabei die gesetzlichen Vor- 
schriften und die Satzung beachtet (Ab- 
satz 2). 

Als Teil der Staatsaufsicht sieht § 53 Abs. 3 
vor, daß die Satzung der Bundesnotarkam- 
mer und ihre Änderungen der Genehmigung 
des Bundesministers der Justiz bedürfen. 


§ 54: 

Der Kreis der Aufgaben, die cJie Bundes- 
notarkammer mit ihrer Errichtung zu erfül- 
len haben wird, liegt fest. Er ist im wesent- 
lichen in § 54 Satz 2 bezeichnet. Zu diesen 
Aufgaben können künftig noch neue Auf- 
gaben treten. Durch § 54 Satz 1 soll jedoch 
sldaergestellt werden, daß der Bundesnotar- 
kammer zu den schon gesetzlich festgelegten 
Aufgaben neue Aufgaben nur durch ein Ge- 
setz auferlegt werden können. 

Zu den ln § 54 Satz 2 aufgezählten Aufgaben 
ist im einzelnen folgendes zu bemerken: 

Nr. 1 : Da die Bundesnotarkammer nicht un- 
mittelbar die einzelnen Notare, sondern nur 
die Notarkammern umfaßt, gehören zu ihrem 
Aufgabenkreis nur solche Angelegenheiten, 
die die Gesamtheit der Notarkammern, nicht 
aber einzelne Notare oder die Notare be- 
stimmter Bezirke betreffen. 

Die Bundesnotarkammer soll das Bindeglied 
zwischen den einzelnen Notarkammern sein. 
Sie hat kein Weisungsrecht gegenüber den 
selbständigen Notarkammern. Sie muß sich 
vielmehr darauf beschränken, zunächst die 
Auffassung der einzelnen Notarkammern zu 
ermitteln; alsdann kann sie im Wege gemein- 
schaftlicher Aussprache die Auffassung der 
Mehrheit der Kammern feststellen. 

Nr. 2: Die Bundesnotarkammer vertritt die 
Gesamtheit der Notarkammern. Deshalb ist 
es ihre Aufgabe, in allen die Gesamtheit be- 
rührenden Angelegenheiten ihre Auffassung 
den zuständigen Gerichten und Behörden ge- 
genüber zu vertreten. Es dürfte selbstver- 
ständlich sein, daß — wie im Falle der Nr. 1 
— die Auffassung von der Mehrheit der 
Kammern getragen wird. 

Nr. 3: Die Aufgabe, die Gesamtheit der No- 
tarkammern gegenüber Behörden und Orga- 
nisationen zu vertreten, ergibt sich aus der 
Zielsetzung der Bundesnotarkammern, das 
Bindeglied zwischen den Notarkammern nicht 
nur nach innen, sondern auch nach außen zu 
sein. 

Nr. 4: Da die Bundesnotarkammer eine Kör- 
perschaft des Bundes ist, kann ihre gutacht- 
liche Mitarbeit an Aufgaben der Gesetz- 
gebung und an der Gestaltung und Durchfüh- 
rung der Rechtspflege sich nur auf die Ge- 
biete erstrecken, auf denen dem Bund die Ge- 
setzgebung zusteht. Innerhalb des Bereichs der 
Länder ist die gutachtliche Mitarbeit an Auf- 
gaben der Gesetzgebung und an der Gestal- 
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tung und Durchführung der Rechtspflege 
Aufgabe der Notarkammern (vgl. § 45 a 
Abs. 2 Nr. 3). 

Nr. 5: Die Verpflichtung der Bundesnotar- 
kammer, Gutachten zu erstatten, entspricht 
der in § 45 a Abs. 3 vorgesehenen Verpflich- 
tung der Notarkammern. Während die No- 
tarkammern ihre Gutachten höchstens auf der 
Landesebene erstatten, kann, ähnlich wie im 
Falle der Nr. 4, die Bundesnotarkammer als 
Körperschaft des Bundes nur mit Bundes- 
instanzen Zusammenarbeiten. Deshalb soll sie 
gutachtlich nur auf Anfordern einer an der 
Gesetzgebung beteiligten Behörde, einer Kör- 
perscliaft des Bundes oder eines Bundes- 
geridits tätig werden. 

Nr. 6: Wenngleich das heutige Notariatsrecht 
für ein nicht auf Gesetz oder Verordnung be- 
ruhendes Berufsrecht nur noch wenig Raum 
läßt, so kommt ihm doch in den in allgemei- 
nen Grundsätzen über die Berufsausübung 
niedergelegten Standesregeln eine hervor- 
ragende Bedeutung zu. Daraus erwächst für 
die Bundesnotarkammer die Aufgabe, allge- 
meine Richtlinien für die Berufsausübung auf- 
zustellen. Es muß sich hierbei jedi)ui um allge- 
meine Grundsätze handeln, die in einem sol- 
chen Ausmaß Allgemeingut des Notarstandes 
geworden sind, daß sie als allgemeine Mei- 
nung aller gewissenhaft urteilenden Notare 
angesehen werden können. Nur dann kann 
eine Abweichung von den Grundsätzen eine 
vorwerfbare Amtspflichtverletzung sein. 

§ 55: 

Als Organe der Bundesnotarkammer sieht der 
Entwurf das Präsidium und die Vertreterver- 
sammlung vor. Das Präsidium entspricht dem 
Vorstand der Notarkammer. In der Vertre- 
terversammlung sind, im Gegensatz zu der 
Versammlung der Notarkammer, an der die 
einzelnen Notare teilnehmen, nur die Notar- 
kammern vertreten; das entspricht der Orga- 
nisation der Bundesnotarkammer als eines 
Zusammenschlusses nicht der Notare, sondern 
der Notarkammern. 

§ 56 : 

Das Präsidium der Bundesnotarkammer als 
Vorstand soll, um es beweglich zu erhalten, 
nur aus 7 Mitgliedern bestehen. Da für die 
hauptberuflich tätigen Notare die Bundes- 
notarkammer die einzige Spitzenorganisation 
auf der Bundesebene darstellt, erscheint es ge- 
rechtfertigt, ihnen im Präsidium gegenüber 


den Anwaltsnotaren, die auf der Bundesebene 
schon durch die Bundesrechtsanwaltskammer 
vertreten werden, einen stärkeren Einfluß zu 
sichern. Deswegen sieht § 56 vor, daß von den 
7 Mitgliedern des Präsidiums 4 (darunter der 
Präsident und ein Stellvertreter des Präsiden- 
ten) Nurnotare und 3 Anwaltsnotare sein 
müssen. 

§ 57: 

Das Präsidium wird von der Vertreterver- 
sammlung gewählt (Absatz 1). Wählbar sind 
nicht nur die Präsidenten der Notarkammern, 
sondern auch die Mitglieder der Notarkam- 
mern, die nach § 60 des Entwurfs die Notar- 
kammer in der Vertreterversammlung vertre- 
ten können. 

§ 57 Abs. 2 beschränkt sich darauf, im In- 
teresse der Kontinuität der Geschäftsführung 
in Anlehnung an den Entwurf einer Bundes- 
rechtsanwaltsordnung eine Wahlzeit von vier 
Jahren festzulegen und die Nachwahl für ein 
vorzeitig ausscheidendes Präsidialmitglied 
festzulegen. Die Einzelheiten des Wahlakts 
zu regeln, soll der Satzung der Bundesnotar- 
kammer überlassen bleiben (vgl. § 64 a). 

§ 58: 

Im Absatz 1 wird dem Präsidenten die ge- 
richtliche und außergerichtliche Vertretung der 
Bundesnotarkammer übertragen. Im Absatz 2 
wird festgelegt, daß der Präsident — entspre- 
chend seinem Amte — in den vSitzungen des 
Präsidiums den Vorsitz führt. 

Nicht ausgeschlossen ist es, daß dem Präsiden- 
ten und dem Präsidium durch die Satzung 
(§ 64 a) weitere Geschäfte übertragen werden. 
Durch einen jährlich zu erstattenden Bericht 
über die Tätigkeit der Bundesnotarkammer 
und durch Mitteilung über das Ergebnis der 
Wahlen zum Präsidium soll sichergestellt wer- 
den, daß der Bundesminister der Justiz als 
das die Staatsaufsicht über die Bundesnotar- 
kammer führende Organ über die Bundes- 
notarkammer unterrichtet bleibt. 

§ 59: 

Das Schwergewicht der Tätigkeit der Bundes- 
notarkammer Hegt in der Vertreterversamm- 
lung. Sie ist das willenbildende Organ der 
Bundesnotarkammer. Ihr sind alle Beschlüsse 
Vorbehalten, die nicht durch Gesetz oder Sat- 
zung einem anderen Organ übertragen sind. 

Die Erledigung der in § 54 Nr. 4 und 5 der 
Bundesnotarkammer zugewiesenen Aufgaben 
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durch die Vertreterversammlung würde jedoch 
wegen der verhältnismäßig großen Zahl ihrer 
Mitglieder bei den hierbei anfallenden oft- 
mals nicht einfachen und umfangreichen Aus- 
arbeitungen Schwierigkeiten bereiten. Deshalb 
sieht § 59 Abs. 2 vor, daß die Aufgaben durch 
das Präsidium — grundsätzlich nach An- 
hörung der Vertreterversammlung — erledigt 
werden. 

§ 60: 

Die einzelnen Notarkammern müssen als Mit- 
glieder der Bundesnotarkammer In der Ver- 
tretcrversaiiimlung vertreten werden. Der be- 
rufene Vertreter ist kraft seines Amtes der 
Präsident der Notarkammer. Doch kann es 
im Einzelfall (z. B. wegen besonderer Sach- 
kunde auf einem zu erörternden Gebiet) auch 
angebracht sein, die Notarkammer durch ein 
anderes Mitglied vertreten zu lassen. Diese 
Vertretung soll also nicht auf den Fall der 
Verhinderung des Präsidenten beschränkt, 
sondern allgemein zugelassen sein. Nicht ver- 
langt wird, daß der Vertreter dem Vorstand 
der Notarkammer angehört. 

§ 61 : 

Die Vorschrift behandelt die Einberufung der 
Vertreterversammlung und die Frage des Vor- 
sitzes in der Versammlung. Ausnahmsweise, 
wenn nicht mehr als drei Notarkammern wi- 
dersprechen, sollen Beschlüsse auch schriftlich 
oder telegrafisch gefaßt werden können (Ab- 
satz 3). 

§ 62: 

Grundsatz soll sein, daß jede Notarkammer 
in der Vertreterversammlung nur eine Stimme 
hat. Das würde jedoch in den Fällen, in de- 
nen eine Landesregierung auf Grund des § 44 
Abs. 1 Satz 2 die Notarkammern abweichend 
vom Bezirk des Oberlandesgerichts gebildet 
hat, zu unbilligen Ergebnissen führen können. 
Die organisatorischen Maßnahmen, die nach 
§ 44 Abs. 1 Satz 2 getroffen werden können, 
sollen sich nicht dahin auswirken, daß die 
Zahl der Notarkammern innerhalb eines Lan- 
des zu einer Verschiebung des Gewichts der 
Notare eines Landes in der Vertreterversamm- 
lung führt. Deshalb sieht § 62 Abs. 1 Satz 2 
vor, daß im Ergebnis In der Vertreterver- 
sammlung die Notarkammern für jeden Ober- 
landesgerichtsbezirk nicht mehr als eine Stim- 
me haben. Das soll nach § 89 Nr. 2 des Ent- 
wurfs jedoch nicht gelten, wenn mehrere Län- 


der ein gemeinschaftliches Oberlandesgericht 
haben. 

Im übrigen erscheint es unbedenklich, jeder 
Notarkammer zu gestatten, so viele Notare 
(einschließlich des nach § 60 Vertretungsbe- 
rechtigten) zu der Versammlung zu entsen- 
den, wie die Notarkammer Stimmen hat. Die 
Vertretungsbefugnis nach § 60 wird hiernach 
jedoch nicht berührt. 

Es entspricht einem praktischen Bedürfnis, 
in Ausnahmefällen auch Notare, die nicht 
Mitglieder der Vertrererversammlung Miid, 
an der Versammlung teilnehmcn zu lassen. 
Das kann insbesondere zweckmäßig sein, 
wenn die besondere Sachkunde einzelner No- 
tare zu den in der Versammlung zu erörtern- 
den Fragen nicht entbehrt werden kann. Ab- 
satz 2 läßt daher zur Vermeidung von Zwei- 
feln die Teilnahme solcher Notare an der 
Vertreterversammlung zur gutachtlichen 
Äußerung ohne Stimmrecht zu. 

Nadi allgemeinen Grundsätzen faßt die Ver- 
treterversammlung ihre Beschlüsse im allge- 
meinen mit einfacher Mehrheit der abge- 
gebenen Stimmen. Ausnahmen können sich 
aus dem Gesetz oder aus der Satzung er- 
geben. 

Der Absatz 4 gibt einer Mehrheit v^n drei 
Vierteln der Nurnotare oder Anwaltsnotarc 
ein Vetorecht gegen die Beschlüsse der Ver- 
treterversammlung. Dies soll verhüten, daß 
die Nurnotare oder Anwaltsnotare durcli ein 
zahlenmäßiges Übergewicht der anderen Be- 
rufsgruppe in wichtigen ihre Berufsgruppe 
betreffenden Fragen überstimmt werden. 

§ 63: 

Die Pflicht zur Berichterstattung durch das 
Präsidium soll der Vertreterversammlung die 
Möglichkeit geben, die Geschäftsführung des 
Präsidiums in wichtigen Angelegenheiten zu 
überwachen. 

§ 64: 

Es entspricht einem festen Grundsatz, der be- 
reits in § 60 RNotO und in § 57 der Notar- 
ordnung für Rheinland-Pfalz ausgedrückt ist, 
daß die Mitglieder des Präsidiums und der 
Vertreterversammlung ehrenamtlich tätig 
sind. Das schließt jedoch nicht aus, daß ihnen 
nach Maßgabe der Satzung (vgl. § 64 a) Reise- 
kosten und sonstige Auslagen erstattet 
werden. 
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§ 64 a: 

§ 64 a entspricht dem für die Notarkammern 
vorgesehenen § 48. 

§ 64 b: 

Wie § 48 a für die Notarkammern, so sieht 
§ 64 b für die Bun desnotarkam nier die 

Möglichkeit vor, einen besoldeten Geschätes- 
führer zu bestellen, der nicht Notar zu sein 
braucht. Die Entscheidung darüber, ob ein 
Gesdiäftsführer bestellt werden soll, hat das 
Präsidium zu treffen; es hat auch den An- 
stellungsvertrag abzuschließen und die Auf- 
gaben des Geschäftsführers abzugrenzen. Die 
Möglichkeit für die Vertreterversammlung, 
jederzeit die Abberufung des Geschäftsfüh- 
rers zu verlangen, entspricht dem 5 
Abs. 1 Satz 3 der Notarordnung für Rhein- 
land-Pfalz. Unberührt bleiben jedoch, wenn 
die Vertreterversammlung einen solchen Be- 
schluß faßt, die sich aus dem Anstcllungsver- 
trag ergebenden Rechtsverhältnisse des Ge- 
schäftsführers. 

§ 64 c: 

Die Bundesnotarkammer hat zwar kein Wel- 
sungsreclit gegenüber den Notarkanunern. 
Sie kann ihre Aufgaben jedoch nur dann ord- 
nungsmäßig erfüllen, wenn sie in der Lage 
ist, von den Notarkammern Berichte und 
Gutachten aus ihrem Geschäftsbereich einzu- 
fordern. § 64 c sieht daher ein Recht der 
Bundesnotarkamnier vor, zur Erfüllung der 
ihr durch Gesetz oder Satzung zugev.'iesencn 
Aufgaben von den Notarkammern Berichte 
und Gutachten zu verlangen. 

§ 64 d: 

Die Beiträge, die die Bundesnotarkammer als 
Körperscliaft des Öffentlichen Rechts zur 
Deckung ihres persönlichen und sachlichen 
Bedarfs von den Notarkammern erhebt, sol- 
len wegen ihrer wirtschaftlichen Bedeutung 
von der Vertreterversammlung festgesetzt 
werden. 

Zu Nr. 31: 

Die Vorschrift gleicht lediglich die Fassung 
der Nr. 3 des § 65 dem durch den Übergang 
der Justizhoheit vom Reich auf die Länder 
gegebenen Zustand an. 

Zu Nr. 32: 

Die Fassung des § 66 Abs. 2 muls, da es den 
Begriff des richterlichen Beamten nicht mehr 


gibt und die Urkundensteuer weggefallen ist, 
der heutigen Rechtslage angeglichen werden. 

Zu Nr. 33: 

§ 67 des Entwurfs entspricht im wesentlichen 
dem § 67 RNotO und dem § 67 der Notar- 
ordnung für Rheinland-Pfalz. Neu geregelt 
werden soll jedoch die Anfcdttungsmöglich- 
keit von Verfügungen, die eine Milsbilligung 
aussprechen. Dem Notar oder Notarassessor 
sollen dieselben Möglichkeiten gegeben wer- 
den, die ihm gegen Dlsziplinarverfügungcn 
nach dem auf ihn anwendbaren Landesbeam- 
tenredat zustehen. Jedoch soll die Befugnis, 
wegen der gegen ihn erhobenen Vorwürfe 
ein förmliches Disziplinarverfahren gegen 
sich zu beantragen, ausdrücklich ausgeschlos- 
sen sein. 

Zu Nr. 34: 

Entsprechend der im neuen Beamtenrecht 
jetzt wieder gebräuchlichen Ausdriicksweise 
erscheint es angezeigt, auch im Bereich des 
Notarrechts nicht mehr vom „Dienststraf- 
verfahren“, sondern vom „Disziplinarver- 
fahren“ zu sprechen. 

Zu Nr. 35: 

Nach § 69 RNotO und § 69 der Notarord- 
nung für Rheinland-Pfalz finden die für 
richterliche Beamten geltenden Vorschriften 
der Reidisdiensts traf Ordnung entsprechende 
Anwendung. Abgesehen davon, daß die 
Reichsdienststrafordnung in einzelnen Län- 
dern überhaupt nicht, in anderen Ländern 
nur noch als Landesrecht gilt, gibt es den in 
§ 69 RNotO verwendeten Begriff des richter- 
lichen Beamten nach dem Grundgesetz nicht 
mehr. Die Richter sind keine Beamten. Sie 
sollen nach dem Grundgesetz eine Rechts- 
stellung eigener Art haben. Mit Rücksicht 
hierauf erscheint es nicht angängig, andere 
Berufsgruppen dem für Richter geltenden 
Recht zu unterwerfen. Deswegen sollen die 
Notare künftig dem für Landes justizbeamte 
geltenden Disziplinarredit unterworfen wer- 
den. Insoweit macht der Entwtirf jedoch 
eine Ausnahme hinsichtlich der Zuständigkeit 
der Disziplinargerichte (vgl. die Begründung 
zu § 72). 

Soweit in den für Landesjustizbeamte maß- 
gebenden Diszipllnarvorsclirlften dem Dienst- 
vorgesetzten gewisse Aufgaben zugewiescr. 
sind, muß für das Disziplinarverfahren gegen 
Notare, die keine Dienstvorgesetzten haben. 



bestimmt werden, wer die Aufgaben des 
Dienstvorgesetzten wahrnehmen soll. Es er- 
scheint naturgemäß, diese Aufgaben den Auf- 
sichtsbehörden zuzuweisen (§ 69 Satz 2 des 
Entwurfs). Sachgemäß ist es auch, daß die 
Befugnisse der Einleitungsbehörde, des Ver- 
treters des öffentlichen Interesses oder der 
entsprechenden Dienststellen von der Landes- 
justizverwaltung ausgeübt werden (Satz 3), 
die die Möglichkeit hat, sic nach § 84 zu 
delegieren. Schließlich erscheint es mit Rück- 
sicht auf die in § 72 vorgesehene gerichtliche 
Zuständigkeit geboten, als Untersuchungs- 
führer nur einen planmäßigen RlcIiIci der 
ordentlidien Gerichtsbarkeit zu bestellen. 

§ 70: 

Der Absatz 1 Satz 1 entspriclit dem gelten- 
den Recht. Satz 2 lehnt sich an § 4 Abs. 2 der 
Bundesdisziplinarordnung an. 

Neu ist jedoch der Absatz 2. Es hat sich in 
der Praxis als eine Lücke in der Reichsnotar- 
ordnung erwiesen, daß Im Disziplinarverfah- 
ren lediglidi auf Entfernung aus dem Amt, 
nicht aber auf Entfernung vom bisherigen 
Amtssitz erkannt werden kann. Es gibt Ver- 
fehlungen, die mit einer Geldbuße nidit aus- 
reichend geahndet werden können, die aber 
wiederum nicht so schwer sind, daß ein völli- 
ger Amtsverlust gerechtfertigt wäre, ln sol- 
drem Falle kann die disziplinarrechtliche Ver- 
setzung an eine andere — von der Landes- 
justizverwaltung auszuwählcnde — Stelle die 
angemessene Disziplinarstrafe sein. Der Ent- 
wurf sieht daher bei Nurnotaren in Anleh- 
nung an Art. 70, 74 des Bayerischen Nota- 
riatsgesetzes vom 9. Juni 1899 in der Fassung 
des Gesetzes vom 21. März 1930 (GVBl. 
S. 65) in § 70 Abs. 2 die Entfernung vom 
bisherigen Amtssitz als Disziplinarstrafe vor. 
Bei Anwaltsnotaren ersdieint diese Strafmaß- 
nahme jedoch nicht angebracht, da bei einem 
Anwaltsnotar das Notaramt mit der Zulas- 
sung des Anwalts bei einem bestimmten Ge- 
richt verknüpft Ist und das anwaltliche Be- 
rufsrecht eine Versetzung als ehrengericht- 
liche Maßnahme nicht kennt. Da jedoch auch 
bei Anwaltsnotaren ein Bedürfnis für eine 
Disziplinarstrafe besteht, die ihrer Schwere 
nach zwischen der Geldbuße und der dauern- 
den Entfernung vom bisherigen Amtssitz 
Hegt, sieht der Entwurf für Anwaltsnotare 
die Entfernung aus dem Amt auf bestimmte 
Zeit vor. 

Der Absatz 3 entspricht im wesentlichen dem 
bisherigen § 70 Abs. 2 RNocO und dem § 3 


Abs. 1 der Verordnung zur Änderung und 
Ergänzung der Reichsnotarordnung vom 
1. März 1943 (RGBl. I S. 126) sowie dem 
§ 70 Abs. 2 der Notarordnung für Rhein- 
land-Pfalz. Neu ist jedoch, daß bei gewinn- 
süchtigem Handeln die Geldbuße bis zum 
Doppelten des erzielten Vorteils betragen 
kann. 

§ 70 Abs. 4 des Entwurfs ist unverändert aus 
§ 70 Abs. 3 der RNotO und der Notarord- 
nung für Rheinland-Pfalz übernommen 
worden. 

§ 71: 

Der Absatz 1 stellt klar, daß durda DisziplI- 
narverfügung nur Warnung, Verweis und 
Geldbuße verhängt werden können, nidit 
jedoch die Disziplinarstrafen der Entfernung 
aus dem Amt, die Entfernung vom bisheri- 
gen Amtssitz und — bei Anwaltsnotaren — 
die Entfernung aus dem Amt auf bestimmte 
Zeit. 

Die Vorschrift des Absatzes 2, wonach Geld- 
bußen vom Präsidenten des Landgerichts 
nicht verhängt werden dürfen, ist bereits gel- 
tendes Redit (§ 71 Abs. 1 RNotO, § 71 
Abs. 1 der Notarordnung für Rheinland- 
Pfalz). 

§ 72: 

Die Notare als Amtsträger unterstehen nicht 
einer berufsständischen Ehrengerichtsbarkeit, 
sondern staatlichen Disziplinargerichten. 
Sdion vor dem Inkrattreten der Reichs- 
notarordnung waren als Disziplinargerichte 
für Notare bei den ordentlichen Gerichten 
gebildete Disziplinargerichte zuständig (vgl. 
z. B. § 101 der preuß. Dienststrafordnung 
für die richterlichen Beamten vom 27. Ja- 
nuar 1932 — GS. S. 79). Das gilt insbeson- 
dere audi seit dem Inkrafttreten der Reichs- 
notarordnung noch jetzt, soweit die §§ 108, 
109 der Reichs dienststrafordnung oder ihr 
entsprechende Vorschriften In den einzelnen 
Ländern anwendbar sind. Dieser historischen 
Entwicklung entspridit es, daß die Notare^ 
die als unabhängige Amtsträger staatliche 
Hoheitsfunktionen innerhalb der Rechts- 
pflege ausüben, vor Disziplinargerichten 
Recht nehmen, die bei den ordentlichen Ge- 
richten gebildet sind. Dies Ist um so mehr 
wegen der engen Verbundenheit des Nota- 
riats mit der Anwaltschaft in weiten Tellen 
der Bundesrepublik erforderlich. Nach § 174 
des Entwurfs einer Bundesrechtsanwaltsord- 
nung (Bundestagsdrucksache 1014) soll der 



dem Disziplinargericht erster Instanz für No- 
tare entsprechende Ehrengerichtshof für 
Reclitsanwälte bei dem Oberlandesgericht er- 
richtet werden. § 180 des genannten Ent- 
wurfs sieht vor, daß als zweite Instanz in An- 
waltssachen ein Senat des Bundesgerichtshofs 
entscheiden soll. Der Entwurf schlägt daher 
in § 72 vor, daß als Disziplinargerichte für 
Notare im ersten Rechtszuge das Oberlan- 
desgericht und im zweiten Rechtszuge der 
Bundesgerichtshof zuständig sein sollen. 

§ 73: 

In Anlehnung an § 120 Abs. 2 Satz 1 GVG 
und § 9 EGGVG soll durch § 73, wie das 
auch in § 174 Abs. 2 des Entwurfs der Bun- 
desrechtsanwaltsordnung vorgesehen ist, in 
den Ländern, in denen mehrere Oberlandes- 
gerichte errichtet sind, der Landesregierung 
die Möglichkeit gegeben werden, die zur Zu- 
^ändigkeit der Oberlandesgerichte in Diszi- 
plinarsachen gehörenden Aufgaben einem 
Oberlandesgericht oder dem obersten Lan- 
desgericlit zu übertragen. Eine solche Zusam- 
menfassung der Aufgaben bei einem Gericht 
dient der Einheitlichkeit der Rechtspredtung 
innerhalb eines Landes. 

§ 74: 

§ 74 regelt die Besetzung des Oberlandes- 
gerichts in Disziplinarsachen gegen Notare. 
Das Oberlandesgericht soll in der üblichen 
Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei 
Beisitzern entscheiden. Es entspricht der Ent- 
wicklung und einem Bedürfnis, an der Recht- 
sprechung in Disziplinarsachen gegen Notare 
au dl die Notare selbst in angemessener Weise 
zu beteiligen. Deswegen soll nach § 74 einer 
der Beisitzer ein Notar sein. 

§ 75: 

Der Entwurf laßt es offen, ob ein besonde- 
rer Senat für die Bearbeitung von Diszipli- 
narsachen beim Oberlandesgericht gebildet 
wird oder einem bereits bestehenden Senat 
diese Aufgaben übertragen werden. Er be- 
schränkt sich darauf, wie es naheliegt, zu be- 
stimmen, daß sämtlidte Berufsrichter dem 
Oberlandesgericht als planmäßige Richter an- 
gehören müssen. Die Bestellung dieser Rich- 
ter wird dem zur richterlichen Selbstverwal- 
tung berufenen Präsidium des Oberlandes- 
gerichts überlassen (Absatz 1). 

Die Beisitzer aus den Reihen der Notare sol- 
len von der Landesjustizverwaltung berufen 
werden. Hier möglichst geeignete und sach- 


verständige Beisitzer zu gewinnen, wird sich 
am besten erreichen lassen, wenn der Vor- 
stand der Notarkammer der Landesjustiz- 
verwaltung gutachtliche Vorschläge einreicht. 
Für das Amt des Beisitzers, die Tätigkeit im 
Vorstand einer Notarkammer oder eine son- 
stige haupt- oder nebenberufliche Tätigkeit 
bei einer Notarkammer besteht Inkompa- 
tibilität (Absatz 2). 

Im übrigen soll sich die Stellung der Diszipli- 
narrichter nach den gemäß § 69 entsprechend 
anzuwendenden für Landesjustizbeamte gel- 
tenden Disziplinarvorsdiriften richten. 

§ 76: 

§76 bringt die Vorschriften zur Überleitung 
der erstinstanzlichen Entscheidung in den 
zweiten Rechtszug. Der Entwurf sieht davon 
ab, hierfür Landesdisziplinarrecht für an- 
wendbar zu erklären. Die Abweichungen im 
Landesrecht über die Zulässigkeit und die 
Einlegung von Rechtsmitteln gegen Entscliei- 
dungen in Disziplinarsachen würden nicht 
nur dazu führen, daß die Möglichkeit, zu 
einer Entscheidung des Bundesgeriditshofs zu 
gelangen, je nach dem maßgebenden Landes- 
recht verschieden wäre, sie würde auch den 
Bundesgerichtshof zwingen, insoweit Diszipli- 
narverfahrensrecht der verschiedenen Länder 
zu berücksichtigen. Dies dürfte jedoch der 
Einheitlichkeit der Rechtsprechung, die her- 
zustellen audi in Disziplinarsachen gegen No- 
tare Aufgabe des Bundesgerichtshofs sein soll, 
abträglidi sein. Im Interesse der Einheitlich- 
keit spricht sich der Entwurf daher dafür 
aus, allgemein — ohne Rücksidit auf das Lan- 
desrecht — die Vorschriften der Bundes- 
disziplinarordnung über die Anfechtung von 
Entscheidungen der Bundesdisziplinarkam- 
mer entsprechend anzuwenden. Aus der ent- 
sprechenden Anwendung der Vorschriften 
der Bundesdisziplinarordnung dürfte im 
übrigen gefolgert werden müssen, daß Be- 
rufung und Beschwerde gegen erstinstanz- 
liche Entscheidungen nicht vom Oberbundes- 
anwalt (vgl. § 80), sondern von der Stelle 
einzulegen sind, die in erster Instanz nach 
Landesdisziplinarrecht in Verbindung mit 
§ 69 Verfahrensbeteiligter an Stelle des Bun- 
desdisziplinaranwalts ist. 

§ 77: 

Wie im ersten Rechtszuge das Oberlandcs- 
gericht soll der Bundesgerichtshof in der Be- 
setzung mit der Zahl der Richter entschei- 
den, in der er im Zivil- oder Strafverfah- 
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ren entscheidet. Auch Im zweiten Rechtszuge 
kann die Mitwirkung von Beisitzern aus dem 
Kreise der Notare nicht entbehrt werden. 
§ 77 sieht deshalb vor, daß zwei der Beisitzer 
Notare sein müssen. 

§ 78: 

Die Bestimmung der ricliterliclien Mitglieder 
des Senats des Bundesgerichtshofs wird dem 
Präsidium des Bundesgericlitshofs überlassen. 
Im übrigen entspricht § 78 der Vorschrift des 
§75 Abs. 1 des Entwurfs, 

§ 79: 

Die Vorschrift entspricht ihrem wesentlidien 
Inhalt nach der für die Bestellung der Bei- 
sitzer aus den Kreisen der Notare in der 
ersten Instanz vorgesehenen Regelung in § 75 
Abs. 2. Sie ist nur insofern erweitert, als sie 
in Ergänzung der für die Mitglieder des Bun- 
desdisziplinarhofs geltenden Vorschriften 
(vgl. Absatz 4) gewisse Besonderheiten bei 
der Bestellung der Notarbeisitzer vorschreibt. 

§ BO: 

Im Interesse der Rechtseinheit und der 
Stetigkeit der Reclitsprechung liegt es, wenn 
der Bundesgerichtshof ohne Rücksicht dar- 
auf, welches Landesrecht im ersten Rcchts- 
zuge maßgebend war, in seinem Verfahren 
einheitliches Verfahrensrecht anwendet. Des- 
wegen erscheint es angebracht, daß der Bun- 
desgerichtshof die für das Verfahren des 
Bundesdisziplinarhofs geltenden Vorschriften 
entspreclaend anwendet. 

Soweit dem Bundesdiszipllnaranv/alt im Ver- 
fahren des zweiten Rechtszugs nach der 
Bundesdisziplinarordnung gewisse Befugnisse 
zustehen, erscheint cs geboten, wegen der 
Regelung der gerichtllclien Zuständigkeit ihre 
Ausübung dem Oberbundesanwalt beim 
Bundesgerichtshof zu überlassen. 

§ Bl: 

Absatz 1 übernimmt sachlich § 72 der Reichs- 
notarordnung und der Notarordnung für 
Rheinland-Pfalz. 

Absatz 2 entspricht dem geltenden § 4 der 
Zweiten Verordnung zur Ausführung und 
Ergänzung der Reichsnotarordnung vom 
27. März 1938 (RGBl. I S. 321). 

§ B2: 

Die Vorschrift bringt eine der geltenden 
Rechtslage angepaßte neue Fassung des § 74 


der RNotO und der Notarordnung für 
Rheinland-Pfalz. Eine sachliche Änderung 
findet sldi lediglich In § 74 Satz 2 insofern, 
als es „In Zweifelsfällen“ statt bisher „Bei 
Meinungsverschiedenheiten“ heißt. Durch die 
neue Fassung sollen auch die Fälle erfaßt wer- 
den, in denen die Verfehlung das Notaramt 
und den Anwaltsberuf gleich stark berührt. 
Ferner soll die Bestimmung, ob Im Disziplinar- 
verfahren oder im ehrengerichtlichen Ver- 
fahren für Rechtsanwälte entschieden werden 
soll, der Landesjustizverwaltung zustehen. 
Dies ist erforderlich, um landesdlsziplinar- 
reditlichen Regelungen gerecht werden zu 
können, die eine Einschaltung des General- 
staatsanwalts in das Disziplinarverfahren 
nicht kennen. Den Landesjustizverwaltungen 
wird es jedoch freistehen, im Falle eines Be- 
dürfnisses ihre Befugnisse auf den Gcneral- 
staatsanwalt gemäß § 84 zu übertragen. 

Zu Nr. 36 

a) § 83 behandelt die Anfechtung von Ver- 
waltungsakten, die nach der Notarordnung 
ergehen, soweit die Anfeditung nicht schon 
in der Notarordnung selbst geregelt wird. 
Letzteres ist insbesondere der Fall, bei den 
Disziplinarverfügungen (vgl. § 69), bei der 
Ermahnung (§ 51) und bei der Mißbilligung 
(§ 67). Liier liegt die gerichtliche Zuständig- 
keit naturgemäß bei den Disziplinargerichten. 
Auch in den Fällen des § 38 Abs. 1 Nr. 6 
und 7 des Entwurfs sollen entsprediend dem 
bisherigen Recht die Voraussetzungen der 
Amtsenthebung vom Diszlplinargeridit fest- 
gestellt werden. Von den sonstigen Verwal- 
tungsakten, denen im Bereida der Notarord- 
nung Bedeutung zukommt, sind die Entlas- 
sung des Notarassessors aus dem Anwärten- 
dienst (§ 5 Abs. 4), die Amtsenthebung (§38 
Abs. 1 Nr. 1 bis 5), das Verbot, sich Notar 
a. D. zu nennen (§41 Abs. 2), und die Ver- 
hängung von Ordnungsstrafen durch die No- 
tarkammer (§ 50 Abs. 2), wenn sie auch 
keine Disziplinarstrafen darstellen, doch den 
Disziplinarmaßnahmen ähnlich und stellen 
mitunter nur Vorstufen für anschließende 
Disziplinarverfahren dar. Für die Entschei- 
dung über die Anfechtung dieser Verwal- 
tungsakte ist daher ebenfalls die Zuständig- 
keit des Oberlandesgerichts und des Bundes- 
gerichtshofs zu begründen. Gründe der 
Zweckmäßigkeit erfordern es, das gerichtliche 
Verfahren über die Anfechtung auch aller 
übrigen Verwaltungsakte auf dem Gebiete 
des Notar redits auf dieselbe Welse zu regeln. 
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Hier kommen im weseniliclien noch die mit 
der Bestellung zum Notar, Notarvertretcr 
und Notariatsverweser sowie mit gewissen 
Genehmigungen (vgl. z. B, § 9 Abs. 1 Satz 2 ; 
§ 41 a Abs. 1) zusammenhängenden Verwal- 
tungsakte in Betracht. Die Übertragung der 
Anfeditungsentschei düngen in diesen Fällen 
auf das Oberlandesgericht und den Bundes- 
gerichtshof führt nicht nur zu einer einheit- 
lichen geriditlichcn Zuständigkeit innerhalb 
des Bereichs der Notarordnung; sie bringt zu- 
gleida die Rechtsangleichung mit dem An- 
waltsrecht, wo in § 249 des Entwurfs einer 
Bundesrechtsanwaltsordnung die Anfechtung 
von Verwaltungsakten dem beim Oberlan- 
desgeridit crriditeten Ehrengerichtshof für 
Rechtsanwälte übertragen werden soll. Auf 
diese Angleichung muß mit Rücksicht auf die 
Anwaltsnotare besonderes Gewidit gelegt 
werden. Der Entwurf sicht daher in § 83 
vor, daß über die Anfechtung von Verwal- 
tungsakten, die nach der Notarordnung er- 
gehen, das Oberlandcsgericht und der Bun- 
desgerichtshof entscheiden, wenn nidit schon, 
wie z. B. bei der Anfechtung von Disziplinar- 
verfügungen der Rechtsbehelf ausdrücklich 
geregelt ist. Tm Interesse der Rcchtseinheit 
soll der § 249 der künftigen Bundes rechts- 
anwaltsordnung entsprechend gelten. Da in 
einzelnen Fällen eindeutig klargestellt wer- 
den muß, wann ein Verwaltungsakt voll- 
zogen werden kann (vgl. z. B. § 50 Abs. 2), 
ist es angebracht, den Antrag auf gcricht- 
lidie Entscheidung zu belristen. Er kann nur 
innerhalb eines Vlonats nach dem Zeitpunkt 
gestellt werden, in dem die Verfügung dem 
Betroffenen bekanntgemacht worden ist. 

Oberlandesgericht und Bundesgerichtshof sol- 
len, da die Mitwirkung der Notare wegen 
ihrer Sadikunde nicht entbehrt werden 
kann, in der in DiszipÜnarsachen gegen No- 
tare vorgeschriebenen Besetzung entscheiden. 
Im übrigen sei noch auf die durch Verwei- 
sung auf § 249 der Bundesrcchtsanwaltsord- 
nung vorgesehene ergänzende Anwendung 
der Vorschriften des Reichsgesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit hingewiesen (vgl. § 52 Abs. 3, § 54 
Abs. 6 des Entwurfs einer Bundesrechts- 
a n w al t so r d nung ) . 

b) Die allgemeinen Übergangsbestimmungen 
des Vierten Teils der Reichsnotarordnung 
haben größtenteils ihre Bedeutung verloren. 
Eine dem § 76 Abs. 1 RNotO entsprechende 
Vorschrift findet sich in Art. 3 Abs. 1 die- 
ses Entwurfs. Dem § 76 Abs. 2 Halbsatz 1 
RNotO entspridit Art. 3 Abs. 2. 


§ 77 RNotO ist, da er die Notarordnung als 
solche nicht betrifft, mit Änderungen aus der 
Notarordnung in den Art. 7 dieses Entwurfs 
übernommen worden. Auf die Begründung 
zu dieser Vorschrift sei hier verwiesen. § 81 
RNotO ist als § 90 im Entwurf enthalten. 

Von den für einzelne Bezirke geltenden 
Übergangsbestimmungen des Vierten Teils 
der Reichsnotarordnung sind die §§ 88, 89 
heute ohne Bedeutung. Dagegen sollen die 
§§ 84 bis 87 als 85 bis 86 und Art. 6 mit 
Änderungen übernommien werden; sie sind 
durch die §§88 und 89 ergänzt worden. 

Die im 3. Abschnitt des Vierten Teils der 
Reichsnotarordnung enthaltenen Schlußbe- 
stimmungen können wegfallen; § 90, der eine 
Entschädigung wegen eines Scliadens, der 
durch eine Maßnahme auf Grund der Reichs- 
notarordnung entstanden ist, aussdaließt, 
dürfte für die Vergangenheit keine Bedeu- 
tung mehr haben. Für die Zukunft, für das 
hier vorliegende Gesetz, eine entsprechende 
Bestimmung zu treffen, besteht keine Ver- 
anlassung. 

Die ln § 91 RNotO vorgesehene Möglich- 
keit, Durchführungs- und Ergänzungsbestim- 
mungen zur Reichsnotarordnung zu erlassen, 
kann wegen Art. 80 GG nicht mehr aufredit 
erhalten werden. 

§ 92 RNotO, der dem früheren Reichsmini- 
ster der Justiz die Befugnis gab, Zweifels- 
fragen im Verwaltungswege mit bindender 
Wirkung für Gerichte und Verwaltungs- 
behörden zu entscheiden, widerspricht heuti- 
gen verfassungsrechtlichen Grundsätzen und 
muß daher entfallen. 

Im einzelnen ist zu den §§ 84 bis 91 des Ent- 
wurfs folgendes zu bemerken: 

§ 84: 

Der Landesjustizverwaltung werden durch 
die Neufassung der Reichsnotarordnung in 
zahlreidien Fällen gewisse Befugnisse zuge- 
wiesen (vgl. z. B. § 5 Abs. 2, § 9 Abs. 1, 
§ 36 a, § 38 Abs. 3, § 39 Abs. 5, § 41, § 43 b, 
§ 43 i, § 82). Um eine Anhäufung von Ver- 
waltungsgeschäften bei der Landesjustizver- 
waltung zu vermeiden und um örtlichen Ge- 
pflogenheiten weiterhin Rechnung tragen zu 
können, sieht § 84 vor, daß die Landesjustiz- 
verwaltung die Befugnisse, die ihr nach der 
Reichsnotarordnung zustehen, nach ihrem 
Ermessen auf nachgeordnete Behörden über- 
tragen kann. Eine Ausnahme ist — einem 
besonderen Wunsche der Gemeinschaft des 
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Deutschen Notariats folgend — jedoch für 
die Bestellung zum Notar (§ 13 Abs. 1) vor- 
gesehen. Wegen ihrer Bedeutung soll diese 
nur von der Landesjustizverwaltung selbst 
vorgenommen werden können. 

§ 85: 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem § 84 RNotO. Abweichungen bestehen 
nur in folgenden Punkten: 

a) Da sich der Tätigkeitsbereich der Notar- 
kasse infolge der staatsrechtlichen Verände- 
rungen nach der Kapitulation nicht nur auf 
das Gebiet des Freistaates Bayern beschränkt, 
sondern sich auch auf das Land Rheinland- 
Pfalz erstreckt, war es notwendig, bei der 
Neufassung der Vorschrift hierauf Rücksicht 
zu nehmen (vgl. z. B. Nr. I Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 Satz 2, Abs. 5). 

b) Neu aufgenommen sind in Nr. I Abs. 3 
Buchstabe c die Besoldung der »sonstigen in 
einem Dienstverhältnis zur Notarkassc ste- 
henden Hilfskräfte“ nach Maßgabe der Sat- 
zung sowie die in Buchstabe f bis i der Nr. I 
Abs. 3 bezeichneten Aufgaben. Es handelt 
sich hierbei im wesentlichen um die gesetz- 
liche Festlegung eines bereits jetzt bestehen- 
den tatsächlichen Zustandes. 

c) An die Stelle des bisherigen Beirats der 
Notarkasse soll ein Verwaltungsrat treten 
(Nr. I Abs. 4). 

d) In Nr. I Abs. 7 Satz 1 wird die Verpflich- 
tung der Notarkasse, von den Notaren Ab- 
gaben zur Erfüllung der der Notarkasse ob- 
liegenden Aufgaben zu erheben, festgelegt. 
Das erscheint im Interesse einer ordnungs- 
mäßigen Erledigung der ihr obliegenden um- 
fangreichen Aufgaben angebracht. 

e) Die Vorschrift des früheren bayerischen 
Rechts, daß ein Notar nach Vollendung sei- 
nes 68. Lebensjahrs seines Amtes enthoben 
werden kann, war durch § 84 Nr. I RNotO 
nur bis zum 31. März 1942 aufrechterhalten 
worden. § 2 der Verordnung zur Änderung 
und Ergänzung der Reichsnotarordnung vom 
1. März 1943 (RGBl. I S. 126), der die Ver- 
setzung eines Notars in den Ruhestand nach 
Vollendung des 65. Lebensjahres zuließ, kann 
seit dem Zusammenbruch nach allgemeiner 
Ansicht schon deswegen nicht mehr ange- 
wandt werden, weil die Reichsnotarkammer, 
welche die Versorgung eines in den Ruhe- 
stand versetzten Notars zu gewähren hatte, 
nicht mehr besteht. Es ist daher zur Zeit 


keine Möglichkeit vorhanden, einen Notar 
in den Ruhestand zu versetzen. Hierfür ist 
jedoch im Tätigkeitsbereich der Notarkasse 
München ein dringendes Bedürfnis gegeben. 
Durch die Hereinnahme der Vertriebenen 
aus dem Sudetenland in den bayerischen 
Notardienst hat sich die Lage des Nachwuch- 
ses — und zwar nicht nur der aus Bayern 
stammenden Notarassessoren, sondern auch 
der aus dem Sudetenland stammenden No- 
tare, die noch nicht als Notare, sondern als 
Notaranwärter übernommen worden sind — 
in einer nicht mehr vertretbaren Weise ver- 
schlechtert. Ebenso ist durch den Wegfall der 
Altersgrenze die Aussicht der Notare, die 
noch auf ihrer ersten Amtsstelle tätig sind 
und schon im Hinblick auf ihre Kinder eine 
Versetzung an einen größeren Ort und an 
eine größere Notarstelle anstreben, so schlecht 
geworden, daß Abhilfe geboten ist. 

Eine Abhilfe ist nur dadurch möglich, daß 
Notarstellen zur Besetzung zur Verfügung 
gestellt werden. Dieses Ziel läßt sich durch 
die Schaffung neuer Notarstellen allein nicht 
erreichen, weil im Interesse der Leistungs- 
fähigkeit der Notarkasse die Zahl der Notar- 
stellen nicht unbegrenzt vermehrt werden 
kann. Die Notarkasse in München hat daher 
schon von der weiteren Möglichkeit Ge- 
brauch gemacht, die Notare die das 70. Le- 
bensjahr vollendet haben, zu einem frei- 
willigen Verzicht auf ihr Amt zu bewegen. 
Sie hat in ihre Satzung eine Bestimmung 
aufgenommen, wonach sich bei den über 
70 Jahre alten, am 1. Januar 1953 noch im 
aktiven Dienst stehenden Notaren das durch 
die Notarkasse gewährleistete Ruhegehalt 
mit Wirkung ab 1. Januar 1953 für jedes 
angefangene Kalenderjahr, in dem der Notar 
weiter im Dienst bleibt, um 10 v. H. ver- 
mindert. Auf Grund dieser Satzungsbestim- 
mung ist es gelungen, die Mehrzahl der No- 
tare, die das 70. Lebensjahr vollendet hatten, 
zur Niederlegung ihres Amtes zu bewegen. 
Gleichwohl ist trotz dieser Amtsniederlegun- 
gen und der Schaffung neuer Notarstellen die 
Lage des Notarnachwuchses noch immer sehr 
schlecht. Deshalb besteht im Bereich der 
Notarkasse audi für die nächste Zukunft das 
Bedürfnis, Notarstellen zur Besetzung ver- 
fügbar zu machen. Dabei ersdieint es ange- 
bracht, die Möglichkeit zu eröffnen, Notare, 
die nach Erreichung des 70. Lebensjahres ihr 
Amt nicht freiwillig niederlegen, entspre- 
chend dem früheren Recht auch gegen ihren 
Willen in den Ruhestand zu versetzen. Diese 
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Möglichkeit erscheint im Tätigkeitsbereich 
der Notarkasse durchaus tragbar und unbe- 
denklidi, da den in den Ruhestand tretenden 
Notaren durch die Notarkasse ein Ruhe- 
gehalt gezahlt wird. Der Entwurf sieht des- 
halb in § 85 Nr. II Abs. 1 vor, daß im Tätig- 
keitsbereich der Notarkasse in München ein 
Notar seines Amtes enthoben werden kann, 
wenn er das 70. Lebensjahr vollendet hat. Da 
damit gerechnet werden kann, daß sich diese 
Maßnahmen schon in einigen Jahren auf die 
Unterbringung des Notarnachwuchses aus- 
gewirkt haben werden, erscheint es aus- 
reichend, die Möglichkeit, den Notar seines 
Amtes zu entheben, nur auf die Dauer von 
fünf Jahren zu eröffnen. 

f) Die der Notarkasse in Mündien bereits 
jetzt zugewiesenen Aufgaben entspredien 
verschiedentlich den Aufgaben, die nach dem 
Entwurf den Notarkammern obliegen sollen. 
Die Wahrnehmung von Aufgaben der Notar- 
kammer durch die Notarkasse hat sich be- 
währt, Es entspricht nicht nur einem Wunsch 
der beteiligten Kreise, sondern auch einem 
Bedürfnis, die Möglichkeit zu schaffen, auch 
nadi Inkrafttreten dieses Gesetzes Aufgaben 
der Notarkammern wieder auf die Notar- 
kasse in München zu übertragen (§ 85 Nr. II 
Abs. 3). 

§ 86 : 

a) § 86 entspricht im wesentlichen dem § 85 
RNotO. Er weicht jedoch insofern von ihm 
ab, als der in § 85 Abs. 2 RNotO enthaltene, 
rechtlich bedeutungslose Hinweis auf eine 
„demnächstige Neuordnung der Zuständig- 
keit“ der Bezirksnotarc weggelassen ist. 

b) Die Zuständigkeit der Bczirksnotare als 
öffentliche Notare ist In mancher Richtung 
nicht eindeutig geklärt. Es entspridit einem 
Wunsche der Bezirksnotare und der Justiz- 
verwaltung des Landes Baden-Württemberg, 
die Rechtslage dadurch zu klären, daß sidi 
die Zuständigkeit der öffentlichen Notare 
künftig nach der Notarordnung richten soll 
(Absatz 1 letzter Satz). 

c) Dem Beirat der früheren Reichsnotar- 
kammer gehörte ein Bezirksnotar an. Ferner 
konnten die Bezirksnotare zu Beiträgen an 
die Reichsnotarkammer herangezogen wer- 
den, obwohl sie der Reichsnotarkammer nicht 
angehörten. Auch der Entwurf sieht eine 
Verbindung der Bezirksnotare zu der berufs- 
ständischen Organisation der der Bundes- 
notarordnung unterliegenden Notare vor, in- 


dem er den Bezirksnotaren das Recht gibt, 
der Notarkammer für den Oberlandes- 
gerichtsbezirk Stuttgart als freiwillige Mit- 
glieder beizutreten und an den Vertreterver- 
sammlungen der Bundesnotarkammer durch 
einen von ihnen gewählten Vertreter teil- 
zunehmen. Dagegen wird davon abgesehen, 
die Bezirksnotare mit den der Notarordnung 
unterliegenden Notaren kraft Gesetzes in 
einer Notarkammer zusammenzuschließen. 
Die Bezirksnotare sind Beamte und als solche 
Organe des Staates; sie sind in den Staats- 
organismus eingegliedert. Es erscheint nicht 
unbedenklich, sie außerdem noch ohne ihren 
Willen zusätzlich in einer nur einen Teil des 
Staatsorganismus darstellenden Körperschaft 
des öffentlichen Rechts zusammenzufassen. 
Hinzu kommt, daß die Bezirksnotare nicht 
der Reichsnotarordnung unterliegen und auch 
künftig nicht der Bundesnotarordnung unter- 
liegen werden. Sie unterstehen dem Landes- 
beamtenrecht und dem Landesdiszlpllnar- 
recht. 

Es erscheint nicht unzweifelhaft, ob ein dem 
Landesrecht unterliegender Landesbeamter 
durch Bundesgesetz überhaupt ohne oder 
gegen seinen Willen zum Mitglied einer Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts gemacht 
werden kann, die durch Bundesrecht errichtet 
und deren Aufgabe es ist, die Gesamtheit der 
der bundesrechtlichen Notarordnung unter- 
liegenden Notare zu vertreten, und die den 
Notaren gegenüber, wenn auch keine Auf- 
siditsbefugnlssc, so doch soldien Aufgaben 
angenäherte Befugnisse wahrzunehmen hat. 

Abgesehen von diesen rechtlichen Erwägun- 
gen ist noch folgendes zu beachten; Die Be- 
zirksnotare führen neben Ihrer notariellen 
Tätigkeit die Grundbücher und erledigen die 
Vormundschafts- und nadilaßgerichtlichen 
Geschäfte. Ihr Aufgabenkreis ist somit weit- 
gehend ein anderer als das Tätigkeitsgebiet 
der der Reichsnotarordnung unterliegenden 
Notare. Gemeinsam ist zwar beiden Berufs- 
gruppen, daß sie auf dem Gebiet der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit tätig sind. Das Be- 
rufsbild des Bezirksnotars Ist dennoch ein 
anderes als das des freiberuflichen Notars. 
Die Interessen beider gehen dementsprechend 
auch in vielen Punkten auseinander. Da die 
Notarkammern eine reine berufsständische 
Organisation der der Notarordnung unter- 
stehenden Notare sind, erscheint cs nicht 
tunlich, in ihnen auch die Bezirksnotare zu- 
sammenzufassen, Abgesehen hiervon ist es 
nicht erwünscht, daß die Wahrung der Inter- 
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essen von Beamten in den Händen einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts liegt, in 
der sie zwangsweise zusammengeschlossen 
sind. 

Aus diesen Gründen sieht der Entwurf da- 
von ab, den gesetzlichen Zusammenschluß 
der Bezirksnotare in der Notarkammer vor- 
zusehen. Dagegen dürften keine Bedenken 
bestehen, dem einzelnen Bezirksnotar zu ge- 
statten, freiwillig der Notarkammer als Mit- 
glied beizutreten. Ebenso erscheint es gerecht- 
fertigt, daß ein Bezirksnotar dem Vorstand 
der Notarkammer Stuttgart angehört, und 
daß den Bezirksnotaren die Möglichkeit ge- 
geben wird, an den Vertreterversammlungen 
der Bundesnotarkammer durch einen von 
ihnen gewählten Vertreter teilzunehmen. Mit 
Rücksicht auf die oben gekennzeichnete Ver- 
schiedenheit der Stellung der Bezirksnotare 
und der freiberuflichen Notare erscheint es 
jedoch nicht angebracht, ihnen in der Ver- 
sammlung der Notarkammer, im Vorstand 
der Notarkammer oder in der Vertreter- 
versammlung der Bundesnotarkammer ein 
Stimmrecht zu gewähren (Absatz 2). 

§ 87: 

Nach § 86 RNotO ist die Reichsnotarord- 
nung im Oberlandesgerichtsbezirk Karlsruhe 
noch nicht in Kraft getreten. Zeitpunkt und 
Umfang des Inkrafttretens sollten durch be- 
sondere Verordnung des Reichsministers der 
Justiz bestimmt werden. Auch der Entwurf 
sieht das Inkrafttreten der Reichsnotarord- 
nung im Oberlandesgerichtsbezirk Karlsruhe 
noch nicht vor. Die in diesem Bezirk tätigen 
Notare sind Beamte, Sie sind neben ihrer 
notariellen Tätigkeit für die Aufgaben des 
Grundbuchamts sowie des Nachlaßgerichts 
zuständig und nehmen auch Geschäfte des 
Zwangsversteigerungsrichters im Rahmen des 
§13 EGZVG wahr. Die Einführung der 
Reichsnotarordnung im Oberlandesgerichts- 
bezirk Karlsruhe würde also notwendiger- 
weise dazu führen, daß die genannten Auf- 
gaben von den Notaren auf die Gerichte 
übertragen werden müßten. Das setzt um- 
fangreidie organisatorische Vorarbeiten vor- 
aus, die bisher noch nicht geleistet zu werden 
vermochten. Abgesehen hiervon bedürfte es 
zu der Änderung der Notariatsverfassung 
nach Art. 138 GG der Zustimmung der Re- 
gierung des Landes Baden-Württemberg. 

Ohne damit einer künftigen Entwicklung in 
der einen oder anderen Richtung vorgreifen 
zu wollen, übernimmt § 87 des Entwurfs den 


Satz 1 des § 86 RNotO nicht. Eine solche 
Vorschrift hätte einmal nur eine rein pro- 
grammatische Wirkung. Zum anderen er- 
scheint, falls künftig die Reichsnotarordnung 
im Oberlandesgerichtsbezirk Karlsruhe etwa 
eingeführt werden sollte, schon wegen der 
damit verbundenen tiefgreifenden Wirkung 
hierzu nicht eine Verordnung ausreichend, 
sondern ein Gesetz erforderlich. 

Der Entwurf beschränkt sich daher lediglich 
darauf, in § 87 Satz 1 die geltende Rechtslage 
wiederzugeben, nach der die Reichsnotarord- 
nung Im Oberlandesgerichtsbezirk Karlsruhe 
nicht gilt. Die Vorschriften über die Dienst- 
verhältnisse der nach den Vorschriften des 
Badischen Landesgesetzes über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit bestellten Notare, ihre Zu- 
ständigkeit und das bei ihrer Amtstätigkeit 
zu beobaditende Verfahren einschließlich des 
Rechtsmittelzuges sollen unberührt bleiben. 
Auch diesen Notaren, gegen deren Zusam- 
menschluß in einer Notarkammer ebenfalls 
die zu § 86 angegebenen Gründe sprechen, 
soll ähnlich wie nach § 86 RNotO und ent- 
sprechend den In § 86 des Entwurfs den Be- 
zirksnotaren gegebenen Möglichkeiten eine 
Verbindung zu der berufsständischen Organi- 
sation der der Reichsnotarordnung unter- 
liegenden Notare gewährt werden. Eine Ab- 
weichung von der in § 86 vorgesehenen Re- 
gelung besteht jedoch Insofern, als die Im 
Oberlandesgerichtsbezirk Karlsruhe nach dem 
Badischen Landesgesetz über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit bestellten Notare nicht Mit- 
glieder der Notarkammer werden sollen, da 
nach dem Entwurf Im Oberlandesgerichts- 
bezirk Karlsruhe nicht die Bildung einer 
Notarkammer vorgesehen ist. Die wenigen 
im Landesgerichtsbezirk Karlsruhe tätigen 
Anwaltsnotare sollen der für den Oberlandes- 
gerichtsbezirk Stuttgart gebildeten Kammer 
angeschlossen werden (vgl. Art. 5 des Ent- 
wurfs). In diese Kammer auch die nach dem 
Badischen Landesgesetz über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit bestellten Notare aufzuneh- 
men, erscheint nicht angebracht. § 87 kann 
diesen Notaren daher nur die Möglichkeit 
eröffnen, durch einen von ihnen gewählten 
Vertreter an den Vertreterversammlungen 
der Bundesnotarkammer teilzunehmen. 

§ 88 : 

§ 88 will die Möglichkeit schaffen, in Ge- 
richtsbezirken des Landes Baden-Württem- 
berg und der Freien und Hansestadt Ham- 
burg, in denen jetzt neben Nurnotaren 
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(öffentlichen Notaren) auch Anwaltsnotare 
bestellt werden, einem praktischen Bedürfnis 
entsprechend auch künftig Anwaltsnotare zu 
bestellen. 

§ 89: 

a) Sofern mehrere Länder ein gemeinschaft- 
liches Oberlandesgericht errichten, kann es 
zweckmäßig sein, dem Oberlandesgerichts- 
präsidenten die ihm nach der Notarordnung 
zustehenden Verwaltungsaufgaben nicht für 
den ganzen Gerichtsbezirk zu überlassen, son- 
dern seine Verwaltungsbefugnisse auf das 
Land zu beschränken, in dem das Ober- 
landesgericht seinen Sitz hat. 

§ 89 Nr. 1 sieht daher für die Landesjustiz- 
verwaltung des Landes, in dem das Obcr- 
landesgericht seinen Sitz nicht hat, die Mög- 
lichkeit vor, die dem Oberlandesgerichts- 
präsidenten obliegenden Verwaltungsbefug- 
nisse auf einen anderen Richter (innerhalb 
des Landes) zu übertragen. 

b) Es erscheint gerechtfertigt, falls ein ge- 
meinschaftliches Oberlandesgericht für meh- 
rere Länder errichtet worden ist, abweidiend 
von § 44 Abs. 1 für jedes beteiligte Land eine 
Notarkammer zu errichten (*^ 89 Nr. 2). In 
diesem Falle muß jede Notarkammer auch 
eine Stimme in der Vertreterversammlung 
der Bundesnotarkammer haben. Dies wird 
in § 89 Nr. 2 Satz 2 klargestellt. 

§ 90: 

Die Vorschrift entspricht sachlich dem § 81 
RNotO. 

^ Zu Art. 2 

Mit Rücksicht auf die zahlreichen Änderun- 
gen der Reichsnotarordnung durch Art. 1 ist 
es notwendig, die Notarordnung in neuer 
Fassung und Paragraphenfolge bekanntzu- 
machen. Um Verwechslungen mit der Reichs- 
notarordnung und der Notarordnung für 
Rheinland-Pfalz zu vermeiden und aus staats- 
rechtlichen Gründen erscheint es zweckmäßig, 
den neuen Wortlaut als „Bundesnotarord- 
nung“ bekanntzumachen. 

Die in Art. 2 vorgesehene Ermächtigung, Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen, 
bezieht sich im wesentlichen auf die Berichti- 
gung von Verweisungen. 

Zu Art. 3 

Absatz 1 stellt klar, daß die Notare, die nach 
den bisherigen Vorschriften bestellt worden 


sind, Notare bleiben und ohne weiteres den 
Vorschriften des neuen Redits unterliegen. 
Hierdurch werden auch die Fälle erfaßt, in 
denen nach dem Zusammenbruch Notare ab- 
weichend von den Vorschriften der Reichs- 
notarordnung bestellt worden sind. 

Der Absatz 2 entspricht dem § 76 Abs. 2 
Halbsatz 1 RNotO. 

Die Vorschriften des § 76 Abs. 2 Halbsatz 2, 
Abs. 3 und 4 RNotO hatten nur für die 
Überleitung vom früheren Recht auf das 
Recht der Reidisnotarordnung Bedeutung. 
Sie sind jetzt gegenstandslos und können, da 
in den von ihnen behandelten Fragen durch 
das vorliegende Gesetz eine Rechtsänderung 
nicht eintreten wird, ersatzlos wegfallen. 

Zu Art. 4 

§ 8 Abs. 1 RNotO sieht vor, daß ein Notar, 
wenn dies einer geordneten Rechtspflege 
dienlidi ist, bei dem Amtsgericht, in dessen 
Bezirk er seinen Amtssitz hat, als Rechts- 
anwalt zugelassen werden kann. Die Vor- 
schrift hat in der Vergangenheit nur geringe 
praktische Bedeutung erlangt. Deshalb hat 
§ 8 der Notarordnung für Rheinland-Pfalz 
die Möglichkeit, einen Notar als Anwalt zu- 
zulassen, beseitigt, bereits vorgenommene 
Zulassungen jedoch aufrechterhalten. Ein Be- 
dürfnis für die Beibehaltung der Einrichtung 
des Notaranwalts kann nicht anerkannt wer- 
den. Überdies entspricht die Zulassung eines 
Reditsanwalts nur bei dem Amtsgericht nicht 
den Grundsätzen modernen Anwaltsrechts. 
Art. 4 des Entwurfs bestimmt daher, daß 
künftig Notaranwälte nicht mehr bestellt 
werden können. Soweit zur Zeit des Inkraft- 
tretens des vorliegenden Gesetzes noch No- 
taranwältc tätig sind, soll es dabei sein Be- 
wenden behalten. 

Die Sätze 2 und 3 des Art. 4 entsprechen 
dem geltenden Recht (§ 8 Abs. 1 Satz 2 
RNotO; § 2 der Zweiten Verordnung zur 
Ausführung und Ergänzung der Reichsnotar- 
ordnung vom 27. März 1938). 

Zu Art. 5 

Entsprechend einer Auflage durch die ameri- 
kanische Militärregierung sind durdi eine in 
der Military Government Gazette, United 
States Zone, Landeskommissarbezirk Karls- 
ruhe, Nr. 7 vom 30. August 1945 S. 3, ver- 
öffentlidite Verfügung des damals in seinem 
Bezirk zur Gesetzgebung befugten Land- 
gerichtspräsidenten in Karlsruhe 12 Rechts- 
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anwälte widerruflich ermächtigt worden, „die 
Tätigkeit eines Notars gemäß §§ 22 bis 28 
der Reichsnotarordnung vom 13. Februar 
1937 (RGBl. I S. 191)“ auszuüben. Die in der 
Folgezeit vereinzelt geäußerten Zweifel an 
der Wirksamkeit der Befugnis dieser Rechts- 
anwälte, notarielle Beurkundungen vorzu- 
nehmen, und damit an der Wirksamkeit der 
Urkundsakte sind zwar durch Bescheid des 
amerikanischen Hohen Kommissars vom 
11, Juli 1953 behoben worden. Gleichwohl 
ist die Rechtsstellung der ermächtigten 
Rechtsanwälte nicht völlig geklärt, da sie 
nicht nach der Pveichsnotarordnung zu No- 
taren bestellt, sondern lediglich zu der Tätig- 
keit eines Notars ermächtigt worden sind. Es 
ersdieint geboten, diese Zweifel jetzt dadurch 
zu beseitigen, daß die Rechtsanwälte die 
Stellung von Anwaltsnotaren erhalten, die 
wie die nach 5 B RNotO bestellten Anwalts- 
notare den Vorschriften der Notarordnung 
unterliegen. 

Weitere Anwaltsnotare oder freiberuflich 
tätige Nurnotare sind im früheren Lande 
Baden nicht vorhanden. Wegen der geringen 
Zahl ersdieint es weder notwendig noch 
zweckmäßig, daß die zur Zeit noch im Land- 
gerichtsbezirk Karlsruhe tätigen 7 Anwalts- 
notare eine eigene Notarkammer bilden. Des- 
halb sieht Art. 5 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs 
vor, daß sie der Notarkammer für den Ober- 
landesgerichtsbezirk Stuttgart angehören. 

Zur Beseitigung von Bedenken, die etwa 
künftig wieder gegen die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes vorgenommenen notariellen 
Geschäfte der Anwaltsnotarc aus dem Land- 
gerichtsbezirk Karlsruhe erhoben werden 
könnten, will Art. 5 Abs. 2 diese Geschäfte 
ausdrücklich sanktionieren. Sie sollen nicht 
etwa aus dem Grund unwirksam sein, weil 
die Rechtsanwälte nicht nach den Vorschrif- 
ten der Reichsnotarordnung zu Notaren be- 
stellt sind. 

Zu Art. 6 

Die Vorschrift entspricht dem § 87 RNotO 
in Verbindung mit der Verordnung über die 
Ruhestands- und Hinterbliebenenversorgung 
der Notare in Hessen vom 10. Mai 1938 
(RGBl. I S. 519) in der Fassung der Verord- 
nung vom 11. Dezember 1942 (RGBl. I 
S, 701). Sie berücksichtigt den Umstand, daß 
Teile des früheren Oberlandesgerichtsbezirks 
Darmstadt jetzt zum Lande Rheinland-Pfalz 
gehören (vgl. audi § 79 der Notarordnung 
für Rheinland-Pfalz). 


Zu Art. 7 

Der Absatz 1 des Art. 7 entspricht dem § 77 
Abs. 1 RNotO. Aufrechterhalten bleiben da- 
nach insbesondere auch die Vorschriften, 
nach denen die Notare allein oder neben 
anderen Stellen zur Beurkundung oder Be- 
glaubigung zuständig sind. Um jedoch eine 
weitere Zersplitterung der schon jetzt in den 
einzelnen Ländern weitgehend verschieden 
geregelten Beurkundungszuständigkeiten zu 
verhindern, sieht Art. 7 Abs. 2 die Auf- 
hebung des Art. 142 und des Art. 143 Abs. 1 
EGBGB vor. Die auf Grund dieser Vor- 
behalte erlassenen Vorschriften sollen jedoch 
bestehen bleiben. Sie sollen künftig von den 
bisher dafür zuständigen Stellen auch ganz 
oder teilweise aufgehoben und insoweit auch 
geändert werden können. Eine Ausdehnung 
soll jedoch unzulässig sein. 

Zu Art. 8 

Die frühere Reichsnotarkammer war Trä- 
gerin von Vermögenswerten und Verbind- 
lichkeiten. Die Vermögenswerte, die aus 
Grundstücken, Bankkonten und Wertpapieren 
bestanden, sind größtenteils noch vorhanden. 
Die Höhe der Verbindlichkeiten (z. B. der 
auf Grund des § 2 Satz 2 der Verordnung 
zur Änderung und Ergänzung der Reichs- 
notarordnung vom 1. März 1943 — RGBl. I 
S. 126 — bestehenden Ruhegehaltsverpflich- 
tungen) konnte bisher noch nicht festgestellt 
werden. Da die Reichsnotarkammer sämtliche 
Notare des Reichs umfaßte, erscheint es an- 
gebracht, als ihre Rechtsnachfolgerin die 
Organisation zu bestimmen, die künftig die 
Interessen der Gesamtheit der Notare zu ver- 
treten haben wird: die Bundesnotarkammer. 
Die Bundesnotarkammer soll daher auch in 
alle vermögensrechtlichen Pflichten und 
Rechte der Reichsnotarkammer elntreten. So- 
weit bereits durch Gesetz ein partieller Über- 
gang von Rechten und Pflichten der Reichs- 
notarkammer auf die örtlichen Notarkam- 
mern angeordnet ist (vgl. § 77 Abs. 1 der 
Notarordnung für Rheinland-Pfalz), soll es 
jedoch dabei sein Bewenden haben. 

Durch Beschluß vom 27. März 1954 — 
K. 1074.50 (K. 20.49), K. 290.50 — hat die 
Berliner Kommission für Ansprüdie auf 
Vermögenswerte laut Kontrollratsdirektive 
Nr. 50 die im Lande Berlin gelegenen Ver- 
mögenswerte der Reichsnotarkammer gemäß 
Art. II Abs. 2 der Kontrollratsdirektive 
Nr. 50 in Verbindung mit § 5 c der Anord- 
nung der Alliierten Kommandantur vom 
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3. Februar 1949 — BK/O (49) 18 — in der 
Fassung der Anordnung vom 22. Juni 1949 
— BK/O (49) 129 — auf die Rheinische 
Notarkammer in Köln übertragen. Die 
Übertragung ist zwar ohne Einschränkung 
vorgenommen worden. Die Beteiligten waren 
sich jedoch darüber einig, daß die Rheinische 
Notarkammer nur solange diese Vermögens- 
werte innehaben sollte, bis ein Rechtsnach- 
folger der Reichsnotarkammer vorhanden 
sein würde. Deswegen sollen die von der 
Rheinischen Notarkammer bisher treuhän- 
deriscli verwalteten Vermögenswerte der 
Reichsnotarkammer mit dem Inkrafttreten 
des hier im Entwurf vorgelegten Gesetzes 
auch auf die Bundesnotarkammer übergehen. 
Um die Vermögenslage der neuen Bundes- 
notarkammer nicht von vornherein zu ge- 
fährden, zumal die Höhe der von ihr zu 
übernehmenden Verbindlichkeiten der Reichs- 
notarkammer nicht bekannt ist, erscheint es 
gereclitfertigt, in Anlehnung an § 46 BGB 
die Haftung der Bundesnotarkammer zu be- 
scliränken (Absatz 1 Satz 3). 

Ferner entspricht es der Billigkeit, die aus 
Anlaß und in Durchführung des Rcchtsüber- 
gangs entstehenden Gerichtskosten nicht zu 
erheben. 

Zu Art. 9 

Soweit die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bestehenden Notarkammern bereits eigene 
Rechtspersönlichkeit besitzen (z. B. in Rhein- 
land-Pfalz), erscheint es gerechtfertigt, ihre 
Aktiven und Passiven auf die neu gebildeten 
Notarkammern zu übertragen. Falls die Be- 
zirke der neuen Notarkammern nicht mit 
den bisherigen Notarkammerbezirken über- 
einstimmen, soll die Landesregierung durch 
Rechtsverordnung die Aufteilung der Ver- 
mögenswerte und Verbindlichkeiten derart 
vornehmen, daß die Ansprüche der Gläubi- 
ger nicht gefährdet werden. 

Zu Art. 10 

Art. 10 behandelt die Einberufung und 
Durchführung der ersten Versammlung der 
Kammern, in der der Präsident zu wählen 
und die zur Vorbereitung der Satzung er- 
forderlichen Beschlüsse zu fassen sein werden. 

Zu Art. 11 

Durch Art. 11 sollen die Rechtsvorschriften, 
die neben der Reichsnotarordnung zu ihrer 
Ergänzung und Änderung erlassen worden 


sind, ausdrücklich aufgehoben werden. Diese 
Vorschriften sind teilweise heute schon gegen- 
standslos. Soweit sie noch heute von Bedeu- 
tung sind, werden sie in die Notarordnung 
übernommen. 

Auch die Notarordnung für Rheinland-Pfalz 
soll aufgehoben werden (Nr. 14). Jedoch 
sollen § 22 Abs. 4 und 5 sowie § 78 ln Kraft 
bleiben. Die Aufrechterhaltung des § 22 
Abs. 4 und 5 der Notarordnung für Rhein- 
land-Pfalz in Nr. 14 ist geboten, da es sich 
im wesentlichen um die Ausfüllung der in 
Art. 141 ff. EGBGB enthaltenen landesrecht- 
lichen Vorbehalte handelt. Es kann dem Lan- 
desgesetzgeber überlassen bleiben, im Rah- 
men der Vorbehalte des EGBGB die genann- 
ten Vorschriften abzuändern, wenn und so- 
weit er dies für erforderlich hält. § 78 soll 
mit Rücksicht darauf, daß sich auch künftig 
der Geltungsbereich der Notarkasse (vgl. § 85 
des Entwurfs) auf Teile des Landes Rhein- 
land-Pfalz erstrecken soll, in Kraft bleiben. 
Nicht vorgesehen ist die Aufhebung der zur 
Reichsnotarordnung erlassenen Verwaltungs- 
vorschriften. Sie aufzuheben oder zu ändern 
ist Aufgabe der Landesjustizverwaltungen. 
Auch die in der Dienstordnung für Notare 
enthaltenen Rechtsvorschriften sollen nicht 
durch das vorliegende Gesetz aufgehoben 
werden. 

Zu Art. 12 

Wie bereits zu Art. 1 Nr. 1 Buchstabe c aus- 
geführt ist, sollen die besonderen gesetzlichen 
Vorschriften, nach denen die Fähigkeit 
zum Richteramt (§ 2 GVG) Personen ver- 
liehen werden kann, welche die Prüfungen 
zur Erlangen einer solchen Fähigkeit nicht im 
Inland abgelegt haben, durch dieses Gesetz 
nicht berührt werden. An solchen besonderen 
gesetzlichen Vorschriften kommen in Frage 

1. die Verordnung über die Zuerkennung 
der Fähigkeit zum Richteramt an Volks- 
deutsche vom 8. Dezember 1939 (RGBl. I 
S. 2390), 

2. die in den Ländern Bayern, Hessen, in der 
Freien und Hansestadt Bremen und im Ge- 
biet des ehemaligen Landes Württemberg- 
Baden geltenden Gesetze über die Richter- 
amtsbefähigung umgesiedelten und heimat- 
vertriebenen Juristen. 

Bayern: Gesetz vom 16. Juni 1948 (GVBl. 
S. 109, 154); 

Hessen: Gesetz vom 21. Juni 1948 (GVBl. 
S. 79, 82); 



früheres Land Württemberg-Baden: Gesetz 
vom 2. Juni 1948 (Reg.Bl. S. 91, 148); 
Bremen: Gesetz vom 2. Juni 1948 (Brcm. 
Ges.Bl. S. 133). 

Zu Art. 13 

Durch die Generalklausel des Art. 12 werden 
die Gesetze und Verordnungen, in denen auf 
überholte Vorschriften des Notarrechts ver- 
wiesen ist, ohne eine ausdrückliche Änderung 
angeglichen. 

Zu Art. 14 

In Art. 11 Nr. 14 des Entwurfs ist die Auf- 
hebung der Notarordnung für Rheinland- 


Pfalz vorgesehen. Da die Reichsnotarordnung 
in Rheinland-Pfalz nicht mehr gilt (vgl. § 82 
Abs. 2 der Notarordnung für Rheinland- 
Pfalz), ist es erforderlidi, die Reichsnotarord- 
nung in der Fassung des Gesetzes über Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Notarrechts in 
Rheinland-Pfalz ausdrücklich in Kraft zu 
setzen. 

Zu Art. 15 

Durch die übliche Berlinklausel soll es ermög- 
lidit werden, daß das in der übrigen Bundes- 
republik geltende Notarrecht auch im Lande 
Berlin in Kraft tritt. 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


Artikel 1 

Änderung der Reidisnotarordnung 

1. Zu Nr. 1 (§ 3) 

§ 3 ist am Änfang wie folgt zu fassen: 

„Zu Notaren dürfen nur deutsche Staatsange- 
hörige bestellt werden, “ 

Begründung 

Von einem Deutschen im Sinne des Art. 116 
GG, der sich um das Amt eines Notars be- 
wirbt, kann verlangt werden, daß er seine 
Einbürgerung unter den erleichterten Vor- 
aussetzungen gemäß §§ 6 ff. des Gesetzes zur 
Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 
vom 22. Februar 1955 (BGBl. I S. 65) be- 
antragt. 

2. Zu Nr. 1 (§ 5 Abs. 5) 

In § 5 Abs. 5 siind nach den Worten „die 
Landesregierung“ einzufügen die Worte 
„oder die von ihr bestimmte Stelle“. 

Begründung 

Die Möglichkeit einer Delegation der Er- 
mächtigung erscheint zweckmäßig. 

3. Zu Nr. 3 a (§ 10 Abs. 2) 

Nach Nr. 3 ist folgende neue Nr. 3 a einzu- 
fügen: 


„3 a. § 10 wird durch folgenden Absatz 2 er- 
gänzt: 

,(2) Ein zur hauptberuflichen Amts- 
ausübung bestellter Notar darf sich nur 
mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
mit einem anderen Notar zur gemein- 
samen Berufsausübung verbinden oder 
mit ihm gemeinsame Geschäftsräume 
haben. Die Genehmigung kann mit 
Auflagen verbunden oder befristet 
wer den. ‘ “ 

Begründung 

Es soll verhindert werden, daß in den Gebie- 
ten des Nurnotariats selbständige Notarstel- 
len dadurch auf ge sogen werden, daß sich 
mehrere Notare zur gemeinsamen Berufsaus- 
übung verbinden, wodurch nach Wegfall 
eines Notars aus der Sozietät einem neuen 
Notar eine selbständige Berufsausübung 
praktisch unmöglich gemacht wird. 

4. Zu Nr. 7 a (§ 15 Abs. 3 S. 2) 

Nach Nr. 7 ist folgende neue Nr. 7 a einzu- 
fügen: 

„7 a. 5 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

,Er darf nicht dulden, daß ein seinem 
Hausstand angehörendes Famllienmit- 



glied eine unehrenhafte oder sonst mit 
dem Amt eines Notars nicht zu verein- 
barende Tätigkeit ausübt/ “ 

Begründung 

Die durch den Wegfall von § 9 Abs. 4 der 
Reichsnotarordnung geschaffene Lücke soll 
geschlossen werden. 

5. Zu Nr. 9 (§ 17 Abs. 1 Nr. 5) 

In § 17 Abs. 1 Nr. 5 sind die Worte „es sei 
denn, daß die Beteiligten die Beurkundung 
durch den Notar ausdrücklich wünschen“ zu 
streichen. 

Begründung 

Es erscheint mit der Stellung des Notars in 
keinem Falle vereinbar, daß der Notar 
gleichzeitig Urkundsperson und Bevollmäch- 
tigter eines Beteiligten ist. Die Fassung der 
Reichsnotarordnung ist daher wiederherzu- 
stellen. 

6. Zu Nr. 12 a (§ 30 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2) 

a) Nacli Nr. 12 ist folgende neue Nr. 12 a 
einzufügen: 

„12 a. In § 30 Abs. 1 wird Satz 2 ge- 
stridien. 

b) § 30 erhält folgenden neuen Abs. 2: 

„(2) Im Fall der vorläufigen Amtsent- 
hebung (§ 42) kann ein Vertreter auch 
ohne Antrag bestellt werden. Dies gilt 
auch, wenn ein Notar es unterläßt, die 
Bestellung eines Vertreters zu beantra- 
gen, obwohl er infolge eines körperUdien 
Gebrechens oder wegen Schwäche seiner 
körperlichen oder geistigen Kräfte zur 
ordnungsgemäßen Ausübung seines Amtes 
vorübergehend unfähig ist.“ 

c) Die bisherigen Abs. 2 und 3 werden 
Abs. 3 und 4. 

7. Zu Nr. 15 a (§ 33 Abs. 1 Satz 3) 

Nach § 15 ist folgende neue Nr. 15 a einzu- 
fügen: 

„15 a. In § 33 Abs. 1 wird Satz 3 gestrichen.“ 

Begründung zu 6. und 7. 

Es ist erforderlich, auch in den Fällen, in 
denen ein Notar nur vorübergehend aus den 
Gründen des § 38 Abs. 1 Nr, 6 unfähig ist, 
sein Amt auszuüben, ihm die Amtsausübung 
gegen seinen Willen zu nehmen und einen 
Vertreter zu bestellen. 


8. Zu Nr. 13 (§ 30 Abs. 2 alt) 

In § 30 Abs. 2 Satz 2 (alt) sind die Worte 
„mit Zustimmung der Landesjustizverwal- 
tung“ zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung beruht auf der Erwägung, 
daß die den Notarvertreter bestellende Auf- 
sichtsbehörde ohnehin ein Organ der Lan- 
desjustizverwaltung ist. 

9. Zu Nr. 26 a (§ 42 Abs. 2) 

a) Nach Nr. 26 ist folgende neue Nr. 26 a 
einzufügen: 

„26 a. § 42 Abs. 2 wird gestridien.“ 

b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2. 

Begründung 

Abs. 2 ist mit Rücksicht auf die Neuregelung 
der vorläufigen Amtsenthebung in § 81 nicht 
erforderlich. 

10. Zu Nr. 28 (§ 43 a Abs. 2 Satz 2) 

§ 43 a Abs. 2 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 
„Innerhalb der ersten drei Monate ist der 
Notariatsverweser berechtigt, auch neue 
Notariatsgeschäfte vorzunehmen.“ 

Begründung 

Die Regelung soll der im Entwurf der Bun- 
desredatsanwaltsordnung für den Anwalts- 
verwalter vorgesehenen Regelung angeglichen 
werden. 

11. Zu Nr. 28 (§ 43 i Abs. 1) 

§ 43 i Abs. 1 ist am Anfang wie folgt zu 
fassen: 

„(1) Das Amt eines nach § 43 a Abs. 1 be- 
stellten Notariatsverwesers “ 

Begründung 

Die Änderung ist im Hinblick auf die neue 
Vorsdirift des § 43 a Abs. 2, die einen Nota- 
riatsverweser auch für Anwaltsnotare zuläßt, 
notwendig. 

12. Zu Nr. 30 (§§ 44, 46 a, 47 a, 60) 

a) In § 44 ist folgender neuer Abs. 3 anzu- 
fügen: 

„(3) In den Oberlandesgerichtsbezirken, 
in denen ausschließlich Rechtsanwälte für 
die Dauer ihrer Zulassung bei einem be- 
stimmten Gericht als Notare zu gleich- 
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zeitiger Amtsausübung neben dem Beruf 
als Rechtsanwalt bestellt werden (§ 7), 
tritt an die Stelle der Notarkammer im 
Sinne dieses Gesetzes die Rechtsanwalts- 
kammer." 

b) In § 46 a ist folgender neuer Abs. 3 anzu- 
fügen: 

„(3) Im Falle des § 44 Abs. 3 werden 
die Befugnisse der Notarkammer von 
einer Abteilung des Vorstandes der 
Rechtsanwaltskammer wahrgenommen. 
Die Mitglieder diieser Abteilung müssen 
Anwaltsnotare sein. Im übrigen gilt § 90 
Abs. 2 bis 5 ider Bundesrechtsanwalts- 
ardnung.“ 

Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4. 

c) § 47 a ist durch folgenden neuen Abs. 5 
zu ergänzen: 

„(5) Im Falle des § 44 Abs. 3 sind in 
der Versammlung nur diejenigen Mitglie- 
der stimmberechtigt, die Anwaltsnotare 
sind." 

d) § 60 ist durch folgenden neuen Abs. 2 zu 
ergänzen: 

„(2) Im Falle des § 44 Abs. 3 werden 
die Rechtsanwaltskammern durch den 
Vorsitzenden der Abteilung des Vorstan- 
des (§ 46 a Abs. 3) oder durch ein ande- 
res Mitglied der Rechtsanwaltskammer, 
das Anwaltsnotar sein muß, vertreten.“ 

Begründung 

Die Aufgaben der Notarkammern werden in 
den Gebieten des Anwaltsnotariats z. Z. 
weitgehend von den Rechtsanwaltskammern 
wahrgenommen. Diese Regelung hat sich in 
jeder Beziehung bewährt. Es ist daher Vor- 
sorge zu treffen, daß sie auch bei Inkrafttre- 
ten der Bundesnotarordnung beibehalten 
werden kann. Die Bestimmungen zu b bis d 
modifizieren die Tätigkeit der Rechtsanwalts- 
kammern, soweit sie als Notarkammern tätig 
werden sollen. 

13. Zu Nr. 30 (§ 44 Abs. 4 neu) 

In § 44 ist folgender neuer Abs. 4 anzufügen: 

„i(4) Die 'Landesregierung kann die ihr in 
Abs. 1 und 2 erteilte Ermächtigung auf die 
Lanidesjustizverwaltung übertragen." 

Begründung 
Wie oben bei Nr. 2. 


14. Zu Nr. 30 (§ 50 Abs. 1) 

§ 50 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Notarkammer kann in Ausübung 
ihrer Befugnisse von den Notaren und Notar- 
assessoren Auskünfte und das persönliche Er- 
scheinen vor den zuständigen Organen der 
Kammer verlangen.“ 

Begründung 

Es erscheint nicht erforderlich, den Notar- 
kammern idie Befugnis zur Nachprüfung der 
Amtsführung der Notare einzuräumen, zu- 
mal durch die Einräumung einer derartigen 
Befugnis die Gefahr einer Zweispurigkeit der 
Dienstaufsicht begründet werden könnte. Die 
Auskunfts- und Er scheinenspf licht der No- 
tare und Notarassessoren vor den zuständi- 
gen Organen der Kammer erscheint aus- 
reichend. 

15. Zu Nr. 30 (§ 51 Abs. 3) 

§ 51 Abs. 3 ist Wie folgt zu fassen: 

„(3) Über Gegenvorstellungen des Notars 
oder Notarassessors entscheiden die Auf- 
sichtsbehörden." 

Begründung 

Die Ermahnung der Notarkammer ist keine 
Disziplinarstrafe. Es erscheint daher — auch 
nach dem Vorbild des Beamtenrechts — nicht 
angemessen, dem Notar die Möglichkeit der 
Anrufung eines Disziplinargerichts zu geben. 
Ob die Ermahnung ein Verwaltungsakt ist, 
kann zweifelhaft sein. Hierüber wird eintre- 
tendenfalls im Verfahren gemäß § 83 zu be- 
finden sein. 

16. Zu Nr. 33 (§ 67 Satz 2) 

§ 67 Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Auf die Begründung zur Neufassung des 
§ 51 Abs. 3 wird verwiesen (vgl. Nr. 15 
oben). 

17. Zu Nr. 35 (§§ 72, 73, 74 bis 80) 

a) § 72 ist wie folgt zu fassen: 

4 72 

Als Disziplinargerichte für Notare sind 
im ersten Rechtszuge das für den Sitz 
der Notarkammer zuständige Landgericht 
und im zweiten Rechtszuge das Oberlan- 
desgericht zuständig." 
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b) § 73 ist durch folgenden Absatz 2 zu er- 
gänzen: 

„(2) Werden diese Aufgaben einem 
obersten Landesgericht übertragen, so 
kann die Landesregierung bestimmen, 
idaß als Disziplinargericht für Notare im 
ersten Rechtszug das Oberlandesgericht 
zuständig ist.“ 

c) § 74 ist am Anfang wie folgt zu fassen: 

4 74 

Das Landgericht entscheidet “ 

d) § 75 ist wie folgt zu ifassen: 

4 75 

Der Vorsitzende und sein Stellvertre- 
ter, die mindestens Landgeriditsdirek- 
toren sein müssen, sowie die erforderliche 
Zahl von Beisitzern, die planmäßig ange- 
stellte Richter sein müssen, werden von 
dem Präsiidium des Landgerichts aus der 
Zahl der ständigen Mitglieder des Land- 
gerichts auf die Dauer von vier Jahren 
bestellt. Im übrigen gelten die §§ 62 bis 
67 und 69 des Gerichtsverfassungsge- 
setzes entsprechend.“ 

e) § 76 ist zu streichen. 

f) § 77 ist am Anfang wie folgt zu fassen: 

4 77 

Das Obcrlandcsgcricht entscheidet . . . .“ 

g) § 77 ist durch folgenden Satz 2 zu er- 
gänzen: 

„Im Falle des § 73 Abs. 2 entscheidet es 
in der Besetzung mit dem Vorsitzenden, 
einem Beisitzer, der planmäßig angestell- 
ter Richter ist, und einem Beisitzer, der 
Notar ist.“ 

h) § 78 ist wie folgt zu fassen: 

4 78 

Der Vorsitzende und sein Stellvertreter, 
die mindestens Senatspräsidenten sein 
müssen, sowie die nichterlichen Beisitzer 
und ihre Stellvertreter werden von dem 
Präsidium des Oberlandesgerichts aus der 
Zahl der ständigen Mitglieder des Ober- 
landesgerichts auf die Dauer von vier Jah- 
ren bestellt. Im übrigen gelten die §§62 
bis 67 und 69 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes entsprechend.“ 

i) § 79 ist wie folgt zu fassen: 

4 79 

Die Beisitzer bei dem Landgericht und 
dem Oberlandcsgericht, die Notare sind. 


werden von der Lanidesjustizverwaltung 
auf gutachtlichen Vorschlag des Vorstan- 
des der Notarkammer für die Dauer von 
vier Jahren ernannt. Sie können nach Ab- 
lauf ihrer Amtszeit wieder berufen wer- 
den. Sie dürfen nicht gleichzeitig dem 
Vorstand der Notarkammer angehören 
oder bei der Notarkammer im Haupt- 
oder Nebenberuf tätig sein.“ 

k) § 80 ist zu streichen. 

18. Zu Nr. 36 (§ 83) 

§ 83 ist wie folgt zu fassen: 

4 83 

(1) Verwaltungsakte, die nach diesem Ge- 
setz ergehen, können durch einen Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung angefochten 
werden. Der Antrag kann nur darauf ge- 
stützt werden, daß der Verwaltungsakt den 
Antragsteller in seinen Rechten beeinträch- 
tigt, weil er rechtswidrig sei. Soweit die Lan- 
desjustizverwaltung ermächtigt ist, nach 
ihrem Ermessen zu befinden, kann der An- 
trag nur darauf gestützt werden, daß die ge- 
setzlichen Grenzen des Ermessens überschrit- 
ten seien oder daß von dem Ermessen in 
einer dem Zweck der Ermächtigung nicht 
entsprechenden Welse Gebrauch gemacht 
worden sei. 

(2) Der Antrag auf gerichtliche Entschei- 
dung kann nur binnen eines Monats nach 
dem Zeitpunkt gestellt werden, in dem die 
Verfügung dem Betroffenen bekannt- 
gemacht worden ist. Der Antrag ist auch zu- 
lässig, wenn ein Antrag auf Vornahme eines 
Verwaltungsakts ohne zureichenden Grund 
innerhalb von drei Monaten nicht beschieden 
worden ist. 

(3) Zuständig für die Entscheidung ist im 
ersten Rechtszug das Landgericht, im zweiten 
Rechtszug das Oberlandesgericht. Die Gerichte 
entscheiiden in der für Disziplinarsachen gegen 
Notare vorgeschriebenen Besetzung. §§ 72, 73 
finden Anwendung. 

(4) Für das Verfahren gelten die §§ 49, 51 
bis 53, für die Kosten die §§ 227 bis 230 der 
Bundesrechtsanwaltsordnung entsprechend.“ 

Begründung 

a) Zu Nr. 17 a, c bis f, h bis k und Nr. 18 

Die Neufassung der §§ 72 bis 83 ist erforder- 
lich, weil durch Bundesgesetz eine abschlie- 
ßende Regelung des Disziplinarrechts für No- 
tare und die Bestimmung des Bundesgerichts- 
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hofs als letzte Dlszlpllnarmstanz unzulässig 
ist. Durch ein Bundesgesetz können nur Rah- 
menvorschriften für das Disziplinarrecht ge- 
schaffen werden. 

Es erscheint notwendig, die Disziplinar- 
gerichtsbarkeit für Notare bei den ordent- 
lichen Gerichten zu belassen. Da, abgesehen 
von Bayern, eine den Oberlandesgerichten 
übergeordnete gerichtliche Landesinstanz nicht 
besteht und da es nicht angezeigt ist, inner- 
halb eines Oberlandesgerichts zwei verschie- 
dene Disziplinarinstanzen zu schaffen, muß 
die Disziplinargerichtsbarkeit in erster Instanz 
dem Landgericht, in zweiter Instanz 
dem Oberlandesgericht übertragen werden. 
Eine Konzentration der Disziplinargerichts- 
barkeit an den für den Sitz der Notarkam- 
mern zuständigen Landgerichten und im übri- 
gen gemäß § 73 des Regierungsentwurfs er- 
scheint geboten. 

Auf Grund dieser Erwägungen wird die Än- 
derung der §§ 72, 74, 75, 77, 78 und 83 vor- 
geschlagen. 

§ 79 regelt die Bestellung der Notarbeisitzer 
für die Landgerichte und Oberlandesgerichte 
einheitlich und ersetzt § 75 Abs. 2 und § 79 
des Regierungsentwurfs. 

Die §§ 76 und 80 fallen weg, da sie sidi mit 
der Anwendung von Bundesdisziplinarrecht 
befassen. 

In § 83 ist im Interesse der Vereinfachung 
§ 249 des Entwurfs der Bundesrechtsanwalts- 
ordnung nicht in bezug genommen; statt 
dessen sind die maßgebencien Bestimmungen 
dieser Vorschrift im Gesetz selbst aufgeführt. 
Bei der Bezugnahme in Abs. 4 ist § 54 der 
Bundesrechtsanwaltsordnung weggelassen, da 
die dort vorgesehene Beschränkung der Rechts- 
mittel nicht zur Anwendung kommt. Diese 
Beschränkung ist nicht notwendig, weil im 
Disziplinarrecht für Notare ein Rechtsmittel- 
zug zum Bundesgerichtshof nicht eröffnet 
wird. 

b) Zu Nr. 17 b 

Nach dem Änderungsvorschlag zu § 72 (vgl. 
oben Nr. 17 a) sollen als Disziplinargerichte 
für Notare im ersten Rechtszug das Land- 
gericht und im zweiten Rechtszug das Ober- 
landesgericht zuständig sein. Nach § 73 kön- 
nen in Bayern die Aufgaben des Oberlandes- 
gerichts als Disziplinargericht dem Bayerischen 
Obersten Landesgericht übertragen werden. 
Wenn danach in Bayern das Bayerische Ober- 
ste Landesgericht im zweiten Rechtszug für 
zuständig erklärt wird, erscheint es sinnvoll. 


für diesen Fall das Oberlandesgericht im er- 
sten Rechtszug für zuständig zu erklären. Die 
Möglichkeit hierfür soll die Anfügung des 
vorgeschlagenen Absatzes 2 eröffnen. Der 
Instanzenzug würde dann in Bayern der bis- 
herigen Regelung entsprechen. 

c) Zu Nr. 17 g 

Da das Oberlandesgericht im Falle des § 73 
Abs. 2 (vgl. oben Nr. 17 b) im ersten Rechts- 
zug entscheidet, soll seine Besetzung der in 
§ 74 für den ersten Rechtszug vorgeschrie- 
benen Besetzung angeglichen werden. 

19. Zu Nr. 35 (§ 69 Satz 3) 

§ 69 Satz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Befugnisse der Einleitungsbehörde oder 
der ihr entsprechenden Dienststelle werden 
von der Landesjustizverwaltung ausgeübt. ‘‘ 

Begründung 

In Nordrhein-Westfalen ist der Vertreter des 
öffentlichen Interesses mit andersartigen Auf- 
gaben betraut, so daß er in dem Entwurf 
nicht auf geführt werden kann. 

20. Zu Nr. 35 (§ 70) 

a) § 70 Abs. 2 letzter Satz ist zu streichen. 

b) In § 70 ist folgender neuer Abs. 3 einzu- 
fügen: 

-(3) Gegen einen Anwaltsnotar kann 
als Disziplinarstrafe auch auf Entfernung 
aus dem Amt auf bestimmte Zeit erkannt 
werden. In diesem Fall darf die erneute 
Bestellung zum" Notar nur versagt wer- 
den, wenn sich der Notar in der Zwi- 
schenzeit eines Verhaltens schuldig ge- 
macht hat, das ihn unwürdig erscheinen 
läßt, das Amt eines Notars wieder aus- 
zuüben.“ 

c) Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden 
Abs. 4 und 5. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Regelung soll klarstellen, 
daß der mit der Entfernung aus dem Amt 
auf bestimmte Zeit bestrafte Notar nach Ab- 
lauf dieser Zelt sein Amt nicht ohne weiteres 
wieder ausüben kann, sondern einer erneuten 
Bestellung zum Notar bedarf. Diese soll ihm 
nur aus den Gründen des Absatz 3 Satz 2, 
nicht aber aus sonstigen Gründen, etwa 
wegen Verneinung des Bedürfnisses, versagt 
werden können. 



21. Zu Nr. 35 (§81 Abs. 1) 

§ 81 Abs. 1 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Bestimmung erscheint überflüssig, da 
nach § 69 des Entwurfs für die vorläufige 
Amtsenthebung eines Notars die Vorschrif- 
ten über die vorläufige Dienstenthebung eines 
Landesjustizbeamten gelten. 

22. Zu Nr. 35 (§ 81 Abs. 2) 

§ 81 Abs. 2 wird einziger Absatz und ist wie 
folgt zu fassen: 

„Ein Notar, der zugleich Rechtsanwalt ist, 
kann auch ohne Einleitung eines förmlichen 
Disziplinarverfahrens vorläufig seines Amts 
enthoben werden, wenn gegen ihn ein ehren- 
gerichtliches Verfahren nach der Bundes- 
rechtsanwaltsordnung eingeleitet worden Ist. 
Die Vorschriften über die vorläufige Amts- 
enthebung nach Einleitung eines förmlichen 
Disziplinarverfahrens gelten entsprechend.“ 

Begründung 

Es erscheint nicht erforderlich, daß nach Ein- 
leitung eines ehrengerichtlichen Verfahrens 
nach der Bundesrechtsanwaltsordnung gegen 
einen Anwaltsnotar dieser nur durch das Dis- 
ziplinargericht vorläufig des Amtes enthoben 
werden kann. 

23. Zu Nr. 36 (§ 88) 

§ 88 ist wie folgt zu fassen: 

4 88 

(1) In den Gerichtsbezirken der früher 
württembergischen und hohenzollerischen 
Teile des Landes Baden-Württemberg, in 
denen am .... Rechtsanwälte zur neben- 
beruflichen Amtsausübung als Notare bestellt 
werden konnten, können auch weiterhin An- 
waltsnotare bestellt werden. § 5 ist insoweit 
nicht anzuwenden. § 8 gilt entsprechend. 

(2) In der Ereien und Hansestadt Hamburg 

gilt § 7 nicht. In den Gerichtsbezirken der 
Freien und Hansestadt Hamburg, in denen 
am Rechtsanwälte zur nebenberuf- 

lichen Amtsausübung als Notare bestellt wer- 


den konnten, können auch weiterhin Anwalts- 
notare bestellt werden, wenn hierfür im Ein- 
zelfalle ein Erfordernis der Rechtspflege be- 
steht. Die §§ 5 und 8 sind insoweit nickt an- 
zuwenden. 

(3) Im Lande Rheinland-Pfalz gilt § 7 

nicht. Soweit am dort Rechtsanwälte 

das Amt des Notars im Nebenberuf ausgeübt 
haben, behält es dabei sein Bewenden.“ 

Begründung 

Die Freie und Hansestadt Hamburg ist aus 
Abs. 1 des Regierungsentwurfs ausgeklam- 
mert. Die Abs. 2 und 3 tragen den be- 
sonderen Verhältnissen in der Freien und 
Hansestadt Hamburg und im Land Rhein- 
land-Pfalz Rechnung. 

24. Zu Nr. 36 (§ 90 a neu) 

Nach § 90 ist folgender neuer § 90 a einzu- 
fügen: 

„§ 90 a 

Beschränkungen für den Zugang zum 
Notariat, die sich aus landesrechtlichen Vor- 
schriften über den Absdiluß der politischen 
Befreiung ergeben, bleiben unberührt.“ 

Begründung 

Der Antrag entspricht der Regelung in § 261 
des Entwurfs einer Bundesrechtsanwaltsord- 
nung. 


A r t i k e 1 7 

Zuständigkeit anderer Stellen 

25. Zu Artikel 7 Abs. 2 

a) Art 7 Abs. 2 ist zu streichen. 

b) Der bisherige Abs. 3 des Art, 7 wird 
Abs. 2. 

Begründung 

Die landesrechtliche Zersplitterung der Be- 
urkundungszuständigkeiten mag unerfreulich 
sein. Solange eine derartige Zersplitterung 
besteht, ersdieint es jedoch nicht angängig, 
dem Landesgesetzgeber die Befugnis zur Än- 
derung der entsprechenden Bestimmungen zu 
entziehen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Än d e r u n g s V o r s c h 1 ä g e n des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates wie folgt 
Stellung: 

1. Den Vorschlägen Nr. 1, 2, 4 bis 11, 13 bis 
16 und 19 bis 25 wird zugestimmt. 

2. Dagegen bestehen gegen die Vorschläge 
Nr. 3, 12, 17 und 18 Bedenken. 

a) Zu Nr. 3 

In den Gebieten, in denen ausschließlich zur 
hauptberuflichen Amtsausübung bestellte No- 
tare tätig sind, haben sich aus der gemein- 
samen Berufsausübung oder aus der gemein- 
samen Benutzung der Geschäftsräume bisher 
keine Mißstände ergeben. Die Gefahr, daß 
sich bei Wegfall der Genehmigungspflicht 
künftig Mißstände ergeben könnten, dürfte 
kaum begründet sein. Es erscheint daher nicht 
notwendig, in die Freiheit der Berufsausübung 
der Notare weiterhin durch eine Genehmi- 
gungspflicht einzugreifen. Außerdem ist es 
ganz allgemein erwünscht, die ohnehin zu 
hohe Zahl von Genehmigungserfordernissen 
nach Möglichkeit zu verringern. 

b) Zu Nr. 12 

Wenngleich zur Zeit in verschiedenen Teilen 
der früheren britischen Besatzungszone die Be- 
fugnisse der Notarkammern und der Reichs- 
notarkammer auf die Rechtsanwaltskam- 
mern übertragen sind und sich hieraus keine 
Schwierigkeiten ergeben haben, so läßt sich 
doch diese Regelung, die 1946 durch die be- 
sonderen Zeltverhältnisse geboten war, jetzt 
nicht mehr aufrechterhalten oder sogar auf 
andere Bezirke ausdehnen. Es sprechen nicht 
nur rechtspolitische, sondern auch begriffliche 
Bedenken dagegen, in den Gebieten des An- 
waltsnotariats an die Stelle der Notarkam- 
mer die Rechtsanwaltskammer treten zu las- 
sen. Würde man dem Vorschläge des Bundes- 
rates folgen, so würden die Grenzen zwischen 


den Notarkammern und den Anwaltskam- 
mern verwischt werden. Die Bundesnotar- 
kammer, der nicht die einzelnen Notare ange- 
hören werden, sondern die ein Zusammen- 
schluß der Notarkammern der Bundesrepublik 
sein soll, würde, wenn man dem Vorschlag 
des Bundesrates folgen wollte, nur die Notar- 
kammern aus den Gebieten umfassen. In 
denen nicht ausschließlich Anwaltsnotare be- 
stellt werden. Damit würde jedoch das Ziel, 
das mit der Bildung der Bundesnotarkammer 
erstrebt wird, dieses Organ zum repräsentati- 
ven Zusammenschluß aller auf dem Gebiete 
des Notarrechts bestehenden Körperschaften 
des öffentlichen Rechts zwecks Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben zu gestalten, nicht er- 
reicht werden können. Dem könnte man auch 
nicht dadurch begegnen, daß die Rechtsan- 
waltskammern der Bezirke, in denen aus- 
schließlich Anwaltsnotare bestellt werden, Mit- 
glied der Bundesnotarkammer werden; denn 
es erscheint nicht möglich, eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts, der auch oder sogar 
überwiegend Rechtsanwälte angehören, die 
nicht Notare sind, zum Mitglied der Bundes- 
notarkammer und damit zum Träger des Wil- 
lens der Gesamtheit der Notare Ihres Bezirks 
zu machen. Der Bundesrat versucht, diese 
Schwierigkeiten dadurch zu umgehen, daß er 
vorschlägt, daß die Rechtsanwaltskammern, 
die an die Stelle der Notarkammern treten 
sollen, in der Bundesnotarkammer durch den 
Vorsitzenden einer Abteilung des Vorstands 
oder durch ein anderes Mitglied der Rechts- 
anwaltskammer vertreten werden sollen, das 
Anwaltsnotar sein muß. Auch hiergegen be- 
stehen Bedenken. Die Vorstandsmitglieder der 
Rechtsanwaltskammer werden nach dem Ent- 
wurf der Bundesrechtsanwaltsordnung von 
allen Anwaltskammermitgliedern gewählt, 
also auch von den Rechtsanwälten, die nicht 
Notare sind. Somit würden auch bei der Wahl 
der Abteilung des Vorstands, die die Notare 
in der Bundesnotarkammer vertreten soll, An- 
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walte, die nicht Notare sind, mitwirken. Die 
Vertretung der Notare in der Bundesnotar- 
kammer würde also nicht ausschließlich auf 
dem Willen von Notaren beruhen. Die Bun- 
desnotarkanimer könnte somit, wenn man 
dem Vorschlag des Bundesrates folgen würde, 
nicht den unbedingten Anspruch darauf erhe- 
ben, den Willen der Notare zu verkörpern. 
Das würde aber, insbesondere wenn man die 
verhältnismäßig große Zahl der Oberlandes- 
gerichtsbezirke bedenkt, in der ausschließlich 
Anwaltsnotare bestellt werden, nicht nur dem 
mit der Bildung der Bundesnotarkammer ver- 
folgten Zweck zuwiderlaufen, sondern auch 
mit den für die Willensbildung innerhalb 
eines körperschaftlichen Zusammenschlusses 
zu fordernden demokratischen Grundsätzen 
kaum zu vereinbaren sein. Die Bundesregie- 
rung hält daher in Übereinstimmung mit der 
Gemeinschaft des Deutschen Notariats und 
der Arbeitsgemeinschaft der Rechtsanwalts- 
kammervorstände (Bundesrechtsanwaltskam- 
mer) an der Regierungsvorlage fest, 

c) Zu Nr. 17 

Auch die Bedenken, die vom Bundesrat da- 
gegen erhoben worden sind, daß als zweite 
Instanz Im Disziplinarverfahren über Notare 
der Bundesgerichtshof tätig werden soll, kön- 
nen nicht geteilt werden. Es trifft zwar zu, 
daß der Notar mit gewissen hoheitlichen 
Funktionen ausgestattet und daß seine Stel- 
lung der eines Beamten aiigeimlieii ist. Den- 
noch ist es unbestritten, daß der Notar kein 
Beamter ist. Er ist — und soll es auch nach 
dem Entwurf sein — Träger eines Amtes. Er 
nimmt eine Zwischenstellung zwischen dem 
Beamten und dem Angehörigen eines freien 
Berufes ein. Er ist nicht den beamtenrecht- 
lichen Vorschriften unterworfen. Die Heraus- 
lösung des Notars aus dem Beamtenrecht dient 
gerade der klaren Abgrenzung des Berufs- 
rechts der Notare von dem Beamtenrecht. Der 
Gesetzgeber hätte auch die rechtliche Mög- 
lichkeit, den Notar — ähnlich wie den An- 
walt — einer Ehrengerichtsbarkelt zu unter- 
stellen. Wenn der Entwurf sich entsprechend 
dem geltenden Recht dazu entschlossen hat, 
beim Notar von einem „Disziplinarverfahren“ 
zu sprechen, so hat das lediglich historische 
Bedeutung. Begrifflich ist dieses Verfahren 
kein echtes Disziplinarverfahren im Sinne des 
Beamtenrechts und des Art. 96 Abs. 3 GG, 
sondern ein aus Vereinfachungsgründen in die 
äußere Form eines Disziplinarverfahrens ge- 
kleidetes Verfahren besonderer Art zur Ahn- 
dung von Verfehlungen von Nichtbeamten. 


Art. 96 Abs. 3 GG kann daher der Betrau- 
ung des Bundesgerichtshofs mit disziplinär- 
gerichtlichen Aufgaben gegen Notare nicht 
entgegengehalten werden. Die Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes „für das Notariat“ 
nach Art. 74 Nr. 1 GG umfaßt auch die Be- 
fugnis zur abschließenden Regelung des Dis- 
ziplinarverfahrens. Dieses Verfahren ist ein 
so wesentlicher Bestandteil des gesamten No- 
tariatsrechts und so eng mit diesem verknüpft, 
daß es bezüglich der Gesetzgebungskompetenz 
nicht gesondert behandelt werden kann. Dem 
kann nicht die Tatsache entgegenstehen, daß 
der Notar vom Lande bestellt wird und der 
Dienstaufsicht des Landes untersteht. Diese 
Frage könnte wohl von Bedeutung sein, wenn 
das Disziplinarverfahren ein Verwaltungsver- 
fahren wäre. Um ein solches handelt es sich 
jedoch nicht, sondern die Disziplinargerichte 
sprechen Recht, Auf dem Gebiete der Recht- 
sprechung besteht kein Hinderungsgrund, im 
Rechtsmittelzuge ein oberes Bundesgericht mit 
Aufgaben zu betrauen. Darin liegt kein Ein- 
griff In grundgesetzlich zugunsten der Länder 
festgelegte Garantien. Der Gesichtspunkt der 
Personalhoheit rechtfertigt es weder aus ver- 
fassungsrechtlichen noch aus verfassungspoliti- 
schen Gründen, den eindeutigen Wortlaut des 
Art. 74 Nr. 1 GG einschränkend dahin aus- 
zulegen, daß der Bund nur Rahmenvorschrif- 
ten für das Diszipllnarrecht gegen Notare er- 
lassen dürfte. Außerdem ist zu beachten, daß 
auch über Verwaltungsaktc auf dem Gebiete 
des Landespersonalrechts in letzter Instanz 
ein oberes Bundesgericht entscheidet. 

Im übrigen erscheint der Vorschlag des Bun- 
desrates auch rechtspolitisch nicht tragbar. Er 
würde zu dem Ergebnis führen, daß nach dem 
Entwurf der Bundesrechtsanwaltsordnung Im 
Ehrengerichtsverfahren gegen Rechtsanwälte 
in erster Instanz das Oberlandesgericht und 
in zweiter Instanz der Bundesgerichtshof zu- 
ständig sein würde, während gegen Notare 
nur das Landgericht und das Oberlandesge- 
richt zu entscheiden hätten. Dieses Ergebnis, 
das den Anschein einer Minderbewertung der 
Tätigkeit des Notars erwecken könnte, ist ins- 
besondere mißlich, soweit es sich um Verfeh- 
lungen von Anwaltsnotaren handelt, bei denen 
oftmals kaum zu scheiden ist, ob sie eine Ahn- 
dung im notarrechtlichen Disziplinarverfah- 
ren oder im anwaltsrechtlichen Ehrengerichts- 
verfahren angezeigt erscheinen lassen. Schließ- 
lich erfordert es auch das Interesse der ein- 
heitlichen Handhabung des bundeseinheitlich 
geregelten materiellen Diszipllnarrechts der 
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Notare, daß als Berufsgericht nur ein Gericht 
für das gesamte Bundesgebiet tätig ist. 

Nach allem kann die Bundesregierung dem 
Vorschläge des Bundesrates nicht zustimmen. 

d) Zu Nr. 18 

Während dem Vorschlag des Bundesrates zur 
Fassung des § 83 im übrigen zugestimmt wer- 


den kann, bestehen gegen Absatz 3 Satz 1 
dieselben Bedenken wie gegen den Vorschlag 
Nr. 17. Zusätzlich ist hier darauf hinzuwei- 
sen, daß das Notarrecht das einzige Rechts- 
gebiet sein würde, auf dem — wenn der Vor- 
schlag des Bundesrates Gesetz würde — über 
die Anfechtung eines Verwaltungsakts nicht 
in letzter Instanz durch ein oberes Bundes- 
gericht entschieden werden könnte. 
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